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Editorial
Freiheit, Gleichheit und „Brüderlichkeit“ (Solidarität) sind seit 
der Französischen Revolution die großen politischen Leitideen 
der Moderne. Als Grundwerte wirken sie bis heute sinnstiftend 
und geben Orientierung dafür, wie gesellschaftliche Konflikte 
ausgetragen werden, aber auch wohin und wie sich eine Gesell-
schaft weiterentwickelt. Ausgangspunkt politischen Denkens 
und Handelns ist die unveräußerliche Würde und Autonomie 
des Menschen.

Eine allgemeingültige Definition politischer Grundwerte gibt 
es indes nicht. Ihre Bedeutung ändert sich nach Zeit und Ort. Der 
zwischen Demokratinnen und Demokraten herrschende prinzi-
pielle Konsens heißt noch nicht, dass daraus auch dieselben Kon-
sequenzen gezogen würden. Teilweise diametral entgegengesetzte 
Ansichten darüber, was Hindernisse für die Verwirklichung die-
ser Leitideen und mögliche Ursachen gesellschaftlicher Missstän-
de sind, bestimmen die politischen Prioritäten. Eine Konfliktlinie 
ist dabei die Frage, was Rahmenbedingungen einer gerechten, so-
lidarischen und sicheren Gesellschaft sind, in der alle Menschen 
sich frei entfalten können. Sie spitzt sich zu bei der Bewertung 
des Zusammenspiels von strukturellen Einflüssen und individuel-
len Verantwortlichkeiten: Gelten erstere als wesentlich, steht „der 
Staat“ stärker in der Pflicht; gelten letztere als bestimmend, kom-
men eher Ideen eines „schlanken Staates“ zum Tragen.

Diese Konfliktlinie durchzieht die Debatten über die Umset-
zung von politischen Grundwerten und verläuft teils quer zu 
Parteigrenzen und -programmen. Die Essays dieser Ausgabe 
verdeutlichen, wie unterschiedlich Gleichheit, Gerechtigkeit, 
Freiheit, Solidarität, Sicherheit und Nachhaltigkeit interpretiert 
werden, aber auch, wie divers Erklärungen für Ungleichheit, 
Ungerechtigkeit, Unfreiheit, unsolidarisches Verhalten, Un-
sicherheit und kurzsichtige Ressourcenverwendung sind. Das 
Aushandeln von und Verhandeln über diese Grundwerte bietet 
auch Anregungen für den demokratischen Streit um die „richti-
ge Balance“. Diesen gilt es, offen auszutragen.

Asiye Öztürk
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Menschenbilder und  
politische Grundwerte 

Leitmotive politischer Ideen und Grundwerte sind die damit verbundenen Menschenbilder. 
Laut Ursula Nothelle-Wildfeuer führt die Frage nach einem Menschenbild, das in aller Plura-
lisierung unsere politische Kultur in Denken und Handeln prägt und orientiert, zum Blick auf 
den Menschen als Person in seiner individuellen und unwiderruflichen Würde und Freiheit. Hel-
ga Grebing und Richard Saage zeichnen am Beispiel des sozialdemokratischen Menschenbildes 
nach, welchen Einfluss historische und gesellschaftliche Kontexte haben. Aydın Süer weitet den 
Blick und zeichnet sowohl Entwicklungswege als auch Entstehungszusammenhänge moderner 
Menschenbilder nach (Anm. d. Red.). 
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In vielen gesellschaftlichen Debatten geht 
es nicht allein um politische Einzelfragen, 

vielmehr steht im Hintergrund letztlich die 
Frage nach dem Bild 
vom Menschen, das 
ethische Orientierung 
gibt. Die Rede vom 
Menschenbild um-
fasst auf der einen Sei-
te deskriptive Aspekte 
zur „Verfassung“ des 
Menschen (conditio 
humana), impliziert 
darüber hinaus aber 
auch normative As-

pekte zur „Bestimmung des Menschen“, ❙1 also 
zu seiner Zukunfts- und Zielorientierung. 

Der Philosoph der Aufklärung Immanu-
el Kant brachte das zum Ausdruck, als er die 
drei großen Fragen „Was kann ich wissen? 
Was soll ich tun? Was darf ich hoffen?“ auf 
die vierte, letzte Frage „Was ist der Mensch?“ 
zulaufen ließ. Demnach spielen, will man an-
gemessen von ihm sprechen, Aussagen zum 

Menschen als erkennendes, handelndes und 
religiöses Wesen eine entscheidende Rolle.

Zwei aktuelle Schwierigkeiten in der Rede 
vom Menschenbild und im Gebrauch des 
Terminus seien hier vorab benannt. Die ers-
te Schwierigkeit kreist um die Frage, ob heute 
überhaupt noch die Rede von einem Menschen-
bild möglich ist, klingt darin doch für manche 
die Überheblichkeit an, aus einer vermeintlich 
objektiven Position heraus jeden „einer ‚Idee‘ 
gemäß zu taxieren, meist negativ“. ❙2 Zugleich 
befürchtet man darin auch „die Diktatur des 
abstrakten Sollens – ‚So soll der Mensch sein!‘ – 
über das konkrete ‚Ist‘ jedes Einzelnen“. ❙3 
„Die Krone der Schöpfung, das Schwein, der 
Mensch“ – deutlicher als mit Gottfried Benn ist 
die ganze Spannung und Ambiguität des Men-
schen wohl kaum zu formulieren. Das Men-
schenbild, so lautet das Argument zugespitzt, 
ist durch den Menschen selbst nicht definier-
bar, der Projektionsverdacht steht im Raum. 
Die zweite Schwierigkeit stellt die Möglichkeit 
an sich infrage, angesichts von Individualisie-
rung, Pluralisierung und Globalisierung noch 
von einem Menschenbild zu sprechen. Unter 
den Bedingungen der gegenwärtigen Kultur 
sei das Menschenbild nicht mehr im Singular, 
sondern nur noch im Plural zu haben.

❙1  	Bernhard Vogel (Hrsg.), Im Zentrum: Menschen-
würde, Berlin 2006, S. 11.
❙2  	Karl Lehmann, Gibt es ein christliches Menschen-
bild?, in: Wilhelm Vossenkuhl et  al. (Hrsg.), Ecce 
homo! Menschenbild – Menschenbilder, Stuttgart 
2009, S. 121.
❙3  	Vgl. ebd.
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Aktuell einflussreiche Menschenbilder
Das ökonomistische Menschenbild entstand 
in der Frühzeit moderner marktwirtschaft-
licher Ordnung, in welcher der Mensch nur 
als Produktionsfaktor gesehen wurde. Auch 
wenn durch die ordnungspolitische und 
-ethische Idee der sozialen Marktwirtschaft 
viel getan werden konnte zur Befriedung der 
Gesellschaft und sozialen Sicherung des Ein-
zelnen, so ergibt sich gerade unter den aktu-
ellen Bedingungen der Globalisierung erneut 
und verschärft das Problem ausschließlicher 
Funktionalisierung des Menschen, den man 
vor allem als „wirtschaftlichen“ Menschen 
ins Kalkül zieht und dessen Wert man haupt-
sächlich am ökonomischen Erfolg bemisst. 
Folgerichtig haben in solchem Denken Sozi-
alpolitik und Sozialstaat allein die Aufgaben, 
die Menschen „marktfähig“ zu machen. ❙4 Der 
Streit um die aktuelle Familienpolitik offen-
bart genau diese Problematik: Geht es um 
die Ermöglichung tatsächlicher Wahlfrei-
heit hinsichtlich der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Erwerbsarbeit oder um die mög-
lichst rasche Rückkehr beider Eltern an ihren 
Arbeitsplatz?

Das soziotechnizistische Menschenbild geht 
davon aus, dass durch staatliche und institu-
tionelle Maßnahmen politische Ziele erreich-
bar sind, ohne dass Individuen in freiheitlicher 
personaler Entscheidung und in Verantwor-
tung für die Folgen agieren. Gerade die seit 
mehr als einem Jahrzehnt anhaltende De-
batte um die Reform des Sozialstaates macht 
deutlich, dass Politik unter dem Stichwort der 
„Anreize“ in der Suche nach möglichst raffi-
nierten Stellschrauben um die Optimierung 
von Prozessen und Abläufen ringt. Finanzi-
elle Anreize wie etwa die „Abwrackprämie“ 
aus dem Jahr 2009 sind sowohl ökonomisch 
umstritten als auch ethisch defizitär. Letzte-
res insbesondere deswegen, weil sie schließlich 
dazu führen können, ethische Überlegungen 
aus pragmatisch-gewinnorientierten Gründen 
auszublenden.

Das autonomistische Menschenbild, wie 
es sich etwa artikuliert in der Debatte um 
die moderne Gentechnologie, die Stamm-
zelldiskussion und das Klonen, legt dem 

❙4  	Vgl. Wolfgang Kersting, Der Glaube an die All-
macht Geld, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
17. 8. 1998.

menschlichen Selbstbewusstsein nahe, dass 
der Mensch auch bei allen immer wieder vor-
kommenden Rückschlägen insgesamt doch 
kurz vor der eigenen, selbst produzierten 
Vollendung steht: Nicht mehr angewiesen 
auf einen Schöpfergott oder die Evolution er-
schafft er sich selbst. Das naturwissenschaft-
liche Können wächst, und der globale Markt 
eröffnet den Weg zu dem neuen „Design“-
Menschen. Der Markt für den neuen Men-
schen ist geografisch grenzenlos und mora-
lisch bindungslos.

Person und Menschenwürde

Diese Ausschnitte ethisch einzuordnen ist 
komplex. Natürlich stehen die Fragen der 
Kinderbetreuung dringend an, und auch die 
Frage der beruflichen Kompetenz von El-
tern ist von hoher Bedeutung. Aber dennoch 
scheint die einseitige ökonomische Ausrich-
tung der Debatte ethisch defizitär. Sicher 
sind Anreize zu gewünschtem Verhalten ein 
politisch hilfreiches Mittel, aber eine aus-
schließliche Fokussierung auf diese Verhal-
tensweise schaltet menschliche Freiheit letzt-
lich aus. Selbstverständlich ist Forschung im 
Dienst am Menschen unverzichtbar. Gerät 
aber diese Zielsetzung aus dem Blick, wird 
der Mensch seinen Mitmenschen und der Ge-
sellschaft zur Bedrohung. In letzter Konse-
quenz gefährden solche Menschenbilder die 
humane Substanz unserer Gesellschaft. Die 
Frage nach dem, was die Gesellschaft zusam-
menhält und zugleich ethische Orientierung 
für den Diskurs und das Handeln sein kann, 
muss fundamentaler ansetzen. 

Anschließend an die anthropologischen 
Ausgangsfragen von Kant ist der Mensch als 
Ganzes, mit all seinen Dimensionen in den 
Blick zu nehmen. Dieses Bild vom Menschen 
ist auch in der säkularen Begründung des 
Menschenbildes gemeint, die Kant in seiner 
Grundlegung zur Metaphysik der Sitten mit 
der Herleitung der Selbstzwecklichkeitsfor-
mel seines kategorischen Imperativs vorge-
legt hat: „Handle so, dass du die Menschheit 
sowohl in deiner Person, als in der Person 
eines jeden anderen jederzeit zugleich als 
Zweck, niemals bloß als Mittel brauchest.“ 

Seit Kant ist diesbezüglich auch die Unter-
scheidung zwischen zwei Formen von Wert 
relevant: „Im Reich der Zwecke hat alles ent-
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weder einen Preis oder eine Würde. Was ei-
nen Preis hat, an dessen Stelle kann auch et-
was anderes, als Äquivalent, gesetzt werden; 
was dagegen über allen Preis erhaben ist, mit-
hin kein Äquivalent verstattet, hat eine Wür-
de.“ ❙5 Der Mensch ist es folglich, der kei-
nen Preis, kein Äquivalent hat, sondern eine 
Würde, die unbedingte Anerkennung und 
Achtung verlangt.

In dieser Perspektive spielt auch die christ-
lich-sozialethische Prägung unserer (politi-
schen) Kultur für die Bestimmung eines trag-
fähigen Menschenbildes eine entscheidende 
Rolle. Wenn beispielsweise die katholische 
Soziallehre formuliert, dass der Mensch „Trä-
ger, Schöpfer und Ziel aller gesellschaftlichen 
Einrichtungen“ sei, dann führt sie auf einer 
institutionellen Ebene aus, was Kant mit un-
bedingtem Geltungsanspruch für den Ein-
zelnen propagierte. ❙6

Menschenbild, Menschenwürde 
und Menschenrechte

 

Diese alles fundierende Norm anzuerkennen, 
bedeutet, anzuerkennen, dass jeder Mensch 
Person mit der ihr eigenen unveräußerlichen 
Würde ist. Damit ist kein Mensch hinsicht-
lich seiner Eigenschaften und seines Verhal-
tens festgelegt oder kategorisiert. Vielmehr 
ist damit die norma normans, ❙7 das normie-
rende, ordnende und begründende Kriterium 
genannt, das allem individuellen und öffent-
lichen Handeln Orientierung und Maßstab 
sein muss. Dieses Bild vom Menschen hat 
auch Einzug gehalten in unser Grundgesetz: 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ 
Ähnliche Formulierungen finden sich auch 
in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte von 1948. 

❙5  	Immanuel Kant, GMS, AA IV, 434, in: Preußische 
Akademie der Wissenschaften (Hrsg.), Akademie–
Ausgabe IV, Berlin 1903.
❙6  	Vgl. Papst Johannes XXIII., Enzyklika „Mater et 
magistra“ vom 15. 5. 1961, deutscher Text, in: Bun-
desverband der Katholischen Arbeitnehmer-Bewe-
gung Deutschlands (KAB) (Hrsg.), Texte zur ka-
tholischen Soziallehre, Kevelaer 1992, S.  171–240, 
Nr. 219/220.
❙7  	Dietmar Mieth, Die Würde des Menschen als „nor-
ma normans“ aller Handlungen und Institutionen, 
in: Wilfried Härle/Bernhard Vogel (Hrsg.), Begrün-
dung von Menschenwürde und Menschenrechten, 
Freiburg/Br. 2008, S. 107–133.

Weder der Verweis auf das, was gerade 
mehrheitsfähig ist, noch auf das, was „man 
immer schon so gemacht hat“, auch nicht 
auf das, was sich gerade rechnet, kann diese 
Funktion der Grundorientierung überneh-
men. ❙8 Denn die genannten Aspekte stellen 
Bedingungen und formulieren Restriktio-
nen, was mit der Rede von einer unbeding-
ten Norm unvereinbar ist. Nur eine unbe-
dingte Norm kann auch Grundlage für die 
unbedingte Geltung von Menschenrechten 
sein. Diese sind unmittelbarer Ausdruck 
der Menschenwürde und kommen jedem 
einzelnen Menschen qua Menschen als an-
geborene, unveräußerliche Rechte zu, un-
abhängig irgendeiner Kondition. Die Men-
schenrechte werden auch nicht vom Staat 
gewährt (und könnten ebenso wieder ge-
nommen werden), sondern sind dem Staat 
vorgegeben, müssen von ihm anerkannt und 
geschützt werden.

Nicht zuletzt der Rekurs auf die Men-
schenrechte verdeutlicht, dass der Mensch 
in seiner Würde ein Wesen der Freiheit ist 
– nicht nur externe Freiheiten wie etwa Rei-
sefreiheit oder die Freiheit der Berufswahl, 
sondern auch interne Freiheiten wie Glau-
bens- und Gewissensfreiheit gehören un-
abdingbar zum Katalog. Freiheit meint die 
Selbstbestimmung des Einzelnen, wobei 
der Mensch erst in der Selbstbestimmung 
„die nur ihn auszeichnende Kontur einer 
Innen und Außen verbindenden Individu-
alität (gewinnt)“. ❙9 Selbstbestimmung prägt 
das jeweilige Handeln und ist ausgerich-
tet auf ein letztes Ziel, „mit ihr wird er (der 
Mensch, Anm.  U. N.-W.) durch und durch 
er selbst“. Erst unter dieser Bedingung der 
erfahrenen Einmaligkeit und Individualität 
„kann der Mensch den Sinn für eine Kon-
sequenz entwickeln, die er selber durchzu-
halten hat“. ❙10 

Ethisch meint dies Wahrhaftigkeit und Ver-
antwortung. Er erkennt, dass er herausgefor-
dert ist, den ihm gegebenen Spielraum seiner 
Freiheit in Verantwortung zu nutzen, seine 
eigenen Grenzen also auf ein je Größeres hin 

❙8  	Vgl. B. Vogel (Anm. 1).
❙9  	Volker Gerhardt, Selbstbestimmung und Mitbe-
stimmung, in: Thomas Meyer/Udo Vorholt (Hrsg.), 
Menschenbild und Politik, Bochum–Freiburg/Br. 
2004, S. 33.
❙10  	Ebd.
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zu überschreiten. ❙11 Dieses je Größere kann in 
unserer pluralistischen Gesellschaft durch-
aus unterschiedliche Namen haben: Gemein-
schaft, Solidarität mit den Schwachen, sozia-
le Gerechtigkeit, Frieden, Lebenssinn. Sicher 
bieten all diese Formen von Transzendenz 
immer auch die Möglichkeit, ideologisch ver-
einnahmt zu werden. Vor allem aber liegt hier 
der Ansatzpunkt dafür, dass Menschen – und 
sei es auch nur in nachträglicher Deutung – 
dieses Sich-selbst-Überschreiten als im wei-
testen Sinn religiöse Momente erfahren. 

Das Verwiesen-Sein des Individuums rich-
tet sich zugleich auf die Gemeinschaft, der 
Mensch ist gleichermaßen Individual- und So-
zialwesen. Soziales und politisches Handeln 
entsteht dort, wo Menschen sich in individu-
eller Verantwortungsübernahme einig sind 
und gemeinsam auf das Ziel eines allgemei-
nen Wohls der Gesellschaft hin tätig werden. 
In dieser Selbstbestimmung in Gemeinschaft 
wird jene Solidarität möglich, die zu einem 
Strukturprinzip gesellschaftlicher Ordnung 
wird, sofern diese der Menschenwürde Rech-
nung zu tragen sucht. Die Bereitschaft, seine 
Fähigkeiten entsprechend einzubringen, muss 
durch entsprechende Rahmenbedingungen 
gleichermaßen befördert wie unterstützend 
flankiert werden: So weit (aber nur so weit!) 
wie nötig, muss von der nächstgrößeren Ein-
heit, letztlich vom Staat, auch Hilfe zur Selbst-
hilfe geleistet werden. Genau diese Kompe-
tenzanerkennung und Freiheitsermöglichung 
besagt die Rede vom Subsidiaritätsprinzip.

Impulse für die  
aktuellen politischen Debatten 

Vor dem Hintergrund der Ausführungen 
zum Bild vom Menschen in seiner Würde und 
Freiheit sind folgende Problemfelder neu zu 
beleuchten: 

Wenn es nichts gibt, was per se nicht zum 
Menschen(bild) in seiner Ganzheit gehört, 
dann hat dies Konsequenzen für die derzei-
tige Prädominanz der Ökonomie und für das 
Bestreben, fasziniert von der Effizienzlogik 
des Marktes, alle Lebensbereiche dem Ge-
setz von Angebot und Nachfrage zu unter-

❙11  	Vgl. Karl Lehmann, Das christliche Menschenbild 
in Gesellschaft und Kirche, in: Gesellschaft im Test, 
40 (2000), S. 12. *

stellen: Markt ist nicht alles, und nicht alles 
ist Markt. ❙12 In Anlehnung an den Ökonomen 
Wilhelm Röpke, der als einer der „Väter“ der 
sozialen Marktwirtschaft gilt, lässt sich fest-
halten, dass es ein „Jenseits von Angebot 
und Nachfrage“ ❙13 gibt, ohne das aber wiede-
rum der Markt nicht zu denken ist und nicht 
funktionieren kann. Wirtschaften ist kon-
stitutiv für das Menschsein, aber eine Ver-
absolutierung wird dem Menschen nicht ge-
recht; seine Funktionalisierung für ein nicht 
selbst bestimmtes Ziel stellt eine unhaltbare 
Restriktion seiner Freiheit und Verantwor-
tung dar. 

Wenn der Mensch Individual- und Sozial
wesen ist, kann er sich in seiner Selbstbestim-
mung nur verwirklichen, wenn er auch an der 
Gesellschaft mit ihren Prozessen und Errun-
genschaften teilhaben kann. In dieser Per-
spektive ist Erwerbsarbeitslosigkeit ein indi-
viduell und strukturell unhaltbarer Zustand. 
Es liegt in der Verantwortung von Gesell-
schaft und Staat, hier durch geeignete Maß-
nahmen Abhilfe zu schaffen. Im Blick auf 
die beiden damit genannten Grundwerte von 
Freiheit und Gerechtigkeit geht es um ein 
Konzept von Sozialstaat, der nicht paternalis-
tisch entmündigend agiert, sondern der Rah-
menbedingungen schafft, die es jedem einzel-
nen ermöglichen, ein Leben in Freiheit und 
Würde verwerfungsfrei führen zu können.

Wirtschaft und Politik sind keine automa-
tischen, nach einmal implementierten Ge-
setzmäßigkeiten ablaufende Prozesse. Viel-
mehr bleiben menschliches Tun und humanes 
Ethos unverzichtbar. Wenn also der Mensch 
ein Wesen der Freiheit ist, dann gehört es 
dazu, dass er auch für sein politisches Han-
deln in Gemeinschaft mit anderen sich nicht 
von seiner individuellen Verantwortung sus-
pendiert. Dem Prinzip der Haftung zu neuer 
Geltung zu verhelfen, ist Aufgabe einer sich 
der Freiheit und Würde des Menschen ver-
pflichtet wissenden Politik.

❙12  	Vgl. Hans-Joachim Höhn, Markt ohne Gren-
zen?, in: Ursula Nothelle-Wildfeuer/Norbert Glat-
zel (Hrsg.), Christliche Sozialethik im Dialog, Graf-
schaft 2000, S. 417–433.
❙13  	Vgl. Wilhelm Röpke, Jenseits von Angebot und 
Nachfrage, Erlenbach–Zürich 1958.
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Wie ein erratischer Block behauptet die 
Sozialdemokratie eine Sonderstellung 

in der Geschichte der deutschen Parteienland-
schaft: Die sich nach 
dem Ende des Sozialis-
tengesetzes 1890 SPD 
nennende Massenpar-
tei hat ihre Grundwer-
te und Grundüber-
zeugungen seit ihrer 
Gründung bis in die 
Gegenwart unverän-
dert beibehalten. Wo-
ran lag es, dass trotz 
aller Niederlagen, Ka-
tastrophen und Phasen 
der Desorientierung in 
ihrer 150-jährigen Ge-
schichte die SPD den 
mit ihrem Namen ver-

bundenen Wertehorizont der „Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Solidarität“ bewahren konn-
te? Welche Rolle spielte ihr Menschenbild in 
diesem Zusammenhang? ❙1 

Zwar umfasst das Menschenbild im-
mer nur die soziokulturelle Dimension des 
„ganzen“ Menschen, die mit seiner ersten 
animalischen, das heißt biologischen Na-
tur nichtdualistisch verzahnt ist. Aber zu-
gleich ist zwischen dem Menschenbild und 
dem Wertehorizont zu unterscheiden, den 
man mit ihm assoziiert. Zwar können die 
Werte einer sozialen Bewegung durch axio
matische Gründe vorgegeben sein. Doch 
das Menschenbild wird in weitaus höhe-
rem Maße von gesellschaftlichen und histo-
rischen Kontexten geprägt, innerhalb derer 
politisches Handeln stattfindet. Daher ist es 
im sozialdemokratischen Zusammenhang 
angemessener, nicht von „dem“ einen gül-
tigen Menschenbild, sondern von auf ver-
änderte historische Kontexte reagierenden 
Menschenbildern zu sprechen. Deren aktu-
elle Bedeutung kann nur dann hinreichend 
erfasst werden, wenn Klarheit über ihre his-
torische Entwicklung besteht.

Das sozialdemokratische Menschenbild vor 
1933 ist ohne seine Verwurzelung in der evo-
lutionären Naturgeschichte nicht zu verste-
hen. Tatsächlich stieß Charles Darwins Ab-
stammungslehre in der sozialdemokratischen 
Arbeiterschaft und bei den parteinahen Intel-
lektuellen auf großes Interesse. Aber zugleich 
war für sie ebenso klar, dass der Mensch nicht 
nur „Natur“ im Sinne seines physiologischen 
Organismus ist, sondern dass sein eigent-
liches Leben in einer historisch und gesell-
schaftlich imprägnierten Sphäre der „Kultur“ 
stattfindet. Nicht zufällig waren die wesent-
lichen Geburtsstätten der Sozialdemokratie 
die Arbeiterbildungsvereine. 

Ebenso wenig kann überraschen, dass diese 
nichtdualistische Doppelung die entscheidende 
Trennungslinie begründete, welche die über-
wiegende Mehrheit der Sozialdemokratie vom 
liberalen Rechtsdarwinismus einerseits und 
vom sozialistischen Linksdarwinismus ande-
rerseits trennte. Beide Strömungen versahen 
die Formel vom „Kampf ums Dasein“ zwar 
mit einer unterschiedlichen Stoßrichtung: Die 
einen nutzten sie zur Legitimierung des ka-
pitalistischen Konkurrenzprinzips, die ande-
ren zu dessen Delegitimierung, da die Eigen-
tumsverfassung der bürgerlichen Gesellschaft 
das natürliche Selektionsprinzip im Interesse 
der Kapitaleigner außer Kraft setze. Doch den 
Konsens beider Richtungen, die organisch-
natürlichen Kategorien der Evolutionstheorie 
auch auf die Gesellschaft anwenden zu können, 
lehnte die große Mehrheit der Sozialdemokra-
tie ab. Für die gesellschaftliche Analyse war die 
von Karl Marx inaugurierte Gesellschaftstheo-
rie zuständig, der nicht mit biologischen, son-
dern mit nichtgenetisch determinierten sozio-
ökonomischen Kategorien argumentierte.

Andererseits sensibilisierte der Rekurs auf 
die Evolution seiner biologischen Verwurze-
lung das sozialdemokratische Bild des Men-
schen nicht nur für die altruistischen, sondern 
auch für die aggressiven Seiten seiner Natur. 
Nur die Demokratie schafft institutionelle 
Voraussetzungen für kommunikative Struk-
turen, die als Korrektive aggressiven Verhal-
tens wirken können, sodass die individuelle 
Freiheit und, mit dieser verbunden, die uni-

❙1  	Im Folgenden beziehen wir uns auf: Richard Saa-
ge/Helga Grebing/Klaus Faber (Hrsg.), Sozialdemo-
kratie und Menschenbild. Histiorische Dimension 
und aktuelle Bedeutung, Marburg 2012.

mailto:grebing.helga@t-online.de
mailto:saage@gmx.net
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versalistische Gleichheit der Lebenschancen 
rechtlichen Schutz genießen und eine verläss-
liche Möglichkeit auf Verwirklichung haben. 
Die sozialdemokratische Entscheidung für die 
Demokratie vor 1914 und in der Zeit zwischen 
den beiden Weltkriegen schuf zugleich die 
entscheidende Distanz zu den elitären Men-
schenbildern des Faschismus und des Kom-
munismus, welche die liberalen Grund- und 
Menschenrechte zerstörten. Beider Konzepti-
onen eines „Neuen Menschen“ konfrontierte 
sie das demokratische Postulat der sozialstaat-
lich verbürgten Existenzsicherung und der 
Bildungschancen für alle, um die Einzelnen 
zu ihrer Autonomie und Würde zu verhelfen.

Zwar öffnete sich in der SPD wie auch in an-
deren sozialdemokratischen Parteien Euro-
pas eine linke sozialdarwinistische Strömung 
gegenüber dem weltweiten Diskurs über Ras-
senhygiene und Eugenik. Aber sie konnte zu 
keinem Zeitpunkt eine nennenswerte Ak-
zeptanz erlangen. Alle sozialdemokratischen 
Parteiprogramme erteilten rassistischen Ori-
entierungen sowie kolonialistischen und im-
perialistischen Begehrlichkeiten ebenso eine 
Absage wie rassehygienischen und eugeni-
schen Programmen. Stattdessen dominierten 
Forderungen nach dem allgemeinen Wahl-
recht und einer Sozial- und Bildungspolitik, 
die allen zugutekommen sollte. Nicht einer 
natürlichen Ungleichheit aufgrund geneti-
scher Faktoren wurde das Wort geredet, son-
dern der universalistischen Forderung nach 
gleichen Rechten und Pflichten der Staats-
bürger. Das Gothaer Programm (1875) hob 
die Bedeutung der Arbeit und nicht der gene-
tischen Substanz als „Quelle allen Reichtums 
und aller Kultur“ hervor. Es komme darauf 
an, so das Erfurter Programm (1891), „jede 
Art der Ausbeutung und Unterdrückung“ 
abzuschaffen, „ob sie sich gegen eine Klas-
se, eine Partei, ein Geschlecht oder eine Ras-
se (richtet)“. 

Was die Sozialdemokratie bei der Erkennt-
nis des evolutionär gegebenen Aggressi-
onspotenzials nicht voraussah, war die Un-
geheuerlichkeit der Ermordung von sechs 
Millionen Juden im industriellen Maßstab. 
Zu ausschließlich analysierte sie den deut-
schen Faschismus als ein primär sozioöko-
nomisches Phänomen. Eine aggressive Ver-
selbstständigung rassistischer Ideologie, 
welche auf direktem Weg in den Holocaust 
führt, hielt sie für unmöglich. 

Katastrophe des Holocaust 
Die Erfahrung der Fragilität der menschli-
chen Vernunft hatte offenbar für die exilier-
ten Sozialdemokraten eine so traumatische 
Wirkung, dass es von möglichen Ausnahmen 
abgesehen erst nach der Rückkehr aus dem 
Exil ab 1945 zu einer erneuten Diskussion ih-
res Menschenbildes kam. Waren angesichts 
der Katastrophe des Holocaust die aufkläreri-
schen Horizonte, von denen das sozialdemo-
kratische Menschenbild bisher gelebt hatte, zu 
halten? Welche Modifikationen waren nach ei-
ner kritischen Selbstreflexion des Vernunftpo-
tenzials an dem bisher gültigen Menschenbild 
mit seiner optimistischen Ausrichtung vorzu-
nehmen, wenn es seine Überzeugungskraft 
nicht einbüßen wollte? Diese Diskussion wur-
de nicht durch Parteitagsbeschlüsse gesteuert. 
Ohne auf eine einheitliche Parteimeinung zu-
rückgreifen zu können, meldeten sich einzelne 
Mandatsträger und der Sozialdemokratie na-
hestehende Intellektuelle zu Wort. Es gelang 
ihnen, mit ihren Argumenten auch erheblich 
auf die öffentliche Meinung einzuwirken. 

Tatsächlich gab es Diskussionsbeiträge, die 
wieder bruchlos an den Gedanken der sozial-
demokratischen Solidargemeinschaft vor 1933 
anknüpfen wollten. Doch dieser Trend wurde 
überlagert von der Debatte über die Kollek-
tivschuld der Deutschen im Hinblick auf den 
systematischen Massenmord an den Juden im 
„Dritten Reich“. So ging Kurt Schumacher 
einerseits vom Wissen der Deutschen um die 
Verbrechen der Nazis aus: In dem Maße, wie 
sie diese Ungeheuerlichkeiten zuließen, de-
pravierten sie zu einem demokratiefremden 
und von den Werten der „Kulturmenschheit“ 
abweichenden Volk. Andererseits kritisierte 
er – ähnlich wie Willy Brandt – die Kollektiv-
schuldthese, ohne dass ihm der Widerspruch 
in seiner Argumentation bewusst geworden 
wäre. Man forderte Selbstprüfung, Scham 
und Reue als Voraussetzung für die morali-
sche Gesundung des deutschen Volkes und 
deklarierte den Erziehungsanspruch der sozi-
aldemokratischen Arbeiterbewegung. 

Diese Debatte hatte gravierende Auswir-
kungen auf das sozialdemokratische Men-
schenbild. Eine zeitgemäße Programma-
tik sei nur möglich, wenn der optimistische 
Humanismus der Bebelschen Sozialdemo-
kratie im Lichte der Erfahrungen der ter-
roristischen Diktatur des „Dritten Reiches“ 
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und der Verbrechen im Zweiten Weltkrieg 
korrigiert werde. Der Mensch verfüge zwar 
über ein erhebliches Vernunftpotenzial, 
aber wenn dieses nicht durch geeignete In-
stitutionen gestützt wird, könne er unter das 
Niveau von Tieren fallen. 

Im Vergleich zu der Zeit vor 1933 veränder-
te sich das Gleichgewicht zwischen dem ag-
gressiven und dem vernünftig altruistischen 
Potenzial des Menschen zugunsten des Ers-
teren. Diese Einsicht führte zu zwei weiteren 
Modifikationen. Einerseits verlor der weltge-
schichtlich ausgelegte Fortschrittsglaube der 
alten Sozialdemokratie seine Überzeugungs-
kraft. Er war nicht mit der Tatsache verein-
bar, dass es in einem der kulturell und wis-
senschaftlich fortgeschrittensten Länder der 
Welt im Faschismus zu einer Barbarei kom-
men konnte, wie man sie noch nie erlebt hatte. 
Andererseits hatte der Stalinismus den Fort-
schrittsgedanken zur Rechtfertigung  seiner 
totalitären Diktatur und ihrer millionenfa-
chen Opfer delegitimiert. 

Wenn man außerdem mit der menschlichen 
Aggressivität als einem dauerhaften Erbe sei-
ner Evolution rechnen muss, ist der Vision ei-
nes „Neuen Menschen“ der Boden entzogen. 
Die bereits in der Zwischenkriegszeit erkenn-
bare sozialdemokratische Skepsis gegenüber 
einer solchen hybriden Selbstermächtigung 
vertiefte sich. Für die Sozialdemokratie war 
der Mensch nicht ein von außen zu formie-
rendes Objekt, wie Waldemar von Knoerin-
gen betonte. Vielmehr kam es für sie darauf 
an, Bedingungen zu schaffen, unter denen 
„der Mensch und die Menschlichkeit überle-
ben“ (Willy Brandt). Dazu bedurfte es zweier-
lei: einerseits der Rückbesinnung und Erneu-
erung des axiomatischen Wertehorizontes, 
der, wie es im Godesberger Programm (1959) 
heißt, Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
zu „Grundwerte(n) des sozialistischen Wol-
lens“ erhebt; andererseits aber auch der Fun-
dierung in einem realistischen Menschenbild. 
Bei aller Kreativität in der Schaffung einer un-
sere Zivilisation prägenden Welt der Artefak-
te bleibt der Mensch ein abgründiges Wesen, 
das zu Massenmord und zur Zerstörung sei-
ner natürlichen Lebensbedingungen fähig ist. 

Dieser Erkenntnis trägt das Berliner Pro-
gramm (1989) Rechnung, wenn es die con-
ditio humana wie folgt beschreibt: „Der 
Mensch, weder zum Guten noch zum Bö-

sen festgelegt, ist lernfähig und vernunft-
fähig. Daher ist Demokratie möglich. Er ist 
fehlbar, kann irren und in die Unmenschlich-
keit zurückfallen. Darum ist Demokratie nö-
tig. Weil der Mensch offen ist und verschie-
dene Möglichkeiten in sich trägt, kommt es 
darauf an, in welchen Verhältnissen er lebt. 
Eine neue und bessere Ordnung, der Würde 
des Menschen verpflichtet, ist daher möglich 
und nötig zugleich.“

Sozialdemokratisches  
Menschenbild heute

Die durch die Auschwitz-Erfahrung erfolg-
te Prägung, wie sie im Berliner Programm ih-
ren Niederschlag gefunden hat, ist unverän-
dert verbindlich. Das Hamburger Programm 
(2007) übernimmt es ohne Modifikationen ge-
nauso wie den auf das Godesberger Programm 
zurückgehenden Wertekonsens der „Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität“. Aber diese 
Kontinuität kann nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass es zu wichtigen Nuancierungen 
der normativen Grundlagen des sozialdemo-
kratischen Menschenbildes gekommen ist.

Als bedeutende Innovation ist der Begrün-
dungspluralismus des sozialdemokratischen 
Wertekanons zu nennen. Das christliche 
Menschenbild ist axiomatisch auf die theo-
logische Dimension seiner Wertorientierung 
festgelegt: Der Mensch als das Ebenbild Got-
tes unterscheidet sich von diesem dadurch, 
dass er mit dem Stigma der Erbsünde leben 
muss. Demgegenüber betont die neuere sozi-
aldemokratische Diskussion in Übereinstim-
mung mit dem Godesberger Programm die 
plurale Begründung ihres Wertehorizontes: 
Er hat jüdische, christliche, humanistische, 
aufklärerische und marxistische Wurzeln. 

Aus diesem Begründungspluralismus folgt 
zwar die konsensuale Ablehnung eines sä-
kularen und religiösen Fundamentalismus 
ebenso wie die ausschließende Funktion ei-
ner „deutschen Leitkultur“. Doch stehen sich 
in der Frage der biotechnologischen Eingriffe 
in den menschlichen Körper (wie in der Ab-
treibungsfrage) christliche und säkularisier-
te Positionen kontrovers gegenüber. Dagegen 
tritt mit dem Zusammenbruch der realsozi-
alistischen Systeme die Auseinandersetzung 
mit dem „Neuen Menschen“ kommunisti-
scher Provenienz in den Hintergrund.
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An seiner Stelle ist ab Ende der 1990er Jahre 
ein anderer Gegner auf der politischen Agen-
da erschienen: der homo oeconomicus des 
Neoliberalismus. Dessen Hegemonie entfal-
tete sich zu einer Zeit, als die rot-grüne Ko-
alition 1998 die Regierungsverantwortung 
übernommen hatte. Ihre angebotsorientier-
te Wirtschaftspolitik, die ihr zuzuordnende 
Steuergesetzgebung und Reformen des Ar-
beitsmarktes zeigen unübersehbar Einflüsse 
des neoliberalen Menschenbildes. 

Doch unterdessen sind Tendenzen erkenn-
bar, die deutlich von der partiellen Überein-
stimmung der sozialdemokratischen „Moder-
nisierer“ mit dem homo oeconomicus abrücken 
und dessen Unvereinbarkeit mit dem historisch 
gewachsenen Menschenbild und dem mit ihm 
verbundenen Wertehorizont betonen. Einem 
Freiheitskonzept, das nutzenmaximierende 
Egoisten im Rahmen marktkonformen Verhal-
tens und eines deregulierten Staates ohne Rück-
sicht auf die Interessen der Gesamtgesellschaft 
zu realisieren sucht, wird die alte sozialdemo-
kratische Maxime entgegengesetzt, dass Frei-
heit und Gleichheit eine Einheit darstellen, die 
mit einem universalistisch verstandenen Kon-
zept der „sozialen Gerechtigkeit“ konvergieren.

Aber Konfliktlinien in dem mit dem Men-
schenbild verbundenen Wertehorizont sind 
nicht nur zwischen den politischen Lagern und 
in der innerparteilichen Diskussion zu erken-
nen. Gravierend ist auch das drohende Schei-
tern seiner Akzeptanz in relevanten Teilen der 
sozialdemokratischen Wählerklientel. In ih-
rem Umkreis begünstigen Arbeitslosigkeit, 
mangelnde Bildung, unsichere Arbeitsplätze 
und lebensweltliche Perspektivlosigkeit po-
pulistisch-autoritäre Anspruchshaltungen. Sie 
reichen von Forderungen nach einer Beendi-
gung der Einwanderungspolitik über Rassis-
mus, Antisemitismus und Islamfeindlichkeit 
bis hin zur Abwertung von Langzeitarbeitslo-
sen und der Diskriminierung von Körperbe-
hinderten: Tendenzen, die an den Grundlagen 
der Demokratie rütteln. 

Wie es scheint, stehen die sozialdemokra-
tischen Menschenbilder vor einer neuen He-
rausforderung. An Erfahrungen, sie zu be-
wältigen, fehlt es der SPD aufgrund ihrer 
150-jährigen Geschichte nicht. 

*
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Die Fülle an Publikationen, die sich im 
weitesten Sinne mit der Frage nach dem 

Menschen auseinandersetzen, vermittelt den 
Eindruck, dass es zum 
Menschsein dazuge-
höre, irgendeine Vor-
stellung darüber zu 
haben, was den Men-
schen im Wesentlichen 
ausmacht. Offenkun-
dig helfen uns solche Bilder vom Menschen, 
zu bestimmen, „was wir als unsere fundamen-
talen Eigenschaften annehmen“. ❙1 Da Begrif-
fe nicht nur der Bezeichnung von Dingen die-
nen, sondern auch ihrer Unterscheidung von-
einander, beschreiben Menschenbilder nicht 
nur positiv, was den Menschen ausmacht. Viel-
mehr umfassen sie auch explizit all jene Eigen-
schaften, die den Menschen von Nicht-Men-
schen – Tieren, Pflanzen und Maschinen – un-
terscheiden. ❙2 Dabei handelt es sich lediglich 
um Vorstellungen vom Menschen. Denn „das 
Wort Mensch ist kein Mensch. Wir müssen 
hinzulernen: Es gibt nichts, was als Einheit ei-
nes Gegenstandes dem Wort entspricht.“ ❙3 So 
sind Menschenbilder stets als Konstruktionen 
zu betrachten, die „nicht einfach vorgefunden 
werden oder unabhängig vom Menschen exis-
tieren, sondern (…) nach Bedarfslage, Zielset-
zung und weltanschaulicher Orientierung“ 
immer wieder neu entworfen werden müs-
sen. ❙4 Trotz ihres Anspruchs auf universel-
le Geltung gehen Menschenbilder also immer 
aus einem bestimmten geschichtlichen Kon-
text hervor und sind daher historisch kontin-
gent. Der Prozess ihrer Veränderung verweist 
nicht nur auf den Wandel von menschlichen 
Selbstverständnissen, sondern spiegelt zudem 
gesamtgesellschaftliche Veränderungen wider.

Die Funktion von Menschenbildern be-
schränkt sich nicht auf die Bestimmung der 
wie auch immer gearteten menschlichen Na-
tur. Weitaus wichtiger ist ihr idealisierender 
Charakter, zumal jede Vorstellung vom Men-
schen in gewisser Weise auch eine Umschrei-
bung dessen ist, was als menschliche Idealität 

mailto:aydin.sueer@sowi.hu-berlin.de
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gilt. ❙5 Jedes Menschenbild geht daher einher 
mit der normativen Erwartung, jenem the-
oretisch entworfenen Bild zu entsprechen. 
Durch diesen normativen Aspekt erlangen 
Menschenbilder gleichsam eine politische 
Relevanz. Denn um eine bestimmte Vorstel-
lung vom idealen Menschen geltend und da-
mit verbindlich für alle Mitglieder der Ge-
sellschaft zu machen, bedarf es zwangsläufig 
gewisser politischer Instrumente (wie etwa 
Erziehungsmaßnahmen) und folglich auch 
der Besetzung von einschlägigen Machtpo-
sitionen. Konflikte zwischen konkurrieren-
den Menschenbildern, von denen jedes für 
sich die Gesellschaft gemäß seinen eigenen 
Annahmen über die menschliche Natur ge-
stalten möchte, sind daher unvermeidlich. 
Diese für das politische Feld charakteristi-
schen Kämpfe „um die legitime Durchset-
zung der Sicht- und Teilungsprinzipien der 
sozialen Welt“ ❙6 verdeutlichen die enge Ver-
wobenheit von Menschenbildern und po-
litischen Strukturen. Ob man immer zu-
gleich auch von Politik spricht, wenn man 
von Menschenbildern redet, soll hier nicht 
weiter erörtert werden. ❙7 Fest steht jedoch, 
dass die Frage, ob ein konkretes Menschen-
bild tatsächlich geeignet ist, reales menschli-
ches Verhalten adäquat zu beschreiben, zu-
mindest in politischen Zusammenhängen 
eine eher untergeordnete Rolle spielt. Poli-
tisch bedeutsam sind Menschenbilder vor al-
lem deshalb, weil man immer wieder auf sie 
zurückgreift, um bestehende Herrschafts-
verhältnisse zu legitimieren, Teile der Ge-
sellschaft auszugrenzen, Fremde oder Fein-

❙1  	Achim Barsch/Peter M. Hejl, Zur Verweltlichung 
und Pluralisierung des Menschenbildes im 19.  Jahr-
hundert, in: dies. (Hrsg.), Menschenbilder, Frank
furt/M. 2000, S. 7.
❙2  	Vgl. Hubert Markl, Homo Sapiens, in: Gerda Hen-
kel Stiftung (Hrsg.), Das Bild des Menschen in den 
Wissenschaften, Münster 2002, S. 11.
❙3  	Niklas Luhmann, Wie ist das Bewußtsein 
an Kommunikation beteiligt?, in: Hans Ulrich 
Gumbrecht/K. Ludwig Pfeiffer (Hrsg.), Materialität 
der Kommunikation, Frankfurt/M. 1988, S. 901.
❙4  	Rolf Oerter, Einleitung, in: ders. (Hrsg.), Men-
schenbilder in der modernen Gesellschaft, Stuttgart 
1999, S. 1.
❙5  	Vgl. Hans Erich Bödeker, Menschheit, Humani-
tät, Humanismus, in: Otto Brunner/Werner Conze/
Reinhart Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grund-
begriffe, Bd. 3, Stuttgart 1982, S. 1063.
❙6  	Pierre Bourdieu, Das politische Feld, Konstanz 
2001, S. 54 f.
❙7  	Vgl. Hans Maier, Alter Adam – neuer Mensch?, in: 
Gerda Henkel Stiftung (Anm. 2), S. 127.

de als defizitäre Menschen zu stigmatisieren 
oder ihnen gar ihr Menschsein als solches 
abzuerkennen. ❙8

Der begrenzte Mensch der Antike. Sowohl 
für die bildenden Künste in der Antike, als 
auch für die Philosophie, die sich von den io-
nischen Naturphilosophen mit ihrem Problem 
des Kosmos hin zum Problem des Menschen als 
zoon politikon entwickelt hat, waren Mensch, 
Menschwerdung und Menschendasein ein un-
erschöpfliches Thema. Zwei vielzitierte Forde-
rungen des frühgriechischen Denkens dienen 
in diesem Zusammenhang als Leitmotive: der 
dem Dichter Pindar (5.  Jahrhundert v.  Chr.) 
zugeschriebene Satz „Werde, der du bist!“ so-
wie das Mahnwort des Gottes Apollon „Er-
kenne dich selbst“. ❙9 Während der erste Satz 
offenkundig eine Aufforderung an den Men-
schen ist, Mensch zu werden, das heißt ein sei-
nem wahren Selbst entsprechendes Leben zu 
führen, ist der zweite eine Aufforderung, eben 
jenes Selbst zu erkennen. Das Orakel Apollons 
ist zugleich eine Belehrung an den Menschen, 
sich der Grenzen seiner Erkenntnis gewahr zu 
werden: „Erkenne dich selbst“ heißt demnach 
auch „erkenne dein Maß“. ❙10

Der altgriechische Geist hat den Menschen 
stets im Gegensatz zur Gottheit gedacht und 
in seiner Auffassung des Menschen dessen Un-
vollkommenheit scharf von der Vollkommen-
heit Gottes abgegrenzt. So ist es nicht das eige-
ne Wesen oder gar ein individueller Charakter, 
aus dem menschliche Antriebe und Fähigkeiten 
aufsteigen, sondern göttliche Kräfte, die diese 
bewirken. Mit anderen Worten: Die Antike 
denkt den Menschen als einen, der grundsätz-
lich von außen bestimmt ist. Erst das Eingrei-
fen der Götter in das Geschehen verursacht eine 
Handlung. Exemplarisch für diese frühgriechi-
sche Auffassung menschlicher Handlungen 
sind die homerischen Erzählungen: „Wo im-
mer ein Mensch mehr leistet oder mehr sagt, als 
sein bisheriges Verhalten erwarten läßt, führt 
Homer dies (…) auf das Eingreifen eines Got-
tes zurück.“ ❙11 Somit stellt sich in der Tat he

❙8  	Vgl. Gertrud Brücher, Postmoderner Terrorismus, 
Opladen 2004, S. 12 f.
❙9  	Zit. nach: Tai-Bum Yang, Platon in der philosophi-
schen Geschichte des Problems des Nichts, Würz-
burg 2005, S. 150.
❙10  	Vgl. Irmgard Schloeßer, Das Menschenbild der An-
tike in der griechischen Tragödie, Bonn 1947, S. 12 f.
❙11  	Bruno Snell, Die Entdeckung des Geistes, Göttin-
gen 1993, S. 28.
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raus, dass Vieles, „was die Griechen an Wesent-
lichem für das europäische Denken gewonnen 
haben, in Formen hervorgetreten (ist), die (…) 
uns vertrauter zu sein pflegen aus der Sphäre 
des Religiösen als aus der Geistesgeschichte“. ❙12

Der autonome Mensch der Moderne. Wäh-
rend der Mensch der Antike fremdbestimmt 
(heteronom) ist, gilt im neuzeitlichen Denken 
die Autonomie als das bestimmende Moment 
menschlichen Handelns. ❙13 Im Sinne Imma-
nuel Kants bedeutet Autonomie in erster Li-
nie moralische Autonomie als einziges Prinzip 
aller moralischen Gesetze: „Das Prinzip der 
Autonomie ist also: nicht anders zu wählen als 
so, daß die Maximen seiner Wahl in demselben 
Wollen zugleich als allgemeines Gesetz mit 
begriffen seien.“ ❙14 Heteronomie hingegen ist, 
wenn der Wille „in der Beschaffenheit irgend 
eines seiner Objecte das Gesetz sucht, das ihn 
bestimmen soll (…). Der Wille giebt alsdann 
sich nicht selbst, sondern das Object durch 
sein Verhältnis zum Willen giebt diesem das 
Gesetz.“ ❙15 Alle Maximen, die mit der eigenen 
allgemeinen Gesetzgebung des Willens nicht 
zusammen bestehen können, sind heteronom 
und daher unsittlich. Heteronom verhält sich 
somit jeder, der geltende Moralvorstellungen 
– selbst wenn sie zustimmungsfähig sein soll-
ten – ungeprüft zum Prinzip seines Handelns 
macht. Wenn also ein moralisches Gesetz 
wie beispielsweise bei Homer göttlichen Ur-
sprungs ist, wird es „zur Autonomie erst dann, 
wenn es zur Vorstellung (…) gemacht wird“. ❙16 
Autonomie lässt daher keine Verbindlichkeit 
zu, die der eigenen Einsicht entzogen ist. Ge-
nau in diesem Sinne bedeutet sie „Selbstgesetz-
gebung“ und „Selbstbestimmung“. ❙17

Während antikes Denken noch von außen 
nach innen dachte, kann nun umgekehrt be-
hauptet werden, dass neuzeitliches Denken 
von innen nach außen denkt, ohne jedoch „in 

❙12  	Ebd., S. 9.
❙13  	Vgl. Bernd Janowski (Hrsg.), Der ganze Mensch, 
Berlin 2012.
❙14  	Immanuel Kant, Grundlegung zur Metaphysik 
der Sitten, in: Königlich Preußische Akademie der 
Wissenschaften (Hrsg.), Kants gesammelte Schriften, 
Bd. IV, Berlin 1911, S. 440.
❙15  	Ebd., S. 441.
❙16  	Hans-Ulrich Baumgarten, Die Höllenfahrt ins 
Himmelreich, in: Dieter Korzcak (Hrsg.), Wieviel 
Manipulation verträgt der Mensch?, Kröning 2005, 
S. 21.
❙17  	Joachim Ritter (Hrsg.), Historisches Wörterbuch 
der Philosophie, Bd. 1, Basel 1971, S. 701.

eine Transzendenz, in ein metaphysisches Jen-
seits“ zu gelangen. ❙18 Im Gegenteil: Es zeich-
net sich hier ein allmählicher Bruch mit der 
gesamten religiös-theologischen und der phi-
losophischen Tradition ab. Die traditionel-
le prinzipielle Voraussetzung des Menschen-
begriffs, der Gedanke des Transzendierens 
des Natürlichen als Wesensbestimmung des 
Menschen, wird immer mehr verdrängt. Das 
Bild vom Menschen ist nunmehr ein anthro-
pozentrisches, und es ertönt die Forderung, 
den Menschen als ein radikal auf sich selbst 
gestelltes und nur aus sich selbst zu verstehen-
des Wesen zu denken: „Wo aber der Mensch 
den Grund seiner Humanität außer sich hat 
in einem, wenigstens seiner Vorstellung nach, 
nicht menschlichen Wesen, wo er also aus 
nicht menschlichen, aus religiösen Gründen 
menschlich ist, da ist er eben auch noch kein 
wahrhaft menschliches, humanes Wesen. Ich 
bin nur dann Mensch, wenn ich aus mir selbst 
das Menschliche tue, wenn ich die Humanität 
als die notwendige Bestimmung meiner Na-
tur, als die notwendige Folge meines eigenen 
Wesens erkenne und ausübe.“ ❙19

Im Gegensatz zum Christentum, für wel-
ches Christus „das Menschenbild schlecht-
hin“ ist und welches die Verwirklichung der 
Wesensnatur des Menschen nur durch Jesus 
Christus möglich sieht, wird nun der neue, 
rein mundane Mensch auserkoren als ein-
zig „vollständiger Mensch“. ❙20 Das Wesen des 
Menschen wird nicht mehr durch wie auch 
immer näher zu definierendes Göttliches be-
stimmt, sondern fortan beschrieben mit dem 
Begriff der als ahistorisch verstandenen Na-
tur des Menschen. ❙21

Die Selbstbestimmungsfähigkeit des Men-
schen ist daher keineswegs als eine bloße Ab-
wehr der Heteronomie zu verstehen. Vielmehr 
scheint hier eine Vorstellung vom Menschen 
durch, die dessen Natur als eine dynamische 
begreift. Menschsein ist demnach nicht ein-
fach ein Zustand, in den der Mensch hinein-
geboren wird, sondern vielmehr „eine Aufga-
be, der er durch bewußte Entwicklung seiner 

❙18  	H.-U. Baumgarten (Anm. 16), S. 19 f.
❙19  	Ludwig Feuerbach, Vorlesungen über das Wesen 
der Religion, Berlin 1981, S. 240.
❙20  	Valentin Zsifkovits, Das Menschenbild der christ-
lichen Theologie, in: Jahrbuch für Christliche Sozial-
wissenschaften, 22 (1981), S. 18.
❙21  	Vgl. Bhikhu Parekh, Rethinking Multicultura-
lism, Basingstoke u. a. 2006, S. 17.
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Fähigkeit“ zu genügen hat. ❙22 Es zeichnet sich 
aus durch ständige Tätigkeit und Schöpfungs-
kraft. Während also noch Aristoteles ein be-
schauliches und kontemplatives Leben als 
das menschlichste von allen – weil der Gott-
heit am meisten verwandt – ansah, ist für neu-
zeitliche Denker die Entfaltung menschlicher 
Kräfte und Fähigkeiten allein durch ständige 
Tätigkeit möglich, nie durch bloße Kontem-
plation oder Rezeptivität. Denn erst durch 
„diesen produktiven Prozeß verwirklicht der 
Mensch sein eigenes Wesen, er kehrt zu sei-
nem eigenen Wesen zurück“. ❙23

Dies verändert die Stellung des Menschen im 
Kosmos in entscheidendem Maße. Er ist jetzt 
nicht mehr das Werkzeug irgendwelcher Göt-
ter, sondern mehr und mehr Schöpfer seines 
eigenen Lebens. Der neuzeitliche Umbruch 
beginnt also damit, dass der Mensch das Uni-
versum, die Natur und die Welt und schließ-
lich sich selbst mit anderen Augen sieht. Er 
entdeckt die allgemeine Gesetzmäßigkeit des 
Universums ebenso wie seine Andersartig-
keit und Sonderstellung als Vernunftwesen in 
diesem Universum. Schießpulver, Buchdru-
ckerkunst, mechanische Uhren, Magnetnadel, 
Fernrohr und Mikroskop – all diese und ande-
re mit dem 16.  Jahrhundert beginnenden na-
turwissenschaftlichen Errungenschaften las-
sen die Natur nunmehr als Substrat erscheinen, 
das sich der Mensch mit Instrumenten und 
Technik heranholt und bearbeitet. Kurzum: 
Der Mensch tritt an die Stelle Gottes. Er sieht 
sich nicht mehr einer gottgegebenen Ordnung 
ausgeliefert, sondern kann diese durch Aneig-
nung von Wissen über die natürlichen Geset-
ze mithilfe der Wissenschaften aktiv gestalten 
und sich dienstbar machen. Der Glaube an ei-
nen wissenschaftlich-technischen Fortschritt 
setzt sich allmählich durch.

Die Gestaltbarkeit von Welt beschränkt 
sich jedoch nicht auf die natürliche Umwelt 
des Menschen. Auch die soziale Ordnung ver-
liert den Charakter ihrer Unveränderlichkeit. 
Zum ersten Mal in der Geschichte der Mensch-
heit erscheint die bewusste Steuerung gesell-
schaftlicher Prozesse möglich. Mehr noch, der 
Mensch selbst avanciert zum Subjekt seiner Ge-
schichte, die fortan als das Ergebnis spezifisch 
menschlicher Leistungen erachtet wird. Auch 

❙22  	H. E. Bödeker (Anm. 5), S. 1080.
❙23  	Erich Fromm, Das Menschenbild bei Marx, 
Frankfurt/M. 1980, S. 38.

politische Herrschaft definiert sich demzufol-
ge nicht mehr zeitlos aus sich selbst als natür-
lich oder göttlich gegeben, sondern ist letztlich 
ein Produkt des erkennenden und handelnden 
Menschen. Sie basiert auf einem Vertrag zwi-
schen dem selbstbestimmten Subjekt, der da-
mit seinen politischen Partizipationsanspruch 
zum Ausdruck bringt, und den staatlichen Ak-
teuren, die von nun an ihr Handeln gegenüber 
den Bürgern rechtfertigen müssen. ❙24 Während 
also in der Vormoderne die gesellschaftliche 
Ordnung auf der Ungleichheit von Ständen 
basierte, wird im 18.  Jahrhundert die „extra-
sozietale Bestimmung der Individualität des 
Menschen“ ❙25 zum Leitmotiv des Menschenbil-
des. Die Eigenschaften des Menschen werden 
nicht mehr primär durch Zugehörigkeit zu ei-
nem Stand oder einer Familie bestimmt, son-
dern durch die Herauslösung des Menschen aus 
der sozialen Ordnung – eben durch seine ahis-
torisch verstandene, vorgesellschaftlich festge-
legte Natur. Freiheit und Gleichheit bilden da-
bei die Grundkategorien.

Die Erfolge der Wissenschaften bringen al-
lerdings auch mit sich, dass sich zunehmend 
eine verwissenschaftlichte Auffassung vom 
Menschen etabliert. Vor allem durch den Na-
turforscher Charles Darwin kristallisiert sich 
mithin ein Menschenbild heraus, das den Men-
schen als ein in der Evolution entstandenes Le-
bewesen versteht. Er unterliegt somit den glei-
chen Prozessen der Variation und Selektion 
wie die Tiere. Mit Darwin wird der Mensch auf 
radikale Weise in die Natur reintegriert. Ob-
wohl auch hier seine Sonderstellung nicht in-
frage gestellt wird, beruht diese jedoch „nicht 
mehr auf kategoriellen, sondern auf graduellen 
Differenzen zu seinen nächsten nichtmensch-
lichen Verwandten“. ❙26 Parallelen zum natu-
ralistischen Menschenbild der gegenwärtigen 
Neurobiologie und Neurophilosophie, welche 
den freien Willen des Menschen als Illusion ab-
tun, sind deutlich erkennbar. Klar dürfte aber 
auch sein, dass eine derartige Sichtweise im Wi-
derspruch zum Menschenbild der Aufklärung 
steht, wo doch Kants Autonomiebegriff sich 
auch und vor allem gegen eine Fremdbestim-
mung durch Naturkausalität richtet.

❙24  	Vgl. Shmuel N. Eisenstadt, Die großen Revolutio-
nen und die Kulturen der Moderne, Wiesbaden 2006, 
S. 49.
❙25  	Frank Hillebrandt, Exklusionsindividualität, Op-
laden 1999, S. 31.
❙26  	A. Barsch/P. M. Hejl (Anm. 1), S. 64.
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Auch die säkulare Auffassung von Geschich-
te, die historische Vorgänge nicht mehr als das 
Resultat göttlicher Lenkung oder allgemeiner 
als das Wirken außerweltlicher Kräfte verste-
hen will, hat eine einschneidende Konsequenz: 
Sie bringt eine Geschichtswissenschaft hervor, 
die mit der Absicht antritt, eine Ordnung in 
ihren Gegenstandsbereich zu bringen und ihn 
nach dem Vorbild der exakten Wissenschaf-
ten zu systematisieren. Die Annahme, dass 
auch historische Entwicklung nichts anderes 
ist als ein zwangsläufiger und nach quasi-na-
türlichen Gesetzmäßigkeiten ablaufender Pro-
zess, liegt hier also recht nahe. So gibt es nicht 
wenige Theorien von sozialem Wandel, die ge-
samtgesellschaftliche Veränderungen als vom 
Menschen unabhängig stattfindende evoluti-
onäre Prozesse begreifen und auf diese Weise 
zumindest teilweise die Auffassung vom seine 
Geschichte machenden Menschen ausschlie-
ßen. ❙27 Insbesondere Michel Foucault stellte 
dem gängigen Grundpostulat eines souverä-
nen Schöpfersubjekts einen Ansatz gegenüber, 
der das Subjekt als Produkt gesellschaftlicher 
Machtverhältnisse und nicht als Urheber ei-
ner gesellschaftlichen Ordnung entwirft. Der 
Mensch sei nur „eine Erfindung“. ❙28

Bruch oder Kontinuität?

Kann angesichts dieser knapp skizzierten Plu-
ralität moderner Menschenbilder tatsächlich 
von einem radikalen Bruch mit der Vergan-
genheit gesprochen werden, finden sich doch 
zahlreiche Elemente vormodernen Denkens in 
genuin modernen Vorstellungen von mensch-
licher Bestimmtheit wieder? Allen voran ist es 
sicherlich das moderne Verständnis von Men-
schenwürde, bei dem es sich um eine Umdeu-
tung des traditionellen Konzepts der Got-
tesebenbildlichkeit zu handeln scheint. Der 
einzige Weg, dieses Ebenbild zu verwirkli-
chen, besteht für den Christen darin, sich von 
der „Konstruktion von ‚Spinngeweben‘ und 
Zwängen, in denen er sich selbst verfängt“, zu 
lösen und sich von der Entfremdung der Sün-
de zu befreien. ❙29 Auch der Idee vom autono-
men Menschen wohnt diese in gewisser Wei-
se kritische und emanzipatorische Funktion 

❙27  	Vgl. Karl Marx, Der Achtzehnte Brumaire des 
Louis Bonaparte, Hamburg 1869, S. 1.
❙28  	Michel Foucault, Die Ordnung der Dinge, Frank
furt/M. 1971, S. 462.
❙29  	V. Zsifkovits (Anm. 20), S. 17.

inne. Denn allein in der theoretischen Isolie-
rung gegenüber allen sozialen Bezügen und 
Formen der Fremdbestimmung liegt für Kant 
die Freiheit und moralische Selbstbestimmung 
des Menschen. Während für den christlichen 
Menschen also die völlige Entfaltung sei-
nes Menschseins dadurch erfolgt, dass er sich 
„dieselben Eigenschaften, die auch Gott kenn-
zeichnen“, ❙30 aneignet, strebt der Mensch der 
Aufklärung nach vernünftiger Selbstverwirk-
lichung. Trotz der Differenzen zwischen mo-
dernen und vormodernen Menschenbildern 
herrscht hier keineswegs eine Dichotomie vor. 
Vielmehr scheint durch, dass „auch in moder-
nen oder sich modernisierenden Gesellschaf-
ten starke Traditionen, verbindliche und in der 
Vergangenheit wurzelnde“ ❙31 Denk- und Ver-
haltensweisen überdauern, ja dass die Inkor-
porierung traditionaler Elemente sogar eine 
notwendige Bedingung für Modernisierungs-
prozesse überhaupt ist.

Eine wesentliche Kritik an modernen Men-
schenbildern richtet sich an die Annahme von 
der unwandelbaren Natur des Menschen. Diese 
Vorstellung lasse die Tatsache außer Acht, dass 
der Mensch in erster Linie ein Ergebnis und 
Produkt sozialer Formungsprozesse ist. ❙32 Da-
rüber hinaus übersehe sie, dass es sich bei der 
Natur des Menschen um ein historisch konkret 
verortbares Konzept handelt und nicht um eine 
übergeschichtliche Kategorie. Dieses Verständ-
nis von menschlicher Natur berge die Gefahr in 
sich, dass das eigene Menschenbild verabsolu-
tiert und als Maßstab für andere Vorstellungen 
vom Menschen gesetzt wird. Angesichts auch 
der normativen Implikationen münde eine als 
naturgegeben angenommene Auffassung vom 
Menschen daher letztlich in einen moralischen 
Monismus. Andere Menschenbilder erscheinen 
in diesem Fall als falsch oder bestenfalls als de-
fizitär. Die notwendige Grundlage für Rassis-
mus, Kolonialismus oder Totalitarismus wäre 
somit gegeben. Unter Umständen kann dies so-
gar – wie es die Beispiele der Bolschewiki oder 
der Nationalsozialisten zeigten – zu Versuchen 
führen, einen neuen Menschen gemäß dem ei-
genen Ideal zu erschaffen, einhergehend mit der 
mehr oder weniger gewaltsamen Assimilierung 

❙30  	Erich Fromm, Ihr werdet sein wie Gott, Stuttgart 
1982, S. 60.
❙31  	Shmuel N. Eisenstadt, Tradition, Wandel und 
Modernität, Frankfurt/M. 1979, S. 131.
❙32  	Vgl. Sibylle Kalupner, Der Akteur als Mensch, in: 
Thomas Kron (Hrsg.), Individualisierung und sozio-
logische Theorie, Opladen 2000, S. 153.
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von Widersachern, deren Menschsein infrage 
gestellt wird. ❙33

Kritik an modernen Menschenbildern wird 
auch von Seiten der monotheistischen Religio-
nen formuliert. Dabei speist sich ein erheblicher 
Teil der Ablehnung aus der Überzeugung, ein 
Teil der göttlichen Schöpfung zu sein, was wie-
derum im reduktionistischen Menschenbild der 
modernen Wissenschaften nicht seinen Nieder-
schlag finde. Dabei sei es nicht die menschliche 
Natur, sondern die einzigartige Beziehung des 
Menschen zu Gott, die ihn vom Rest der Schöp-
fung unterscheide. ❙34 Die Gottesebenbildlichkeit 
sei dem Menschen „nicht nur als Wesenskon
stitutivum, sondern auch als Zielpunkt aufgege-
ben“, wobei Christus die Norm dessen sei, „was 
der Mensch ist“. ❙35 Hier deuten sich auch Un-
terschiede zwischen den Menschenbildern der 
monotheistischen Religionen an: Beispielsweise 
argumentiert Alija Izetbegović, bosnischer Po-
litiker und Philosoph, dass während der reine 
Materialismus den Menschen als von äußerli-
chen Vorgängen determiniert sehe und ihm so-
mit gewissermaßen das Menschsein abspreche, 
das Christentum ihm hingegen gänzlich die 
Möglichkeit verschließe, sich zu verwirklichen, 
denn nach christlichem Denken könne nur Gott 
selbst ein vollkommener Mensch sein. ❙36

Bei aller Differenz haben diese Kritiken eine 
Gemeinsamkeit; dass sie nämlich in keiner 
Weise als Aufruf interpretiert werden dürfen, 
in die Vormoderne zurückzukehren. Der mus-
limische Mystiker Mohammad Iqbal drückt 
es am präzisesten aus, indem er den moder-
nen Muslim als jemanden charakterisiert, der 
angesichts der modernen Lebenswirklichkeit 
das gesamte Gedankengebäude des Islams neu 
denken müsse, ohne jedoch völlig mit der Ver-
gangenheit zu brechen. ❙37 All diese Einwände 
formulieren sich aus ihrer spezifischen Situati-
on in der Moderne heraus – und sind damit ein 
wesentlicher Bestandteil der Moderne selbst.

❙33  	Vgl. Leonid Luks, Der totalitäre Mensch, in: 
Inge Milfull/Christine Strobl (Hrsg.), Das fragwür-
dige Subjekt, Regensburg 2004, S. 234.
❙34  	Vgl. Shabbir Akhtar, The Quran and the Secular 
Mind, London–New York 2008, S. 269.
❙35  	V. Zsifkovits (Anm. 20), S. 15, S. 18.
❙36  	Vgl. Alija Ali Izetbegović, Islam Between East 
and West, Kuala Lumpur 2010, S. 4, S. 205.
❙37  	Vgl. Mohammad Iqbal, The Reconstruction of Re-
ligious Thought in Islam, Dubai o. J., S. 97.
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Es wäre verlockend, mit einem Klagelied zu 

beginnen. Wie oft kann man beobachten, 
dass über die „verwahrloste Jugend“ herge-
zogen wird, während 
doch früher offenbar 
alles besser war. Häu-
fig ist von „Ellbogen-
gesellschaft“ die Rede, 
nur wenige würden 
ans Gemeinwohl den-
ken. Im Mai 2012 titel-
te gar das „Time“-Ma-
gazin „The Me Me Me 
Generation“. Viele sind 
der Meinung, dass Desintegrations- und Auf-
lösungsprozesse den notwendigen Bestand von 
Werten in unserer Gesellschaft infrage stellen. 
Doch was sind überhaupt Werte? Im Folgenden 
geht es nicht um eine wissenschaftliche Defini-
tion, sondern um eine pragmatische, handhab-
bare Bestimmung. Werte sind Zielvorstellun-
gen, die unser praktisches Handeln beeinflus-
sen. Sie haben eine gewisse Stabilität, können 
sich aber im Verlauf eines Lebens ändern. Sie 
sind für das Zusammenleben von Menschen 
von großer Bedeutung. Oft gleichen sich zen-
trale Wertvorstellungen von unterschiedlichen 
Personen, es gibt zum Teil auch erhebliche Un-
terschiede und Akzentverschiebungen. In ei-
ner demokratisch organisierten Gesellschaft 
wird es immer einen Wertepluralismus geben. 
Dieser Pluralismus macht geradezu das Wesen 
der Demokratie aus.

Und doch muss man die Frage stellen, ob 
es für den Zusammenhalt der Gesellschaft 
nicht eine Gemeinsamkeit in zentralen Punk-
ten geben müsste. Damit sind die Grundwer-
te angesprochen, ohne die eine demokratisch 
verfasste Gesellschaft nicht existieren könn-
te. Diese können sich aus unterschiedlichen 
Quellen speisen. Hätten wir aber beispiels-
weise keine Einigung darüber, dass Freiheit 
eine zentrale Leitvorstellung für unsere De-
mokratie wäre, könnten wir nicht gedeihlich 
zusammenleben. Natürlich ist der Begriff 
„Freiheit“ so weit gefasst, dass im politischen 

mailto:busschiele@freenet.de
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Streit noch großer Spielraum gegeben ist, um 
die freiheitliche Gesellschaft so oder so aus-
zugestalten. Dass Freiheit kein Geschenk, 
sondern eine große Aufgabe darstellt und 
ohne die Kategorie Verantwortung nicht vor-
stellbar ist, müssen wir stets bedenken. Sie 
gibt dem Einzelnen wie auch der staatlichen 
Gemeinschaft insgesamt die Möglichkeit, die 
Gestaltung des privaten wie des öffentlichen 
Lebens selbst in die Hand zu nehmen.

Es ist auch nicht vorstellbar, dass eine de-
mokratisch verfasste Gesellschaft ohne den 
Grundwert Gerechtigkeit auskommen könn-
te. Die Einigkeit im Grundsatz ist schon 
einmal wichtig. Dennoch gibt es mannigfa-
che Vorstellungen davon, was eine gerechte 
Gesellschaft im Einzelnen ausmacht. Nicht 
umsonst gibt es eine traditionsreiche De-
batte zum Thema Gerechtigkeit von Aristo-
teles bis John Rawls. Eine gerechte Gesell-
schaft ist bestrebt, die Unterschiede zwischen 
den Menschen, die es in einer freien Gesell-
schaft immer geben wird, auszugleichen be-
ziehungsweise erträglich zu gestalten. Nach 
Rawls sind die Unterschiede nur dann ge-
recht, wenn sich daraus Vorteile für alle er-
geben. Es täte den politischen Auseinan-
dersetzungen gut, wenn solche Thesen im 
Mittelpunkt der Diskussion stünden. ❙1

In ähnlicher Weise könnten wir ande-
re Grundwerte wie Gleichheit, Solidarität, 
Frieden oder Sicherheit betrachten und fest-
stellen, dass sie für das Zusammenleben in ei-
ner Demokratie hohe Bedeutung haben. Man 
wird dann auch feststellen, dass die Grund-
werte miteinander in einem Spannungsver-
hältnis stehen. Es leuchtet auf Anhieb ein, 
dass etwa Freiheit und Gleichheit immer wie-
der ausbalanciert werden müssen. Ähnlich 
verhält es sich bei den Werten Freiheit und 
Sicherheit. Es lohnt sich darüber zu streiten, 
wie solche Spannungen jeweils zu einem gu-
ten Ausgleich gebracht werden können. Un-
bestritten jedoch bleibt, dass diese Grund-
werte ein Fundament für eine Gesellschaft 
demokratischen Zuschnitts sind.

Die genannten Grundwerte gipfeln alle in 
der Würde des Menschen. Es ist nicht mit 
Gold aufzuwiegen, dass Artikel 1 des Grund-
gesetzes (GG) mit der einfachen und klaren 
Aussage „Die Würde des Menschen ist unan-

❙1  	Vgl. Michael J. Sandel, Gerechtigkeit, Berlin 2013.

tastbar“ den Kurs für das gesamte politische 
und gesellschaftliche Leben vorgibt. Damit 
ist der Maßstab gesetzt, an dem alles politi-
sche und soziale Handeln gemessen werden 
kann. Freilich können aus dieser Fundamen-
talnorm keine Rezepte für den Alltag abgelei-
tet werden, aber der Leuchtturm Menschen-
würde ist deswegen nicht unverbindlich. Für 
viele Entscheidungen im politischen und so-
zialen Alltag gibt Artikel  1 zumindest eine 
Orientierung für Lösungen, welche die Wür-
de des Menschen im Blick haben. Auf der ho-
hen Abstraktionsebene werden Menschen-
würde und die genannten Grundwerte in 
unserer Gesellschaft bejaht. Je konkreter wir 
uns dem Alltag nähern, desto komplizierter 
wird es allerdings.

Seit den 1960er Jahren vollzog sich eine 
Veränderung in der Einstellung weiter Bevöl-
kerungskreise zu den Werten. ❙2 Im Kern geht 
es dabei um eine Abkehr von den Werten des 
Gehorsams und der Selbstbescheidung hin zu 
Selbstentfaltungswerten. Dieser Wertewan-
del vollzog sich langsam, aber stetig. Seit der 
Jahrtausendwende sehen manche Beobachter 
erneut einen Trendwechsel. Die Akzentver-
lagerung zugunsten einer hohen Wertschät-
zung des individuellen Freiheitsspielraums 
ist bestimmt eine positive Entwicklung. Al-
lerdings ist damit die Gefahr verbunden, dass 
die Bereitschaft, Bindungen und Verpflich-
tungen, die für das Gemeinwesen wichtig 
sind, einzugehen, erheblich nachlässt. Al-
lenthalben wird ja seit Jahren über den Man-
gel an sozialen Bindungen geklagt, seien es 
Parteien, Gewerkschaften, Kirchen, Verbän-
de und Vereine. Der aufgeklärte, kritische 
Mensch sieht wohl in langfristigen Bindun-
gen eine mögliche Einschränkung seiner Au-
tonomie. Hier wird deutlich, dass der Wer-
tewandel, der mit Modernisierungsprozessen 
zu tun hat, auch Kehrseiten haben kann, die 
der intensiven Diskussion bedürfen.

Wertewandel ist jedoch in jedem Fall ab-
zugrenzen von Werteverfall. Es wäre gehö-
rig übertrieben, wollte man behaupten, dass 
die Werte in unserer Gesellschaft generell 
im Schwinden begriffen sind. Mag sein, dass 
mancher den Wandel als Verlust begreift. 

❙2  	Vgl. Helmut Klages, „Alte Werte“ – „Neue Wer-
te“?, in: Sächsische Landeszentrale für politische 
Bildung (Hrsg.), Wertewandel und Bildungsarbeit, 
Dresden 2000, S. 45-67.
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Der Wandel ist nicht automatisch ein Wandel 
zum Guten. Darum ist die intensive öffent-
liche Debatte darüber, was uns sehr wichtig 
ist, von großer Bedeutung.

Die „Produktion von Werten“ gehört zu den 
schwierigsten Aufgaben überhaupt. Einigkeit 
besteht darüber, dass der Staat nicht einfach 
Werte vorgeben und erzwingen kann. Schon 
im Jahr 1976 hat in der Katholischen Akade-
mie Hamburg eine Tagung über Grundwerte 
stattgefunden. Helmut Schmidt vertrat damals 
die Auffassung: „Der demokratische Staat hat 
Werthaltungen und die sittlichen Grundlagen 
nicht geschaffen. (…) Der demokratische Staat 
lebt von ihm vorgegebenen Werten und Wert-
haltungen. (…) Seine Möglichkeiten zur Ab-
hilfe sind sehr beschränkt, wenn die inneren, 
die sittlichen Regulierungskräfte in der Ge-
sellschaft versagen.“ ❙3 Wenn also der demokra-
tische Staat nicht die Werte schaffen kann, auf 
die wir angewiesen sind, dann muss das die 
Gesellschaft übernehmen.

Wer sorgt aber für diese Voraussetzungen? 
Hier kommt eine ganze Heerschar von Ak-
teuren in den Blick. An erster Stelle ist die 
Familie zu nennen, aber auch Kindergärten, 
Schulen, Peergroups, Kirchen, Vereine oder 
Medien sind beteiligt, wenn es darum geht, 
Werte zu vermitteln. Das Problem besteht 
darin, dass es kein einheitliches Konzept 
gibt, nach dem die verschiedenen und recht 
unterschiedlichen Akteure bei der Wertever-
mittlung vorgehen. Zudem handelt es sich 
eher selten um intentionale Prozesse. Vieles 
geschieht auf informellem Weg. Beim Ver-
mittlungsprozess kommt es nicht selten auch 
zu Widersprüchen. So ist es etwa fast die Re-
gel, dass das, worauf in der Familie Wert ge-
legt wird, in der Peergroup verpönt ist. Die 
Auseinandersetzung mit solchen Widersprü-
chen kann für die Weiterbildung junger Men-
schen wichtig sein. An diesem Beispiel sieht 
man, wie komplex und kompliziert Weiter-
bildungsprozesse sind.

Eine goldene Regel lautet: Werte kann man 
nicht lehren, sie sind kein reiner Lehrstoff. 
Daher müssen wir auf der Hut sein, dass bei 
noch so guten Absichten aus der Lehre nicht 
eine Belehrung wird, die generell auf Ableh-
nung stößt. Gerade junge Menschen sind ge-

❙3  	Zit. nach: Siegfried Schiele, Demokratie in Ge-
fahr?, Schwalbach/Ts. 2013, S. 72.

nervt, wenn etwas in kleiner Münze, ohne 
jede Authentizität an sie herangetragen wird, 
was ihnen im Grunde sehr wichtig ist. Daher 
sind Vorbilder wichtig, die manche als altmo-
disch abgeschrieben haben. Schon die Latei-
ner wussten, exempla trahunt, Beispiele rei-
ßen mit. War etwa Mutter Teresa nicht ein 
leuchtendes Vorbild? Sie hat sich glaubwürdig 
für Menschenwürde und Nächstenliebe ein-
gesetzt. Viele versuchen, auf ihren Spuren zu 
wandeln. Es wird vor allem junge Leute im-
mer beflügeln, wenn sie sehen, dass das, was 
ihnen selbst wichtig ist, schon hier und dort 
gelebt wird. Und Beispiele gibt es meistens 
auch im Nahbereich von jungen Menschen.

Wertevermittlung in der Schule

Hermann Giesecke legt Wert auf die Fest-
stellung, dass nicht die Harmonie, sondern 
der Konflikt die Mutter der Werte ist.  ❙4 Das 
gilt auch für den schulischen Bereich, wo vie-
le Lehrerinnen und Lehrer nach dem soge-
nannten Kohlbergschen Konzept vorgehen 
und behutsam durch Dilemma-Diskussio-
nen zum moralischen Urteilen führen. ❙5 Auf 
der unterrichtlichen Ebene allein wird man 
jedoch beim Thema Wertevermittlung nicht 
viel ausrichten können. Wesentlich wichti-
ger ist die gesamte Schulkultur: Wie wer-
den Konflikte gelöst? Wie werden Entschei-
dungen getroffen? Werden Schülerinnen und 
Schüler ernst genommen? Gibt es einen Um-
gang auf Augenhöhe? Wie werden Schulfes-
te gefeiert? Die überzeugende Beantwortung 
dieser Fragen zeigt auf, welcher Geist an der 
Schule herrscht und was der Schule wich-
tig ist. Aus der Sicht der politischen Bildung 
können junge Menschen dann schon wichtige 
Elemente eines demokratischen Zusammen-
lebens erfahren und praktizieren.

Von besonderer Bedeutung ist der Zusam-
menhang von Werteerziehung und Sozialer-
ziehung. Wir können uns zwar abstrakt über 
Werte unterhalten, wenn sie aber im sozialen 
Miteinander keine Rolle spielen, können sie 
keine Wirkung entfalten. Darum ist das Ver-
halten von allen, die am Schulleben beteiligt 
sind, so entscheidend. Der Bereich des Ver-

❙4  	Vgl. Hermann Giesecke, Wie lernt man Werte?, 
Weinheim–München 2005, S. 117.
❙5  	Vgl. Sibylle Reinhardt, Wertebildung und politi-
sche Bildung, Opladen 1999.
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haltens muss immer wieder reflektiert wer-
den. Das gilt vor allem, wenn es um Konflik-
te geht. Diese sollten nicht verschwiegen oder 
wegdiskutiert, sondern gründlich aufgearbei-
tet werden. Das ist wirksamer als jede noch 
so gut gemeinte Lehre über Werte. In viel-
fältigen Prozessen der Reflexion bilden sich 
Einstellungen und Werthaltungen, die für 
das eigene Leben von großer Bedeutung sein 
können, die aber auch für das gesellschaftli-
che Zusammenleben von Belang sind.

Andere Sozialisierungsinstanzen wie Peer-
groups oder die Welt der neuen Medien sollen 
hier nur erwähnt werden, wie auch die gro-
ße Bedeutung, die das Konsumverhalten auf 
junge Leute hat. Harald Welzer beispielswei-
se spricht von „Konsumismus“, der totalitä-
ren Charakter habe und zur Selbstentmündi-
gung führe. ❙6 Diese wichtigen Bereiche sollten 
in die reflexive Aufarbeitung in der Schule mit 
einbezogen werden. Predigten und „Moralin“ 
wären dagegen die falsche Medizin.

Beim Thema Werte sollte im Bereich der 
politischen Bildung der sogenannte Beutels-
bacher Konsens nicht vergessen werden. Er 
hat mit Wertevermittlung mehr zu tun, als 
viele auf den ersten Blick vermuten. ❙7 Der 
Konsens, der bei einer Tagung der baden-
württembergischen Landeszentrale im Jahr 
1976 erzielt wurde, lässt sich in drei Punkten 
zusammenfassen. ❙8 Den ersten Punkt kann 
man mit dem Stichwort „Indoktrinationsver-
bot“ umschreiben. Niemand darf im Rahmen 
eines Bildungsprozesses zur Übernahme von 
bestimmten Überzeugungen gedrängt oder 
gar gezwungen werden. Dieser Punkt ist 
stark werthaltig und hat einen direkten Be-
zug zu Art. 1 GG.

Der zweite Leitsatz ist mit dem Wort „Kon-
troversitätsgebot“ umschrieben und zeigt, 
wie der erste Punkt praktisch umgesetzt wer-
den kann. Alles, was in Politik und Gesell-
schaft kontrovers ist, muss auch kontrovers 
in die Bildungsarbeit eingebracht werden. Mit 

❙6  	Vgl. Harald Welzer, Selbst denken, Frankfurt/M. 
2013, S. 16.
❙7  	Vgl. Siegfried Schiele, Der Beutelsbacher Konsens, 
in: Georg Weißeno (Hrsg.), Gemeinschaftskunde un-
terrichten, Schwalbach/Ts. 2008, S. 57–73.
❙8  	Vgl. Hans-Georg Wehling, Konsens à la Beu-
telsbach?, in: Siegfried Schiele/Herbert Schneider 
(Hrsg.), Das Konsensproblem in der politischen Bil-
dung, Stuttgart 1977, S. 173 f.

diesem Grundsatz ist der Respekt gegenüber 
anderen Meinungen offenkundig. Die Wer-
te Toleranz und Rücksichtnahme werden ge-
fördert, wenn Kontroversen fair ausgetragen 
werden. Und nur so ist auch die eigenständige 
politische Urteilsbildung möglich.

Der dritte Grundsatz handelt von der In-
teressenlage derjenigen, für die politische 
Bildung veranstaltet wird. Sie haben einen 
Anspruch darauf, dass ihre Interessen im Bil-
dungsprozess eine Rolle spielen und dass sie 
Fähigkeiten lernen können, ihre Interessen-
lage in die politische Willensbildung einzu-
bringen. Damit sind sie eindeutig Subjekt und 
nicht Objekt des Bildungsvorgangs. ❙9 Darum 
ist eine politische Bildung, welche die Prinzi-
pien von Beutelsbach beachtet, ein wichtiger 
Beitrag zur Wertevermittlung.

Rationalität und Emotionalität

Bei unserer Thematik wird oft eine wichti-
ge Fragestellung unterschlagen oder verges-
sen. Es geht um den Zusammenhang von Ra-
tionalität und Emotionalität. ❙10 Beim Thema 
Werte wird man nicht zum Ziel kommen, 
wenn man die Bedeutung emotionaler Vor-
gänge nicht beachtet. Ohne Zweifel gebührt 
der „Rationalität als Ziel politischer Bil-
dung“ ❙11 der Spitzenplatz. Dennoch wissen 
wir, dass Kenntnisse und verstandesmäßige 
Durchdringung von demokratischen Theori-
en allein nicht ausreichen, um Menschen an 
demokratische Werte heranzuführen. Und 
doch gehen wir in der Bildungsarbeit still-
schweigend davon aus, dass das, was rational 
begründet und einsehbar ist, quasi automa-
tisch auch emotional akzeptiert wird. Dieser 
Automatismus funktioniert nicht.

Wenn wir auf dem Weg der Vernunft allein 
nicht weiterkommen, dann müssen wir die 
Seele und Gefühlswelt des Menschen in das 
Bildungsgeschehen einbeziehen. Carl Fried-
rich von Weizsäcker stellte einmal fest: „Emo-
tionen sind ja von der menschlichen Natur 
dazu gemacht, uns das Wichtige wahrnehmen 

❙9  	Vgl. Young-Sik Huh, Interesse und Identität, 
Frankfurt/M. 1993.
❙10  	Vgl. Siegfried Schiele/Herbert Schneider (Hrsg.), 
Rationalität und Emotionalität in der politischen Bil-
dung, Stuttgart 1991.
❙11  	Manfred Hättich, Rationalität als Ziel politischer 
Bildung, München 1977.
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zu lassen.“ ❙12 Und wenn schon Max Weber 
vom Politiker vor allem auch „Leidenschaft“ 
als wichtige Eigenschaft fordert, dann können 
wir in der politischen Bildung nicht ganz lei-
denschaftslos agieren. Freilich ist es nicht ein-
fach, die Frage zu beantworten, in welcher 
Weise Gefühle in die politische Bildung ein-
bezogen werden können und sollen. Die Ver-
netzung von Rationalität und Emotionalität 
müsste auch wissenschaftlich noch mehr un-
ter die Lupe genommen werden. In jedem Fall 
müssen wir danach streben, die Gefühle zu 
kultivieren und die Ratio zu sensibilisieren.

Es ist klar, dass es in der politischen Bildung 
nur um wenige zentrale Punkte gehen kann, 
worauf die affektiven Ziele gerichtet sein kön-
nen. Dazu zählt, wie wir schon gesehen ha-
ben, der fundamentale Wert Menschenwürde 
sowie die Grundwerte Freiheit, Gerechtig-
keit, Gleichheit, Solidarität, Frieden und Si-
cherheit. Klaus von Dohnanyi, der ehemali-
ge Erste Bürgermeister Hamburgs, berichtete 
von einer Podiumsdiskussion an der Universi-
tät Erfurt, wo in der Diskussion ein Schwei-
zer meinte: „Ich glaube, ihr Deutschen liebt 
die Freiheit nicht.“ ❙13 Das bezog sich nicht auf 
eine fehlende kognitive Zustimmung, sondern 
auf ein Nichtvorhandensein der seelischen 
Kräfte, die Freiheit bejahen und fühlbar wer-
den lassen. Wir sollten also bei der politischen 
Bildung der konkreten Erfahrung und den af-
fektiven Komponenten insgesamt mehr Spiel-
raum geben, ohne dabei auch nur im Ansatz in 
die Irrationalität abzugleiten.

Um die Tendenz der notwendigen Bemü-
hungen anzudeuten, sei ein Beispiel ange-
führt: Die baden-württembergische Landes-
zentrale für politische Bildung hat jahrelang 
am 23.  Mai, dem Geburtstag des Grundge-
setzes, in der belebten Stuttgarter Königstra-
ße ein Glas Sekt angeboten. Natürlich woll-
ten die Vorbeigehenden wissen, auf wen man 
denn trinken solle. Als sie dann hörten, dass 
unser Grundgesetz Geburtstag hat, waren 
viele verdutzt, aber für einen Geburtstags-
trunk aufgeschlossen. Die meisten von ihnen 
ließen sich auch auf ein Gespräch über unsere 
Verfassung ein. Hier handelt es sich zweifel-
los um einen emotionalen Zugang, der aber 
viele Leute zum Nachdenken über sehr wich-

❙12  	Die Welt vom 18. 12. 1989.
❙13  	Zit. nach: Thomas Petersen/Tilman Mayer, Der 
Wert der Freiheit, Freiburg/Br.–Basel–Wien 2005, S. 7.

tige Fragen gebracht hat. Wie wertvoll wäre 
es doch, wenn in jeder deutschen Kommune 
am 23. Mai ein kleines Verfassungsfest gefei-
ert würde. Es gäbe noch viele und vielfältige 
emotionale Zugänge zu wichtigen Fragestel-
lungen, wenn man sich überhaupt um diesen 
Bereich kümmern würde.

Nur wenn es gelingt, auch die affekti-
ven Komponenten bei der Wertevermitt-
lung zum Klingen zu bringen, werden wir 
zu einer spürbaren Übereinstimmung in zen-
tralen Überzeugungen und Werten kom-
men, die für den Zusammenhalt unseres de-
mokratischen Gemeinwesens unabdingbar 
sind. Bei mancher Bundestagsdebatte ge-
winnt man den Eindruck, dass es diese ge-
meinsame Basis gar nicht gibt, weil der Geg-
ner zum Feind wird, dem man alles zutraut. 
Auch Wahlkämpfe sind oft von diesem Un-
geist geprägt, aber auch Auseinandersetzun-
gen in der Zivilgesellschaft, wie man sie etwa 
bei „Stuttgart  21“ erleben konnte. Da tut es 
gut, wenn die Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel zum 150. Geburtstag der SPD kommt und 
gratuliert. In gleicher Weise darf man anneh-
men, dass der oder die SPD-Vorsitzende ein-
mal beim 75. Geburtstag der CDU mitfeiern 
würde. Solche Bekundungen von demokrati-
schem Respekt sind eine Wohltat für die auf 
den Zusammenhalt angewiesene demokrati-
sche Gesellschaft.

Die Gemeinsamkeiten geraten generell zu 
selten in den Blick. Es ist zu wenig, wenn 
der Bundespräsident von Zeit zu Zeit auf die 
Werte, die uns verbinden, hinweist. Ab und 
zu tun das auch die Präsidentinnen und Prä-
sidenten der Parlamente. In der Summe reicht 
das bei Weitem nicht. Zum Glück gibt es noch 
die Bundeszentrale und die Landeszentra-
len für politische Bildung (wenn auch nicht 
mehr in Niedersachsen), die auch das pflegen, 
was uns besonders wichtig ist und verbindet. 
Darüber hinaus sollten aber auch alle Partei-
en sowie die Bürgerinnen und Bürger schon 
am Stil der politischen Auseinandersetzun-
gen erkennen lassen, dass uns im letzten Kern 
mehr verbindet als trennt und dass die Men-
schenwürde nicht eine abgegriffene Vokabel, 
sondern lebendige Wirklichkeit ist.
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Gleichheit und Freiheit
Ute Gerhard unterstreicht, dass das Recht auf Gleichheit, die Anerkennung der Menschen als 
Gleiche, bei aller Anerkennung gleicher Freiheit immer erst der Konkretisierung oder einer 
Verständigung darüber bedarf, wie viel Gleichheit oder in welcher Hinsicht Gleichheit her-
zustellen ist. Laut Ulrike Ackermann ist Ungleichheit Ausdruck von sozialer Differenzierung 
und Bedingung für Vielfalt und damit Innovationskraft für gesellschaftlichen Fortschritt. Für 
Jasper von Altenbockum besteht die Herausforderung der Freiheit im Widerstreit zwischen 
Dezentralisierung und Zentralisierung; zwar werde gerne die befreiende Kraft des Kleinteili-
gen beschworen, doch am Ende siege die Nivellierung der Provinz (Anm. d. Red.).
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Freiheit hat den höheren, strahlenderen 
Klang als Gleichheit. Der Aufbruch zur 

Freiheit durchweht die Geschichte in den gro-
ßen Freiheitsbewegun-
gen und bleibt, wenn 
wir uns in der Welt 
umschauen, so aktu-
ell und unverzichtbar, 
wie eh und je. Freiheit 
umfasst – darüber be-
steht in liberalen De-
mokratien Einigkeit – 
sowohl die persönliche 
Handlungsfreiheit, al-
les zu tun, soweit es 
anderen nicht schadet, 

als auch die politische Freiheit von willkürli-
cher Herrschaft und Gewalt. Sie ist weiterhin 
abgesichert durch eine Reihe verfassungs-
rechtlicher Spezialfreiheiten wie der Mei-
nungs-, Religions-, Versammlungs-, Vereini-
gungs- oder Berufsfreiheit. Doch sind diese 
Verbürgungen stets gefährdet. „Dem Reich’ 
der Freiheit werb’ ich Bürgerinnen“, dieses 
Motto der ersten politischen Frauen-Zeitung 
in Deutschland von 1849, herausgegeben von 
Louise Otto, bringt all diese Freiheiten als 
Voraussetzung für die Verwirklichung glei-
cher Rechte auch der Frauen emphatisch auf 
den Punkt.

Das Recht auf Gleichheit, die Anerken-
nung der Menschen als Gleiche, hingegen ist 
komplizierter, versteht sich nicht von selbst, 
bedarf bei aller Anerkennung gleicher Frei-
heit immer erst der Konkretisierung oder ei-
ner Verständigung darüber, was genau ge-
meint ist, wie viel Gleichheit oder in welcher 
Hinsicht Gleichheit herzustellen ist. Die 
Einlösung des Rechtsprinzips der Gleichheit 
wirkt daher bedrohlich, zumindest ungemüt-
lich für diejenigen, die etwas zu verlieren ha-
ben, denn es greift bestehende Verhältnis-
se an, drängt auf Veränderung und Teilung 
von Herrschaft und Eigentum. Im Verlauf 
der Geschichte, spätestens seit 1789, seitdem 
mit der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte aus dem philosophischen und 
theologischen Lehrsatz der Gleichheit aller 
Menschen ein politisches Programm sozialer 
Gerechtigkeit abgeleitet wurde, ist Gleichheit 
immer wieder als „Gleichmacherei“ in Verruf 
geraten. In der Parole „Freiheit statt Sozialis-
mus“ wurden die Verdächtigungen und die 
Denunziation der Gleichheit auch in jüngster 
Zeit zu einer eingängigen Propagandaformel 
missbraucht. Auch nach dem Ende der Kon-
frontation des „Kalten Krieges“ hat sich der 
den Markt beherrschende Neoliberalismus 
weitgehend von der Leitnorm der Gleichheit 
verabschiedet.

Richtig ist, Gleichheit ohne Freiheit führt 
in diktatorische Zustände, Freiheit ohne 
Gleichheit behindert die Freiheit all derer, die 
über weniger Ressourcen, ungleiche Chan-
cen oder keine Privilegien verfügen. Auch 
für die Theoretiker der bürgerlichen Gesell-
schaft war klar, dass Freiheit ohne Gleichheit 
nicht bestehen kann und eine demokratische 

mailto:gerhard@soz.uni-frankfurt.de
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Regierungsform „weitgehende Gleichheit 
der gesellschaftlichen Stellung und der Ver-
mögen“ ❙1 voraussetzt. Das bedeutet, dass die 
beiden Grundwerte der Demokratie, Freiheit 
und Gleichheit, sich notwendigerweise er-
gänzen, gegenseitig regieren, in einem dialek-
tischen Spannungsverhältnis stehen. ❙2 „Von 
dieser Spannung von Gleichheit und Frei-
heit lebt die Verfassungsgeschichte“, heißt 
es erläuternd in den Kommentaren zu Arti-
kel 3 des Grundgesetzes, „und an dem jewei-
ligen Aussöhnungsversuch scheiden sich die 
Geister“. ❙3

Wie die Verweigerung der Rechtsgleich-
heit für eine „Hälfte der Menschheit“ zu 
Unfreiheit, Bevormundung und Machtmiss-
brauch führt, dafür ist die Geschichte der 
Frauen und der Frauenrechte gerade auch 
in den sich liberal verstehenden bürgerli-
chen Gesellschaften ein eindringliches Bei-
spiel. Die Argumente gegen die Gleichheit, 
überhaupt die Menschenrechte der Frau-
en waren in der abendländischen Philoso-
phie, in der tradierten Geschlechterordnung 
und gesellschaftlichen Praxis vorgezeichnet. 
Trotzdem bedurfte es neuer Begründungen 
und Ausflüchte, warum Frauen verschieden 
und im Rechtssinne keine Menschen seien, ❙4 
warum nach den bürgerlichen Revolutio-
nen alle feudalen Untertänigkeiten und Ab-
hängigkeiten aufzulösen waren, jedoch die 
„Herrschaft des Mannes im Hause“ ❙5 wie 
auch sein Alleinvertretungsrecht nach au-
ßen zum Grundpfeiler gerade auch der bür-

❙1  	Vgl. Jean-Jacques Rousseau, Vom Gesellschafts-
vertrag oder Grundsätze des Staatsrechts, Stuttgart 
1977 (1762), S. 56.
❙2  	Vgl. Irene Pimminger, Was bedeutet Geschlechter-
gerechtigkeit?, Opladen u. a. 2012, S. 69 ff.
❙3  	Theodor Maunz/Günter Dürig/Roman Herzog, 
Grundgesetz Kommentar, Bd. 1, München 1994, Rd. 
Nr. 121.
❙4  	So die Schrift eines Anonymus („Ob die Weiber 
Menschen seyn, oder nicht?“ im Jahr 1618), einem 
Vertreter der Querelle des femmes, jener seit 1400 ge-
führten Auseinandersetzung über die Stellung der 
Frau und die Ordnung der Geschlechter. Vgl. Elisa-
beth Gössmann (Hrsg.), Ob die Weiber Menschen 
seyn, oder nicht?, Bd.  4, München 1988, S.  97–122. 
Dagegen die in der Frühaufklärung viel diskutierte 
Schrift des Poulain de la Barre „De l’égalité des deux 
sexes“ 1673. Vgl. Lieselotte Steinbrügge, Das morali-
sche Geschlecht, Weinheim–Basel 1987.
❙5  	So die unbefangene Redeweise der Juristen im 19. 
und auch noch 20. Jahrhundert, etwa: Carl Friedrich 
von Gerber, System des Deutschen Privatrechts, Jena 
1863, § 222.

gerlichen Rechtsordnung und damit die Ehe 
als Institution zur Keimzelle des Staates 
wurde. 

Zur Begründung diente die systematische 
Trennung zwischen Öffentlichkeit und Pri-
vatsphäre, zwischen männlichen und weib-
lichen Geschlechterrollen, zwischen Körper 
und Geist, Natur und Kultur, Lohnarbeit und 
Hausarbeit. Und es ist Teil einer vor allem 
geschlechtsspezifischen Dialektik der Auf-
klärung, dass gerade zu jener Zeit, als „die 
Menschenrechte laut und von den Dächern 
gepredigt wurden“ ❙6, die Verschiedenheit 
der Geschlechter zum alle Wissenschaften 
und Politik beherrschenden Ordnungsprin-
zip wurde und der Legitimation männlicher 
Herrschaft und Gewalt diente. Nicht nur die 
Philosophie oder politische Theorie, sondern 
insbesondere die Wissenschaften vom Men-
schen, allen voran die Medizin und die Juris-
prudenz, in ihrer praktischen Anwendung 
auch die Pädagogik „inthronisierten die Dif-
ferenz zwischen den Geschlechtern zum alles 
erklärenden Grundstock von Wissenschaft 
und Kultur“. ❙7 

Diese Verhinderung gleicher Rechte für 
Frauen, die Widersprüchlichkeiten und 
Diskriminierungen, die sich aus der Pola-
risierung und Institutionalisierung hierar-
chischer Geschlechterrollen und der Funk-
tionalisierung der Geschlechterdifferenz 
ergaben, hat die Frauen- und Geschlech-
terforschung inzwischen in all ihren Dis-
ziplinen gründlich analysiert. Sie hat sie 
als patriarchalische Gegenreaktion gegen 
die Denkbarkeit und Forderung nach Frei-
heit und Gleichheit der Frauen entlarvt, je-
denfalls nicht als Ergebnis der so hoch ge-
schätzten Vernunft deuten können. ❙8 Waren 
die harten Widerstände gegen die Gleich-
heit der Frauen nun der Macht der Gewohn-
heit oder dem „Geschlechtsegoismus“ und 
dem „Bequemlichkeitsbedürfnis des Man-
nes“ geschuldet, wie die Rechtssoziologin 

❙6  	Theodor Gottlieb von Hippel, Über die bürgerli-
che Verbesserung der Weiber, Berlin 1792.
❙7  	Claudia Honegger, Sensibilität und Differenz, in: 
Ute Gerhard et al. (Hrsg.), Differenz und Gleichheit, 
Frankfurt/M. 1990, S. 245.
❙8  	Anders Jean-Jacques Rousseau, Emile oder über 
die Erziehung, Stuttgart 1963 (1762), S. 726: „Die Un-
gleichheit ist keine menschliche Einrichtung, oder 
zumindest nicht das Werk des Vorurteils, sondern 
das der Vernunft.“
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Marianne Weber annahm? ❙9 Oder doch eine 
Folge „selbst verschuldeter Unmündigkeit“, 
„deren Ursache nicht am Mangel des Ver-
standes, sondern der Entschließung und des 
Mutes liegt“? ❙10 

Erst in jahrhundertelangen Kämpfen, in 
immer neuen „Wellen“ und regem internatio-
nalen Austausch haben die Frauenbewegun-
gen des 19. und 20.  Jahrhunderts in Europa 
und Teilen der Welt schrittweise die minde-
re, ungleiche Rechtsstellung der Frau verbes-
sern können. Und doch sollten wir nicht ver-
gessen, wie kurz erst die Laufzeit mancher 
Rechtserrungenschaften auch in Deutsch-
land ist: Das Recht auf gleiche Schulbildung 
und Studium gibt es seit 1908, das politische 
Wahlrecht seit 1919. Die Gleichberechtigung 
im Privaten, die für die verheiratete Frau Vo-
raussetzung ihrer politischen Teilhabe und 
Mitbestimmung war, aber ließ noch sehr 
viel länger auf sich warten. Selbst nach der 
verfassungsrechtlichen Zusicherung durch 
Art. 3 GG wurde die Gleichberechtigung in 
der Familie in Westdeutschland formal erst 
1977 mit der Abschaffung der vornehmlichen 
Pflicht der Frau zur Hausarbeit erreicht. 

Zugleich wissen wir, wie ungleich die Le-
bensbedingungen, Teilhabe- und Berufs-
chancen von Männern und Frauen trotzdem 
heute noch sind, wie ungleich nach wie vor 
die Sorge des Alltags für Kinder und Fami-
lie zwischen den Geschlechtern verteilt ist. 
Es ist hier nicht der Ort, die strukturellen, 
politischen, ideologischen und individuell 
praktischen Ursachen nicht verwirklichter 
Rechtsgleichheit der Frauen zu behandeln. 
Vielmehr interessiert, ob das Instrumentari-
um, das uns die Werte Freiheit und Gleich-
heit anbieten, noch brauchbar ist angesichts 
der Komplexität so grundlegender gesell-
schaftlicher Veränderungen und individuel-
ler Anforderungen.

Tatsächlich ging es der „neuen“ Frauenbe-
wegung der 1970er Jahre vorrangig nicht um 
Gleichberechtigung, sondern um Autono-
mie und Selbstbestimmung im Privaten wie 
in der Politik. Sie verstand sich weltweit vor 

❙9  	Vgl. Marianne Weber, Ehefrau und Mutter in 
der Rechtsentwicklung, Tübingen 1907, S. 414, S. 426.
❙10  	Vgl. Immanuel Kant, Was ist Aufklärung?, in: Im-
manuel Kant Werkausgabe, Schriften zur Anthropo-
logie, Bd. XI, Frankfurt/M. 1977, S. 51–61.

allem als Befreiungsbewegung, in Abgren-
zung zur „Frauenrechtelei“ der historischen 
Frauenbewegung. Die aus historisch schlech-
ten Erfahrungen gespeiste Rechtsskepsis der 
Frauen war mit der Enttäuschung über die 
nicht verwirklichte, nur formale Gleichbe-
rechtigung eher verstärkt worden. In der un-
ter Feministinnen heiß geführten Debatte 
um Gleichheit und Differenz am Anfang der 
1990er Jahre gab es daher radikale Stimmen, 
für die „der traditionelle politische Wort-
schatz“ – der Begriff der Gleichheit, der Frei-
heit oder Demokratie – „in toto verdächtig“, 
nicht mehr brauchbar war, weil diese Begriffe 
„die patriarchale Ordnung der Welt“ konsti-
tuiert haben, also nicht „unschuldig“ seien. ❙11 
Für die einen folgte daraus die Forderung 
nach geschlechterdifferenten, geschlechtsspe-
zifischen Rechten, nach „weiblicher Freiheit“, 
denn die Tatsache, dass es zwei Geschlechter 
gibt, sei in unserem Recht, in unserer politi-
schen Sprache unauflösbar. Kein Geschlecht 
könne das andere repräsentieren. ❙12 Für an-
dere Theoretikerinnen waren solche Verab-
solutierungen der Geschlechterdifferenz so-
wie die Erkenntnis der Differenzen auch 
unter Frauen der Anlass, die „totalisierenden 
Gesten“ ❙13 einer alle Frauen qua Geschlecht 
umfassenden Identität überhaupt infrage zu 
stellen, also Geschlecht als Leitkategorie zu 
dekonstruieren. 

Wieder einmal hatte Gleichheit – nun un-
ter Feministinnen – keinen Kurswert, wurde 
mit Gleichsein (sameness), Identität verwech-
selt, als Angleichung missverstanden. Dabei 
hatte schon Helene Stöcker, radikale Femi-
nistin und Pazifistin, in ihrer Schrift „Unsere 
Umwertung der Werte“ vor 100 Jahren einge-
wandt: „Nein, nein, nicht Mann sein wollen, 
wie ein Mann sein wollen (…): was sollte uns 
das helfen!“ ❙14 

Die Frage, wie viel Gleichheit zuzulassen 
und welche Differenzen zu berücksichti-
gen sind, hat die neuzeitliche Geschichte der 
Frauenemanzipation seit der Französischen 

❙11  	Adriana Cavarero, Die Perspektive der Geschlech-
terdifferenz, in: U. Gerhard et al. (Anm. 7), S. 96 f.
❙12  	Vgl. Luce Irigaray, Über die Notwendigkeit ge-
schlechtsdifferenzierter Rechte, in: U. Gerhard et al. 
(Anm. 7), S. 338–351. 
❙13  	Judith Butler, Das Unbehagen der Geschlechter, 
Frankfurt/M. 1991, S. 33.
❙14  	Helene Stöcker, Die Liebe und die Frauen, Min-
den 1906, S. 14.
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Revolution begleitet. Während Olympe de 
Gouges in ihrer „Erklärung der Rechte der 
Frau und Bürgerin“ von 1791 grundsätzlich 
der Rechtsgleichheit den Vorrang gab, kei-
ne besonderen „Rechtswohltaten“ für Frau-
en, vielmehr gleiche Pflichten und Teilhabe 
forderte, ❙15 hat Mary Wollstonecraft in ihrem 
„Plädoyer für die Rechte der Frau“ von 1792 
die Anerkennung der besonderen weiblichen 
Lebensweise, Erziehung und Moral ins Zen-
trum ihrer Rechtsforderungen gestellt. ❙16 Die 
Spannung zwischen der Berufung auf die 
Verschiedenheit der Geschlechter und der 
Forderung nach Gleichberechtigung wird 
deshalb auch „Wollstonecraft-Dilemma“ ge-
nannt und bezeichnet die Schwierigkeit, ei-
nerseits um Rechtsgleichheit mit dem Man-
ne zu streiten, andererseits die Angleichung 
an hegemoniale Männlichkeit abzulehnen. 
Es ist das scheinbare Paradox, auf dem Recht 
auf Gleichheit zu bestehen und gleichzei-
tig die Berücksichtigung von Differenzen 
einzufordern. 

Für den „Sieg des Prinzips“

Die Gegenüberstellung von Gleichheit und 
Differenz – so inzwischen die Schlussfolge-
rung vieler Stimmen – ist eine „falsche Al-
ternative“ ❙17, welche die gesellschaftlichen 
Bedingungen als Ursache von Ungleichheit 
vernachlässigt. Juristisch und politisch ist da-
rum immer wieder darüber zu verhandeln 
und zu streiten, in welchen Hinsichten die 
Differenzen relevant und zu berücksichtigen 
sind – das spiegelt die mühsame und unab-
geschlossene Geschichte des Gleichheitssat-
zes und der Gleichberechtigung. Gleichheit 
setzt die Verschiedenheit der Menschen vo-
raus, sonst machte diese Leitnorm der Men-
schenrechte keinen Sinn, und es kann sich bei 
diesem Rechtsprinzip nur um Gleichheit von 
einer bestimmten Seite, in für die Lebens-
chancen wesentlichen Hinsichten handeln, 
niemals um Identität oder Angleichung. Der 
Maßstab für Geschlechtergerechtigkeit kann 
daher keinesfalls die „männliche Normalbio-

❙15  	Vgl. Ute Gerhard, Gleichheit ohne Angleichung, 
München 1990, S. 49 f., S. 263 f.
❙16  	Vgl. Mary Wollstonecraft, Verteidigung der Rech-
te der Frauen, Zürich 1975/1976 (1792).
❙17  	Nancy Fraser, Falsche Gegensätze, in: Seyla Ben-
habib et al. (Hrsg.), Der Streit um Differenz, Frank
furt/M. 1993, S. 59–79. *

grafie“ sein, sondern muss sich an einem für 
alle Menschen (Männern und Frauen) mög-
lichen Maß von Freiheit und Gleichheit aus-
richten. 

Mit dem Beharren auf Gleichheit ist immer 
auch die Freiheit, ein Leben selbstbestimmt 
zu führen, berührt. Was dies im Einzelnen für 
die gleiche Freiheit der Frauen heißt, ist im je-
weiligen Kontext zu bestimmen und in recht-
lichen Vereinbarungen auszuhandeln. Gewiss 
spielen hierbei die politischen Machtverhält-
nisse, gleiche Teilhabe und Repräsentation – 
daher etwa auch Quoten – eine bisher unver-
zichtbare Rolle. Immerhin steht das Recht, der 
Grundsatz der Gleichheit und Freiheit, nun 
auf der Seite der Frauen wie der aller anderen 
Benachteiligten und Unterdrückten. Die In-
anspruchnahme von Rechten, insbesondere 
von Gleichheit, war in der Geschichte der De-
mokratie wie auch der Frauenbewegungen der 
entscheidende politische Hebel, um Ungleich-
heit und Ungerechtigkeit als solche wahrzu-
nehmen und zur Sprache zu bringen. 

Wenn wissenschaftliche Analysen und fe-
ministische Kritik gegenwärtig insbesondere 
die ungerechte und ungleiche Arbeitsteilung 
im Reproduktionsbereich, im Hinblick auf 
alle Tätigkeiten der Pflege, Betreuung und 
Sorge für andere (care), aufgreifen und da-
mit nicht nur ein Problem geschlechtsspezifi-
scher, sondern auch internationaler Arbeits-
teilung zur Sprache bringen, ist ein zentrales 
Feld bezeichnet, in dem aktuell die Frauen-
bewegungen wie andere zivilgesellschaftliche 
Akteure ❙18 um die relevanten Hinsichten der 
Gleichheit ringen und damit neue Standards 
für Gerechtigkeit einfordern. Die Umwer-
tung der Werte und politischen Prioritäten in 
Bezug auf die soziale Praxis der Fürsorglich-
keit von Männern und Frauen ist ein ziem-
lich revolutionäres Vorhaben, das mit der Ar-
beitsteilung auch die bisherigen Strukturen 
ökonomischer Macht und Ungleichheit in-
frage stellt. 

❙18  	Vgl. das bemerkenswerte Manifest der Europäi-
schen Sozialplattform von 2011: www.socialplatform.
org/Page_Generale.asp??DocID=11888 (2. 8. 2013). 

http://www.socialplatform.org/Page_Generale.asp??DocID=11888
http://www.socialplatform.org/Page_Generale.asp??DocID=11888
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Ist es im Hinblick auf unsere Kinder und 
Enkel gerecht, dass wir uns seit geraumer 

Zeit rund zwei Billionen Euro Staatsschul-
den erlauben? Dient es 
der Freiheit oder der 
Gleichheit der Bür-
gerinnen und Bürger, 
wenn die amtierende 
Kanzlerin trotz leerer 
Kassen Mütterrenten, 
Kindergeld, Mietpreis-
bremse und Mindest-
lohn verspricht? Was 
befördert die alte Ord-
nung der Geschlech-
ter, was dient ihrer 
Gleichberechtigung? 

Die Opposition will mit der Themensetzung 
„Gerechtigkeit“ im Wahlkampf punkten. Die 
Regierungsparteien wollen noch gerechter sein 
und mit „asymmetrischer Demobilisierung“ 
die Wahl gewinnen. Unabhängig von erhitzten 
Wahlkämpfen heutzutage war die Kollision 
des Werts der Freiheit mit dem der Gleichheit 
und der Gerechtigkeit schon Jahrhunderte vor 
uns Bestandteil leidenschaftlicher gesellschaft-
licher Debatten. Es lohnt deshalb ein Blick in 
die Geschichte, um sich etwas Klarheit über 
die Bedeutung dieser scheinbar kontrahieren-
den Werte zu verschaffen.

Beginnen wir mit der Freiheit: „Das eigent-
liche Gebiet der menschlichen Freiheit um-
faßt als erstes das innere Feld des Bewußt-
seins und fordert hier Gewissensfreiheit im 
weitesten Sinne, ferner Freiheit des Denkens 
und des Fühlens, unbedingte Unabhängig-
keit der Meinung und der Gesinnung bei al-
len Fragen, seien sie praktischer oder philo-
sophischer, wissenschaftlicher, moralischer 
oder theologischer Natur. (…) Zweitens ver-
langt dieses Prinzip Freiheit des Geschmacks 
und der Studien, Freiheit, einen Lebensplan, 
der unseren eigenen Charakteranlagen ent-
spricht, zu entwerfen und zu tun, was uns be-
liebt, ohne Rücksicht auf die Folgen und ohne 
uns von unseren Zeitgenossen stören zu las-

sen – solange wir ihnen nichts zuleide tun – 
selbst wenn sie unser Benehmen für verrückt, 
verderbt oder falsch halten.“ ❙1 So hat es der 
Philosoph und Nationalökonom John Stuart 
Mill 1859 formuliert. 

Mit dieser Definition hat er in der Ideen-
geschichte des Liberalismus der individuel-
len Freiheit neben der politischen und wirt-
schaftlichen einen besonderen Stellenwert als 
Motor der Geschichte eingeräumt. Freiheit 
bedeutet demnach Freiheit von Zwang und 
Einmischung, so lange wir niemanden schä-
digen. Die Grenze der je individuellen Frei-
heit liegt also dort, wo die Freiheit des an-
deren beginnt. Eingehegt ist diese über die 
Jahrhunderte erkämpfte Freiheit heute vom 
Rechtsstaat, der die individuellen Grund-
rechte, die Vertragsfreiheit und das Privatei-
gentum schützt. Verfassung, repräsentative 
Demokratie und die soziale Marktwirtschaft 
flankieren die Freiheit und ermöglichen die 
soziale Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger. 

Seit der Französischen Revolution be-
gleiten uns die Forderungen nach Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit. Zugleich hat 
uns dieser Aufbruch in die Demokratie seit 
dem 19. Jahrhundert ein neues Dilemma be-
schert: die Kollision des Werts der Freiheit 
mit dem Wert der Gleichheit – ein Konflikt, 
der bis heute unsere Debatten befeuert. Ale-
xis de Tocqueville hat bereits vor Jahrhunder-
ten vor dem „verderblichen Gleichheitstrieb“ 
der Menschen gewarnt, der dazu führe, dass 
sie „die Gleichheit in der Knechtschaft der 
Ungleichheit in der Freiheit“ ❙2 vorziehen 
würden. Auch heute stellt sich die Frage, ob 
die Menschen zugunsten der Gleichheit auf 
Freiheit verzichten wollen oder umgekehrt 
den Wert der Freiheit höher schätzen und da-
für Ungleichheit in Kauf nehmen? 

Im jahrhundertelangen Kampf um glei-
che Rechte bildete sich Zug um Zug die Rolle 
des Staatsbürgers heraus, ausgehend von dem 
Grundsatz der Gleichheit aller Menschen vor 
dem Gesetz. Mit dieser Angleichung der po-
litischen Bürgerrechte ging auch eine An-
gleichung sozialer Chancen im Hinblick auf 

❙1  	John Stuart Mill, Über die Freiheit, Stuttgart 1988, 
S. 20.
❙2  	Alexis de Tocqueville, Über die Demokratie in 
Amerika, Frankfurt/M.–Hamburg 1956 (1835/40), 
S. 39 f. 
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Erziehung, Einkommen und Versorgung ein-
her. Damit eröffneten sich für jede Bürgerin 
und jeden Bürger immer größere Chancen 
der Freiheit. Die Gleichheit des staatsbürger-
lichen Status ist die Bedingung der Möglich-
keit der Freiheit. Die Chance der Selbstver-
wirklichung ist damit nicht mehr wie in der 
Vergangenheit das Privileg weniger Auser-
wählter, sondern Rechtsanspruch eines jeden 
Menschen. Voraussetzung für die Herausbil-
dung der Persönlichkeit und die Praxis eines 
eigenen Lebensplans ist die Freiheit einer je-
den Frau und eines jeden Mannes, zwischen 
verschiedenen Optionen wählen zu können 
und sich von anderen zu differenzieren. Die 
Gleichheit vor dem Gesetz ist gewissermaßen 
Voraussetzung für soziale Differenzierung. 
Sie schafft damit soziale Ungleichheit, die 
erst Vielfältigkeit ermöglicht und sich in der 
Pluralität der Lebensstile manifestiert. Gera-
de darin liegt die Voraussetzung für die Pro-
duktivität und Innovationskraft einer Gesell-
schaft. Uniformität und soziale Gleichheit 
würden hingegen Stillstand der historischen 
Entwicklung bedeuten.

Der liberalen Freiheitsdefinition folgend be-
deutet Gerechtigkeit die Durchsetzung gelten-
den Rechts und die Rechtsgleichheit aller vor 
dem Gesetz. Das freiheitlich-demokratische 
Gemeinwesen sorgt im Rahmen eines Gesell-
schaftsvertrags für die Chancengerechtigkeit 
aller als Voraussetzung dafür, die eigene Per-
sönlichkeit auf je individuelle Weise entfalten 
zu können. Nicht von ungefähr ist in der US-
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung 
von 1776 vom pursuit of happiness als dem un-
veräußerlichen Recht aller Menschen die Rede; 
das heißt, dass das Streben nach Glück in der 
Verfassung geschützt ist, aber es ist keine Ga-
rantie auf das Glück selbst. Jeder Bürger und 
jede Bürgerin muss es selbst suchen. 

Wertschätzung der Freiheit

Seit dem 19. Jahrhundert hat sich mit dem Auf-
kommen der „sozialen Frage“, dem Erstarken 
der Arbeiterbewegung und sozialistisch-kom-
munistischer Parteien der Diskurs über Ge-
rechtigkeit verändert. Einzug hielt der Begriff 
der sozialen Gerechtigkeit, der sich fortan an 
sozialer Gleichheit im Sinne von Ergebnis-
gleichheit orientiert. Für soziale Gerechtig-
keit sollte nun der Staat durch Umverteilung 
sorgen. Das ist eine bemerkenswerte Verschie-

bung der Bedeutung von Gleichheit und Ge-
rechtigkeit: Ging es ursprünglich in der Fran-
zösischen Revolution um die Gleichheit der 
Bürger vor dem Gesetz, so verändert sich diese 
Forderung in Richtung einer Gleichheit der 
tatsächlichen Lebensverhältnisse. 

Obwohl sich die Lebensbedingungen in un-
seren europäischen Wohlfahrtsstaaten seit dem 
19. Jahrhundert für alle Menschen fundamen-
tal verbessert haben, die Menschen viel länger 
leben, weniger arbeiten und insgesamt wohl-
habender geworden sind, ertönen die Rufe 
nach mehr sozialer Gerechtigkeit und Umver-
teilung bis heute. Die unterschiedlichen Wer-
te der Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit 
prallen in den gesellschaftlichen Debatten im-
mer wieder aufeinander. Auch der Sozialphi-
losoph Max Horkheimer beklagte noch kurz 
vor seinem Tod 1973 dieses Dilemma: „Je mehr 
Gerechtigkeit, desto weniger Freiheit, je mehr 
Freiheit, desto weniger Gerechtigkeit.“ ❙3 

Das John Stuart Mill Institut für Freiheits-
forschung erstellt seit 2011 alljährlich in Ko-
operation mit dem Institut für Demoskopie 
Allensbach (IfD) sowie dem Institut für Pu
blizistik der Universität Mainz einen Frei-
heitsindex für Deutschland, um herauszu-
finden, wie es die Deutschen mit der Freiheit 
halten. Der Fragenkatalog erfasst die subjek-
tive Bedeutung des Werts der Freiheit auf Sei-
ten der Bürger in folgenden Bereichen: Wie 
definieren sie Freiheit für sich? Welche Wert-
schätzung erfährt der Wert der Freiheit im 
Wettbewerb mit anderen Werten wie etwa 
Gleichheit, Sicherheit, Gerechtigkeit? Wie 
frei empfinden sich die Bürger? Was erwarten 
sie vom Staat? Uns interessiert dabei, ob und 
inwieweit ein Freiheitsverständnis, das die 
Freiheit als Freiheit des Einzelnen sieht, der 
über sein Leben selbst bestimmen und dafür 
die Verantwortung übernehmen will, Vor-
rang vor anderen Werten wie sozialer Gleich-
heit oder innerer und sozialer Sicherheit hat. ❙4 

Über die Jahrzehnte konnte man beobach-
ten, dass – auch gerade nach der Wiederver-
einigung – der Wert der Freiheit im Vergleich 
zum Wert der Gleichheit in der Bevölkerung an 

❙3  	Zit. nach: Gerhard Rein, Das Verbotene Jenseits, 
in: Weltwoche vom 25. 7. 1973.
❙4  	Vgl. Ulrike Ackermann (Hrsg.), Freiheitsindex 
Deutschland 2011, Frankfurt/M. 2012; dies., Frei-
heitsindex Deutschland 2012, Frankfurt/M. 2013.
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Ansehen verloren hat. Doch seit 2011 können 
wir bei den unter 30-Jährigen, gerade aus den 
östlichen Bundesländern, eine Trendwende 
zugunsten von Freiheit und Selbstbestimmung 
feststellen. Zugleich zeigt der Freiheitsindex, 
dass sich die Staatsorientierung verstärkt: Im-
mer mehr Aufgaben wollen die Bürger an den 
Staat delegieren. Damit ist eine paradoxe Situ-
ation entstanden: Zwar nimmt die Akzeptanz 
des Werts der Freiheit im abstrakten Sinne zu. 
Doch gleichzeitig mehren sich die Forderun-
gen nach Eingriffen des Staates in das Leben 
der Bürger, was letztlich die Einschränkung 
der individuellen Freiheit bedeutet. 

Auf die Frage nach dem subjektiven Frei-
heitsgefühl antworten die befragten Deut-
schen hingegen mehrheitlich, dass sie sich in 
ihrem Leben frei fühlen. Der Wunsch nach 
staatlicher Kontrolle und Überwachung fin-
det sich im Übrigen ebenso bei jenen, die der 
Freiheit von ihrem Selbstverständnis her nä-
her stehen, wie bei jenen, denen Gleichheit 
und Sicherheit wichtiger sind als Freiheit und 
Selbstbestimmung. Klarer Favorit ist der „be-
treuende“ und „kümmernde“ Staat, der im 
Unterschied zum „liberalen“ Staat als gerech-
ter, wohlhabender, menschlicher und lebens-
würdiger angesehen wird. 

Der Freiheitsindex 2012 hat zudem gezeigt, 
dass die Skepsis gegenüber der Marktwirt-
schaft eine neue Dimension angenommen hat: 
Erstmalig glaubt auch in Westdeutschland 
eine knappe relative Mehrheit von 43 Prozent 
der Bevölkerung, Marktwirtschaft führe au-
tomatisch zu sozialer Ungerechtigkeit. Nur 
noch 38 Prozent der Deutschen sind der Mei-
nung, „Marktwirtschaft macht soziale Ge-
rechtigkeit erst möglich“. Es scheint immer 
mehr die Überzeugung verloren zu gehen, 
dass diese Wirtschaftsform Grundlage für 
Freiheit und Wohlstand ist.

Trotz der Individualisierungsprozesse, die 
wir der westlichen Moderne seit der Auf-
klärung verdanken, und der Herausbildung 
der Zivilgesellschaft ist also die Vorstellung 
vom Staat als gütigem und zugleich strengem 
„Vater“ immer noch sehr beliebt. Er soll für 
Wohlstand und Gesundheit „seiner Kinder“ 
sorgen und am besten alle Güter gerecht un-
ter ihnen verteilen. Im Gegenzug zu seiner 
Wohltätigkeit nehmen die Bürger dann auch 
seine erzieherische Strenge und seine Wacht 
über die Tugend in Kauf.

Doch unsere bisherige Geschichte war gera-
de deshalb so erfolgreich, weil sich wirtschaft-
liche, politische und individuelle Freiheit im-
mer gegenseitig bedingten und vorantrieben. 
Ohne die Neugierde, Risikobereitschaft und 
mutige Schaffenskraft der Individuen hätten 
wir heute weder Wohlstand noch Demokratie. 
Das Bewusstsein über diese Zusammenhän-
ge ist aber weitestgehend verloren gegangen. 
Stattdessen wachsen die antikapitalistischen 
Ressentiments. Zum rapiden Ansehensverlust 
des Kapitalismus trugen obendrein noch viele 
Marktakteure bei. Denn wirtschaftliche Frei-
heit bedeutet Eigentum, Wettbewerb, Ver-
trags- und Gewerbefreiheit, aber eben auch 
Haftung und Verantwortung. Unternehmen, 
Banken und Staaten müssen für ihre Schul-
den und ihre Misswirtschaft geradestehen. 
Man kann nicht ewig auf Pump leben und die 
Schuldenspirale immer höher drehen und Ri-
siken auslagern. Dann platzt, wie wir in der 
europäischen Schuldenkrise sehen, auch die 
Blase der öffentlichen Haushalte. 

Wir brauchen deshalb einen starken, aber 
schlanken Staat, der seinen ordnungspoli-
tischen Aufgaben nachkommt, konsequent 
Schulden abbaut und der Versuchung wider-
steht, der bessere Unternehmer sein zu wol-
len; ein Staat, der sich in seiner Interven-
tionslust zurückhält und dafür sorgt, dass 
verfasste Regeln eingehalten werden; der als 
Rechtsstaat die innere und äußere Sicherheit 
seiner Bürger garantiert und sich jeglicher 
Übergriffe auf das private Leben und die in-
dividuellen Freiheiten seiner Bürger enthält; 
ein Staat, der sich seiner Neutralität bewusst 
ist und weder Recht noch Politik moralisiert; 
der kein Tugendwächter, Erzieher und Mo-
ralapostel ist. Wir brauchen also einen Staat, 
der die Grundversorgung und das Exis-
tenzminimum seiner Bürger garantiert, für 
Chancengerechtigkeit sorgt, aber die Eigen-
initiative seiner Bürger gerade nicht in pater
nalistischer Fürsorge erstickt. 

Selbstbestimmung und Eigensinn 

All dies wäre im Übrigen auch der Europäi-
schen Union und ihren politischen Instituti-
onen zu wünschen. Denn ein überregulierter 
europäischer Superstaat zerstört die Vielfalt 
und Fortschrittspotenziale eines freiheitlichen 
Europas – also all das, was die bisherige Er-
folgsgeschichte Europas ausgemacht hat. Eine 
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Transferunion mit einer paternalistischen eu-
ropäischen Wirtschaftsregierung, welche die 
Schulden vergemeinschaftet, die Verantwor-
tung von Einzelstaaten suspendiert und pri-
vate Gläubiger aus der Haftung entlässt, wird 
mit Sicherheit die Krise nicht lösen. Wenn der 
europäische Integrationsprozess auf Zwang 
beruht, von Rechtsbrüchen begleitet ist und 
auf dem Rücken der Steuerzahler ausgetragen 
wird, die Vielfalt der Einheit und Uniformität 
geopfert wird, braucht man sich nicht zu wun-
dern, wenn die Europa- und Demokratieskep-
sis der Bürger wächst. 

Anstelle von Freiheit, Selbstbestimmung 
und Selbstverantwortung – Werte, für die 
in Europa jahrhundertelang gekämpft wur-
de –, scheinen sich eher Entmündigung und 
paternalistische Fürsorge als Handlungsma-
ximen durchzusetzen. Wenn zudem markt-
wirtschaftliche Prinzipien einem zunehmend 
staatsmonopolistischen Kapitalismus wei-
chen, in dem Politik und Banken unheilvoll 
verstrickt sind und die Schuldenberge em-
sig weiter auftürmen, ist es um die Freiheit 
schlecht bestellt.

Das Gegenteil von Paternalismus ist Eigen-
sinn und Selbstsorge, aus denen neues Selbst-
vertrauen, Stolz und Würde und damit neue 
Lebensqualität für den einzelnen Bürger wie 
auch für Staaten erwachsen können. All dies 
sind Voraussetzungen, um die Freiheit zu ent-
falten, neue Freiräume zu entdecken und sie 
auszuloten auf dem Weg zu Mündigkeit und 
Selbstbestimmung. Eine Demokratie bleibt 
lebendig, wenn selbstbewusste und eigenwil-
lige Bürger und Bürgerinnen ihre wirtschaft-
liche, politische und individuelle Freiheit zu 
Lebensexperimenten nutzen. Die Ambiva-
lenzen und Widersprüche, in die uns die Frei-
heit verwickelt, kann uns jedoch niemand 
abnehmen, die müssen wir schon selbst aus-
halten. Aber wir sind so erwachsen gewor-
den, dass wir keine Tugendwächter brauchen, 
weder den Staat oder die EU-Bürokratie noch 
eine Ideologie, die uns moralisch oder poli-
tisch vorschreiben, wie wir zu leben haben 
und wie unser Glück auszusehen hat. Denn 
es gibt keine bestimmte Konzeption des gu-
ten Lebens, die für alle gültig wäre, aber das 
Recht eines jeden – frei und gleich geboren –, 
sein jeweiliges Glück zu verfolgen.

*
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Auf der Suche nach den Gründen, die un-
sere Freiheit immer mehr einschrän-

ken, stoßen die Hüter des reinen Libera-
lismus gerne auf die 
Abgaben- und Steu-
erlast, auf den Sozial
staat oder noch ein-
facher: auf den Staat 
an sich, auf die Fes-
seln des Marktes. Vor 
zehn Jahren gehörte 
die Kritik an diesem 
Bündel freiheitshemmender Faktoren fast 
schon zum Common Sense; es war die Zeit, 
als sich nicht einmal die Grünen und die SPD 
dem marktliberalen Gedankengut entziehen 
konnten, eine Zeit, als die FDP von einer Zu-
kunft als Volkspartei träumte („Projekt 18“) 
und die CDU sich auf eine Bierdeckel-Steuer 
eingeschworen hatte. Sie alle wurden von der 
Wirklichkeit der „Agenda 2010“ eingeholt, 
die SPD ungleich härter als all jene Parteien, 
die ihr noch wesentlich radikalere Reformen 
abverlangt hatten. Schon eine Reform, die aus 
marktwirtschaftlicher Sicht als Reförmchen 
kritisiert wurde, hatte die SPD an den Rand 
des Abgrunds gebracht, links von ihr eine 
neue Partei entstehen lassen und das Schick-
sal eines „Basta“-Kanzlers besiegelt. 

Zwei Wahlperioden später sind die Parteien 
sichtlich froh, nicht noch mehr für die Freiheit 
tun zu müssen. Allenthalben ist von „Aus-
wüchsen“ und „Entfesselung“ die Rede – auf 
dem Arbeitsmarkt, auf den Finanzmärkten, 
neuerdings auch auf den Internetmärkten. Es 
geht wieder mehr um die Gleichheit – von Arm 
und Reich, in der Schule, am Arbeitsplatz, in 
der Ehe, beim Arzt und vor dem Recht. Auch 
jetzt ist es wie vor zehn Jahren: Keine der Par-
teien kann sich diesem Pendelschlag in die 
andere Richtung entziehen, nicht einmal die 
FDP, die tapfer ihrer Staatsskepsis und ihrem 
individualistischen Credo gehorcht, sich aber 
dennoch den „sozialdemokratischen“ Themen 
nicht entziehen kann, die auch CDU und CSU 
gerne für sich vereinnahmen.

mailto:j.altenbockum@faz.de
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Den Umschwung kann man als Ausdruck 
jenes unersättlichen Verlangens nach Gleich-
heit begreifen, das Demokratien innewohnt, 
zumal dann, wenn sie nach dem Modell des 
auf Konsens getrimmten Sozialstaats geformt 
sind. In diesem egalitären Zug der Zeit wirkt 
die Freiheit nicht wie ein Wert an sich, son-
dern wie eines von vielen Werkzeugen, das 
nützlich ist, wenn es zur Reparatur gebraucht 
wird, aber unnütz herumliegt, wenn der La-
den läuft.

Doch sind die letzten Gründe für die Ge-
fährdung der Freiheit wirklich jene Grün-
de, die staatskritische liberale Denker ger-
ne vorbringen? Waren die Reformen, die im 
Zeichen von Deregulierung, Privatisierung, 
Aktivierung und Flexibilisierung betrieben 
wurden, wirklich immer im Sinne der Frei-
heit des Einzelnen oder aller? Und sind die 
Korrekturen, die vorgenommen wurden und 
noch kommen sollen, wiederum eine neue, 
rückschrittliche Einschränkung der Freiheit? 

Beides darf in Zweifel gezogen werden, 
wenn man in Rechnung stellt, dass staatli-
cher Einfluss die individuelle Freiheit zwar 
einschränken kann im Namen der Gleichheit 
und des „Zusammenhalts“ der Gesellschaft, 
dass der Staat diese Freiheit aber genauso gut 
gewährleistet im Namen der Gleichheit – der 
Gleichheit des Rechts, der Chancen, der Risi-
ken, der Sicherheit. Beides wird im Laufe der 
Zeit immer wieder korrigiert werden müssen 
zum Vorteil des einen oder anderen.

Die wirkliche Herausforderung der Frei-
heit, das offenbart der (ansonsten recht un-
auffällige) Wahlkampf von 2013 wesentlich 
deutlicher als die Wahlkämpfe von 2002, 2005 
oder 2009, liegt tiefer als nur im allenfalls li-
terarisch anspruchsvollen Lamento über die 
„Knebel des Sozialstaats“ auf der einen oder 
über die „marktkonforme Demokratie“ auf 
der anderen Seite. Die wirkliche Herausfor-
derung ist der Widerstreit zwischen Dezen-
tralisierung und Zentralisierung, zwischen 
Rückkehr in die Provinz und beschleunigter 
Globalisierung, zwischen Überschaubarkeit 
und anonymer Macht.

Rolle des demografischen Wandels

Die Demografie spielt dabei eine Schlüssel-
rolle. Es gibt kaum ein politisches Thema, das 

nicht auf die „demografische Krise“ zurück-
zuführen wäre oder zumindest auf einer ih-
rer Schockwellen beruhte. Selbst die „Agenda 
2010“ war nicht ein Programm allein zur Re-
naissance der Eigenverantwortung oder zur 
Entlastung der Sozialkassen – bei sinkender 
Geburtenrate, alternder Gesellschaft und ab-
sehbarer Unterversorgung des Arbeitsmarkts 
kann es sich der Staat nicht leisten, sich mit 
einem Heer von Langzeitarbeitslosen ein-
zurichten. Unter dem Stichwort Fachkräf-
temangel konkurrieren sie mittlerweile mit 
eingewanderten Qualifizierten, denen der 
Zugang zum Arbeitsmarkt durch die „Blue 
Card“ erleichtert wird. 

Auch die wenig später etablierte „Schul-
denbremse“ – so unrealistisch ihre Einhal-
tung vielleicht auch sein mag – hat ihre star-
ke demografische Schlagseite. Die Schulden 
der geburtenstarken Jahrgänge lassen sich 
nicht ohne Legitimationsprobleme einfach 
auf die geburtenschwachen Jahrgänge abla-
den. Die werden ohnehin genug Probleme 
haben, die Sozialkassen zu finanzieren – sie-
he „Rente mit 67“, siehe Pflegereformen, sie-
he Gesundheitsreformen.

Doch die Herausforderung besteht nicht 
nur in der demografisch durcheinander ge-
wirbelten Sozialverfassung, deren Einzelteile 
die Wahlprogramme durchziehen (Bildung, 
Schule, Familie, Beruf, Kinderbetreuung, 
Wohnen, Infrastruktur bis hin zum Breit-
band-Zugang). Sie besteht in zwei diamet-
ral entgegengesetzten Bewegungen. Da ist 
zum einen der Drang zur Dezentralisierung, 
der aber politisch nur sehr selektiv gefördert 
wird. Und da ist zum anderen der Hang zur 
Zentralisierung, der ähnlich der Gleichheit 
im modernen Verwaltungsstaat eine Art ge-
setzmäßige Sogwirkung auszuüben scheint. 

Jene Bewegung, die auf europäischer Ebe-
ne gerne auch unter dem Schlagwort „Sub-
sidiarität“ gehegt und gepflegt, aber selten 
praktiziert wird, entspricht der Freiheitslie-
be. Denn Dezentralisierung bedeutet Rück-
verlagerung von Verantwortung, Selbstver-
waltung und im Idealfall bürgerschaftliche 
Eigenregie, mithin also eine Stärkung der 
Freiheit der „Zivilgesellschaft“ dort, wo sie 
sich selbst und ohne Eingriffe des Staates re-
gulieren kann oder muss. Die andere Bewe-
gung hingegen, die zunehmende Stärkung 
der „Zentrale“, auf welcher Verwaltungs-
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ebene auch immer, entspricht der Egalisie-
rung regionaler oder vertikaler Ordnungen, 
und nirgends wird die freiheitsberaubende 
Kraft durch Nivellierung partikularer Ver-
bindungen oder Institutionen deutlicher 
wie hier.

Dezentralisierung und  
zentralistische Gegentendenz

Zur Bewältigung der „demografischen Kri-
se“, zur Rettung dünn besiedelter Ortschaf-
ten, zur Widerbelebung des „ländlichen 
Raums“ und zur Aktivierung des Bürgers 
wird immer wieder die Kraft der Dezentra-
lisierung beschworen. Das leuchtet sofort 
ein: Nur wo die Bürger in ihrem Ort selbst 
bestimmen und verwalten können, wer-
den sie Verantwortung übernehmen wollen 
(oder müssen), um ihren Ort zu erhalten. 
Stichworte dafür sind: Zwergschulen, Tan-
te-Emma-Läden, Nahverkehr, Landärzte, 
lokale Stromerzeugung, schnelles Internet. 
Als eine letzte Keimzelle solcher Mikro-
strukturen gilt das Vereinsleben, das zual-
lerletzt stirbt. 

Doch zu nahezu jedem dieser Stichwor-
te lässt sich schon längst eine zentralistische 
Gegentendenz feststellen. Besonders deut-
lich ist das in der Schulpolitik, die zwar alle 
Parteien unter den Schutz der „Bildungsre
publik“ stellen, die aber in den dafür zu-
ständigen Ländern, Kreisen und Kommu-
nen eindeutig Konzentrationsbemühungen 
unterworfen wird. Zwergschulen werden 
nicht etwa eröffnet, sondern systematisch 
geschlossen – nicht etwa trotz, sondern 
wegen der demografischen Entwicklung. 
So können Kosten gespart werden. Schu-
len werden deshalb zusammengelegt und 
lange Anfahrtswege der Schüler in Kauf 
genommen.

Die Schulen sind nur ein Abbild der Ver-
waltungsorganisation, ein Thema, das die 
Öffentlichkeit (sprich: die Journalisten) nur 
wenig interessiert, das aber Wirkungen hat 
bis hinein in die Ortsverbände der Parteien, 
die Ortsbeiräte, die Gemeinderäte und die 
Selbstverwaltung der Kommunen. Denn es 
spielt sich in Gegenden sinkender Bevölke-
rungszahlen eine ähnliche Konzentration ab 
wie durch die westdeutsche Gebietsreform in 
den 1970er Jahren. 

In Mecklenburg-Vorpommern entstand 
durch die Zusammenlegung mehrerer Kreise 
ein Landkreis, der größer ist als das Saarland. 
Allerdings hat der Landrat dort nicht annäh-
rend so viel Gestaltungsfreiheit (und Kapazi-
täten) wie die Ministerpräsidentin des Saar-
lands – und schon sie dürfte über mangelnde 
Möglichkeiten klagen, das Land wirklich zu 
gestalten. Da die kleinen Gemeinden man-
gels Kapazitäten ihre Aufgaben wiederum an 
den Kreis delegieren müssen, vollzieht sich 
das krasse Gegenteil von Dezentralisierung – 
was entschieden wird, entzieht sich den Bür-
gern vor Ort.

Den Dörfern und Gemeinden in den „ent-
leerten“ Gegenden geht es auf diese Wei-
se ähnlich wie den Orten, die durch die Ge-
bietsreform „eingemeindet“ wurden: In 
Zeiten spendabler Stadtkassen und ausgaben-
freudiger „Samtgemeinden“ hatten sie keinen 
Grund zur Klage – sie wurden ja gut „ver-
sorgt“; doch gerade in Zeiten, in denen sie ak-
tiv werden müssten, weil gespart wird, mer-
ken sie, dass sie gar nicht erst gefragt werden 
und der Ortsbeirat sehen muss, wie er die 
Orientierung über die Entscheidungswege 
des Gemeinderats behält. Das untergräbt das 
Gefühl von politischer Mitsprachemöglich-
keit mehr, als dass es das Verantwortungsge-
fühl wieder heranzieht, das im Zeichen kom-
munaler Sozialverwaltung, in die sich die 
Selbstverwaltung verwandelt hat, allmählich 
versickert ist.

Aus der Not wird zwar auch so eine Tu-
gend gemacht – durch Sparen soll der Be-
völkerungsschwund wettgemacht werden. 
Doch es ist ein Sparen auf Kosten der ört-
lichen Eigeninitiative. Wie schwierig eine 
solche Rückverlagerung ist, wenn sich erst 
einmal überregionale und zentralisierte Ver-
fahren über Jahrzehnte durchgesetzt haben, 
zeigte im Zuge der „Agenda 2010“ die Debat-
te über die Arbeitsvermittlung, die in soge-
nannten Optionsgemeinden kommunalisiert 
werden sollte  – gegen starke zentralistische 
Beharrung. 

Die Städte und Ballungsgebiete hinge-
gen, deren Luft bekanntlich frei macht, er-
leben mit einer Zunahme ihrer Attraktivi-
tät auch eine Zunahme an Aufgaben und 
Lasten. Zwar haben die meisten Kommu-
nen Jahre finanzieller Erholung hinter sich. 
Doch wird – trotz raffinierter gesetzlicher 
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Vorrichtungen – ihre Selbstverwaltung wei-
terhin als verlängerte Werkbank der Sozial-
politik des Bundes oder gar der Vereinten 
Nationen missbraucht. Das Ergebnis sind 
nicht größere, sondern langsam schrump-
fende Gestaltungsspielräume. 

Beispiel Energiewende

Wie leicht es wiederum in die andere Rich-
tung gehen kann, zeigt die Energiewende. 
Auf mehreren Wegen findet hier eine Dezen-
tralisierung und Stärkung der Selbstverwal-
tung statt – durchaus im Sinne einer Revita-
lisierung der „Provinz“. Das ist geradezu Teil 
des Programms der Energiewende, soweit 
sie sich auch gegen die „Macht der Konzer-
ne“ richtet. Unter dem Schlagwort „Rekom-
munalisierung“ werden die Stromversorgung 
und die Netzwirtschaft von (wiederherge-
stellten) Stadtwerken oder örtlichen Genos-
senschaften übernommen. Der „Energiebür-
ger“ beteiligt sich an lokalen oder regionalen 
Gesellschaften zur Produktion oder Vertei-
lung von Strom, weil er davon profitiert oder 
weil er es politisch so will. 

Das rechnet sich allerdings nur, weil so-
wohl Herstellung wie auch Einspeisung und 
Verteilung der erneuerbaren Energie privile-
giert sind – ohne dieses materielle und poli-
tische Privileg unterbliebe wahrscheinlich 
auch das kommunale oder genossenschaftli-
che Engagement. 

Allenfalls Interessen, aber keine Entschei-
dungsbefugnisse werden durch ein ande-
res Modell „gekauft“ – durch die Bürgerbe-
teiligung beim Ausbau der überregionalen 
Höchstspannungsnetze. Auch diese Folge 
der Energiewende ist eine pfiffige Verlage-
rung von Verantwortungsgefühl „nach un-
ten“. Weder ist damit aber eine Dezentrali-
sierung politischer oder Verwaltungsmacht 
verbunden, noch werden Mitsprache, Selbst-
verwaltung oder Freiheitsrechte gestärkt. 

Die Dividende ist vielmehr der Ablass des 
Staates und der Energiewende-Gesellschaft 
für schnellere und zentralere Verwaltungsak-
te im Sinne des Gemeinwesens – bis hin zu 
Enteignungen. Was damit gemeint ist, wird 
sofort klar, wenn es garantierte Dividenden 
auf atomare Endlager-Anleihen geben würde. 
Weder der „Energiebürger“ noch der „Netz-

bürger“ sind also wirklich die Produkte von 
mehr Freiheit und mehr Eigenverantwortung.

Die Energiewende hat noch aus einem an-
deren Grund einen Januskopf. Ohne die 
Triebkraft des Föderalismus wären ihre Zie-
le wohl nicht so schnell übertroffen worden. 
Die Länder haben die nationale Energiewen-
de in 16 Energiewenden übersetzt und da-
mit das ganze Projekt in ungeahnter Weise 
beschleunigt. Anstatt dass dieser Übereifer 
als Stärke des Föderalismus begriffen würde, 
sind gerade die Freiheiten, die sich die Länder 
genommen haben, ein Grund, warum nach 
einem zentralistischen „Masterplan“ gerufen 
wird, um die Energiewende zu steuern oder 
gar zu „retten“. 

Grund dafür sind Ungleichgewichte in der 
Verteilung von Vor- und Nachteilen zwi-
schen den Ländern, die sich aus der Sub-
ventionierung der erneuerbaren Energien 
ergeben. Liegt die Rettung also wieder in 
der Bündelung, in der Nivellierung, in der 
Zentralisierung?

Die Energiewende wird nicht umsonst als 
versteckter Länderfinanzausgleich bezeich-
net. Man könnte sie also, da es vom Geschick 
jedes Landes abhängt, wie viel es aus der 
Energiewende „herausholt“, als eines der An-
reizsysteme verstehen, die in der Finanzver-
fassung des Grundgesetzes vermisst werden. 
Dazu ist die Energiewende in der politischen 
Diskussion aber nie herangezogen worden. 
Auch hier gilt: Zwar wird unter Stichworten 
wie Bürgernähe und neuerdings Entschleu-
nigung die befreiende Kraft der Dezentrali-
sierung und die heilsame Rückkehr zur über-
schaubaren und „authentischen“ Umgebung 
beschworen, doch der Kampf um Effektivität 
endet meist dann doch in der Flucht in den 
Zentralismus. In Deutschland bleibt nur der 
Föderalismus als Barriere – weshalb er immer 
wieder gerne geschmäht wird. 
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Tatjana Freytag · Michael Borchard

Gerechtigkeit
Laut Tatjana Freytag begründet die bürgerliche Gesellschaft neue strukturelle Ungleichheiten, 
welche die Frage von Gerechtigkeit auf mehreren Ebenen aufwerfen. „Leistung soll sich loh-
nen“ sei zwar die individualisierte Motivationsparole der bürgerlichen Gesellschaft, sie werde 
aber zugleich durch die strukturelle Ungleichheit unterhöhlt. Michael Borchard unterstreicht, 
dass bei der sozialen Gerechtigkeit stets Umverteilung die herrschende Interpretation war. 
In Zeiten von Globalisierung und Finanzkrise habe sich ein differenziertes Gerechtigkeitsbe-
wusstsein entwickelt, das Chancen- und Leistungsgerechtigkeit hoch schätze (Anm. d. Red.).
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In der modernen Auffassung des Gerechtig-
keitsbegriffs, wie er sich im Entstehungs-

prozess der bürgerlichen Gesellschaft he
rauskristallisiert hat, 
war seine Einbindung 
in die Lehre des Ge-
sellschaftsvertrags un-
erlässlich. Nur im Zu-
sammenhang mit die-
sem vermochte er die 
Grundlage für eine de-
mokratisch verfasste 
Gesellschaft zu bilden: 

„Zwischen Menschen mit verschiedenen Zie-
len schafft eine gemeinsame Gerechtigkeits-
vorstellung den Bürgerfrieden; das allgemei-
ne Gerechtigkeitsstreben setzt der Verfolgung 
anderer Ziele Grenzen. Man kann sich eine 
gemeinsame Gerechtigkeitsvorstellung als das 
Grundgesetz einer wohlgeordneten menschli-
chen Gesellschaft vorstellen.“ ❙1 Dass sich diese 
wohlgeordnete menschliche Gesellschaft so 
nicht realisiert hat, ist offensichtlich. Nicht 
minder offenbar ist jedoch, dass formale Ge-
rechtigkeitsvorstellungen immer auch Maß-
stäbe waren, demokratische Gesellschaften 
in ihren Grundrechten und Institutionen ge-
rechter werden zu lassen, mithin in den „Zu-
weisungen von Grundrechten und -pflichten 
keine willkürlichen Unterschiede zwischen 
Menschen“ ❙2 zu machen. Dies lässt sich nicht 
zuletzt an Neuerungen wie der Einführung 
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) von 2006 nachvollziehen.

Gleichwohl begründet die bürgerliche Ge-
sellschaft, die Leistung als innovativen be-
freienden Maßstab zur Abgrenzung gegen-
über der privilegierten Erbschaftsgesellschaft 
des Feudalismus setzte, neue strukturelle 
Ungleichheiten, welche die Frage von Ge-
rechtigkeit auf mehreren Ebenen aufwerfen. 
Nicht nur der Soziologe Pierre Bourdieu hat 
gezeigt, wie sich in den Grenzen der dem Ein-
zelnen zur Verfügung stehenden Kapitalien, 
Ressourcen und Zugänge die Möglichkeiten 
zur Realisierung von Lebenschancen und 
Gestaltung von Lebensräumen vollziehen 
und dementsprechend auch das Leistungs-
vermögen mitbestimmen. „Leistung soll sich 
lohnen“ ist zwar die individualisierte Moti-
vationsparole der bürgerlichen Gesellschaft, 
sie wird aber zugleich durch die strukturel-
le Ungleichheit unterhöhlt und verschweigt 
zudem die selektive Praxis im deutschen Bil-
dungssystem wie auch die Akzeptanz von 
nicht existenzsichernden Einkommen, die 
sich alles andere als an Leistung orientieren. 
Eine Sozial- und Bildungspolitik, welche die 
ungleichen Startbedingungen auf reformori-
entierter Ebene auszugleichen sucht, müsste 
sich unter anderem auf folgende drei Dimen-
sionen einlassen. 

Neues Arbeiten. Arbeit nur als Erwerbsar-
beit zu begreifen, läuft gesamtgesellschaftlich 
gesehen in eine Sackgasse. So werden etwa 
wesentliche Bereiche wie Care- und Sorgear-
beit als bürgerschaftliches Engagement ent-
wertet. Stattdessen sollte das tradierte Sys-
tem der Erwerbsarbeit transformiert werden 

❙1  	John Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit, Frank
furt/M. 1998, S. 21.
❙2  	Ebd.

mailto:freytag@uni-hildesheim.de
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in lebensnahe und geschlechtergerechte Ar-
beitskonzepte, die Arbeit in ihren vielfachen 
Konstellationen begreifen und Varianten des 
Grundeinkommens in Betracht ziehen. Not-
wendig wäre es, der Abwertung und Ent-
wertung von Tätigkeiten, die nicht mehr mit 
Gratifikationen verbunden sind, weil Frauen 
sie ausführen, entgegenzuwirken. Zu Recht 
bemerkt in diesem Zusammenhang die So-
ziologin Regina Becker-Schmidt: „Die asym-
metrische Verteilung von unbezahlter und 
bezahlter Arbeit im Geschlechterverhältnis 
tritt als Kristallisationspunkt sozialer Un-
gleichheitslagen zwischen den Genus-Grup-
pen zutage.“ ❙3

Hidden gender structure. Geschlechterver-
hältnisse strukturieren und positionieren 
Menschen. Sie erzeugen normative Projekti-
onen auf Subjekte und formieren deren Le-
bensverhältnisse und -entwürfe. Zwar lässt 
sich feststellen, dass entsprechende politische 
Kämpfe und Forderungen in den vergange-
nen Jahrzehnten geschlechteremanzipato-
rische Entwicklungen gezeitigt haben; den-
noch werden über die Kategorie Geschlecht 
nach wie vor Ungerechtigkeiten produziert. 
Mit dem Verweis, dass zu den Bildungsverlie-
rerinnen und -verlierern nicht mehr nur das 
„katholische Mädchen vom Lande“, sondern 
auch der Junge aus sozial benachteiligtem 
migrantischem Milieu zählt, und dass Mäd-
chen und junge Frauen heute viel besser mit 
den Anforderungen des deutschen Bildungs-
systems zurechtkommen, wird mancherorts 
vorzeitig eine Nivellierung der Geschlechter 
konstatiert – nach dem Motto: Die Mädchen 
hätten jetzt ja aufgeholt und die Jungen sogar 
überholt. Dabei sind die gesellschaftlichen 
Vermittlungskontexte, in denen sozialisato-
risch geschlechtsstereotype Bewältigungs-
muster reaktiviert und Rollenmodelle, die 
alle sozialen Beziehungen durchweben, pro-
duziert werden, nach wie vor wirksam. 

Das betrifft die Organisation von Sexuali-
tät, Generativität und die Strukturen der Fa-
milie ebenso wie die Formen der Arbeitstei-
lung und die Stellung von Mann und Frau auf 
dem Arbeitsmarkt und im Beschäftigungs-
system. Durchweg ist hier eine ungleiche Ver-
teilung existenzsichernder Ressourcen und 
politischer Partizipationsmöglichkeiten er-

❙3  	Regina Becker-Schmidt, „Verwahrloste Fürsorge“, 
in: Gender, (2011) 3, S. 12.

kennbar, die Geschlecht zur strukturbilden-
den Kategorie werden lässt. Die Vermitt-
lungsdimension der Externalisierung, das 
heißt die Matrix des männlich konnotierten 
Prinzips von Fortschritt und Wachstum im 
Kapitalismus, das zunehmend unter Druck 
gerät, und das alte Problem der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, das durch die 
Auflösung des Normalarbeitsverhältnisses 
und durch arbeitsgesellschaftliche Entgren-
zungsprozesse befeuert wird, erweisen sich 
als virulenter denn je. In der nach wie vor be-
stehenden Arbeitsteilung zwischen den Ge-
schlechtern besteht Reformbedarf. Familiäre 
Verpflichtungen führen dazu, dass deutsche 
Arbeitnehmerinnen mit über 45 Prozent eine 
der höchsten Teilzeitquoten in Europa auf-
weisen. ❙4 

Bildungsgerechtigkeit. Gleiche Bildungs-
chancen für alle gelten als Schlüssel für In-
tegration und drücken auch die normati-
ve Grundlage einer demokratisch verfassten 
Gesellschaft aus. Diese herausragende Be-
deutung von Bildung für die Lebensperspek
tiven junger Menschen gewinnt mit Blick auf 
die besondere Situation von Kindern und Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund und 
sogenannten bildungsfernen Milieus noch zu-
sätzlich an Gewicht. Für sie spielt der Erwerb 
schulischer und beruflicher Bildungsqualifi-
kationen eine Schlüsselrolle im sozialen Inte-
grationsprozess. Nur über Bildungsabschlüs-
se können sie langfristig gesellschaftlich 
anerkannte Positionen einnehmen (auch wenn 
ein sozialer Aufstieg objektiv immer schwerer 
geworden ist und Bildung längst kein Garant 
mehr dafür darstellt). 

Doch verschiedene Studien weisen seit län-
gerer Zeit schon auf erhebliche Vernachlässi-
gungen dieser Gruppen durch das deutsche 
Bildungssystem hin. Schule nimmt Selek-
tions- und Allokationsfunktionen wahr und 
platziert junge Menschen auf der Basis von in-
dividuellen Leistungen. Herkunftsbedingte 
Ungleichheiten und Benachteiligungsstruk-
turen werden dabei nicht berücksichtigt. 
Bildungsgerechtigkeit müsste sich mit indi-
vidualisierten Förderprogrammen auseinan-
dersetzen, die es schaffen, alle Kinder und 
Jugendlichen so zu unterstützen und zu be-
gleiten, dass niemand dabei auf der Strecke 
bleibt. Das kann nur mit strukturellen Verän-

❙4  	Vgl. Böckler Impuls, Nr. 2 vom 6. 2. 2013, S. 5.
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derungen in den Bildungsinstitutionen gelin-
gen, die sich ihrerseits auf einem umfassen-
den diskursiven Selbstverständigungsprozess 
der Gesellschaft, was Schule überhaupt leis-
ten soll, zu stützen hätten. 

Zu analysieren wäre dabei das viel be-
schworene Konzept der Inklusion. Nicht nur 
der Begriff an sich ist inhaltlich schwammig; 
Begriffe wie „Inklusion“ und „Exklusion“ 
sind oberflächliche Zustandsbeschreibun-
gen, die keine Analyse der Ursachen bieten, 
welche aber essenziell wäre, um sich den be-
schriebenen problematischen Zuständen an-
nehmen zu können. Im pädagogischen Kon-
text wird die Abkopplung eines Kindes und 
die damit einhergehende Prekarisierung der 
Bildungsbiografie weder auf individueller 
noch auf struktureller Ebene dokumentiert 
und analysiert. Inklusion kann die Komple-
xität der Strukturen auf einfache Erklärungs- 
und Lösungsansätze reduzieren, ohne sich 
mit den meist verdeckten und vielschichtigen 
Strukturen auseinanderzusetzen.

Ein weiteres Problem sind Empfehlungen 
von Lehrerinnen und Lehrern, die sich be-
wusst oder unbewusst auf die soziale Her-
kunft von Schülerinnen und Schülern be-
ziehen. Diese Habitus-Entscheidungen, die 
leistungsmäßige Kriterien ignorieren, schaf-
fen auf subtiler, sich ihrer selbst nicht immer 
bewussten Weise Formen erneuter Ungerech-
tigkeit. Nicht Herkunft, sondern Leistung 
wäre gerade im Sinne des Ethos einer bürgerli-
chen demokratisch verfassten Gesellschaft an-
zuvisieren. Demgegenüber wäre hervorzuhe-
ben, dass auch das Leistungskriterium an sich 
die strukturelle Erzeugung herkunftsspezifi-
scher Bildungsbenachteiligung mitnichten zu 
verhindern vermag, weil auch die Bewertung 
der Leistung letztlich habituell mitgeprägt ist. 
Zu bedenken wäre darüber hinaus, dass die 
Verschiebung der Entscheidung auf die elter-
liche Instanz keine Lösung des Problems bie-
tet, denn auch sie reproduziert im Grunde die 
Prägewirkung der (sozialen) Herkunft. Bei 
bildungsfernen Schichten entsteht so zwangs-
läufig eine doppelte Benachteiligung.

Im Zuge des cultural turn der vergangenen 
Jahrzehnte (verstanden als der Hinwendung 
von einstmals strukturell-gesellschaftlichen 
Problemen zu kulturellen Erklärungsmus-
tern) ist es auch in der Politik, in Programmati-
ken, Grundsatzpapieren und Leitideen üblich 

geworden, nahezu jeden Problemzusammen-
hang innerhalb der Gesellschaft durch das 
Nadelöhr der Kultur zu interpretieren. Zum 
einen ist es zu begrüßen, dass der schon seit 
der Gründungszeit der Bundesrepublik be-
stehenden Tatsache, dass Deutschland eine 
Migrationsgesellschaft ist, endlich Rechnung 
getragen wird; zum anderen wird vorschnell 
geradezu jeder Dysfunktion innerhalb des 
Sozialen und der Bildung mit Rückgriff auf 
die Kategorie der Kultur begegnet. Abgese-
hen davon, welcher Kulturbegriff dabei he-
rangezogen wird, hat diese eindimensionale 
Problemorientierung Auswirkungen auf die 
gesamte gesellschaftliche Ausgestaltung. 

Die Wissenschaft bemüht sich, dieser do-
minanten Lesart innergesellschaftlicher Kon-
flikte Theorien und Handlungsempfehlungen 
an die Hand zu geben, und in der Praxis in-
dividualisiert sich dieser gesamtgesellschaft-
liche Umgang mit Kultur, indem Professio-
nelle immer dann, wenn sie mit ihrer Arbeit 
an Grenzen stoßen, angewiesen werden, sich 
weiter zu qualifizieren, um sich Kompeten-
zen im Umgang mit kultureller Verschieden-
heit anzueignen. Der Markt des Erwerbs in-
terkultureller Kompetenzen sei hier nur in 
Erinnerung gerufen. 

Abgesehen davon, wie verkürzt der Blick auf 
Verschiedenheit ist, wenn er, wie zurzeit sehr 
gängig, auf eine mögliche Differenzlinie redu-
ziert wird, ist es doch bemerkenswert, wie aus 
einer Metatheorie des cultural turn politisch 
akzeptierte Deutungsmuster geschaffen wer-
den und, gleichsam am Ende der Kette, sich 
der Handlungsdruck auf pädagogische Lehr-
kräfte derart erhöht, dass der gesamtgesell-
schaftliche Problemzusammenhang nur noch 
auf der Ebene der individuellen Fortbildungs-
willigkeit ausgetragen wird. Je nachdem, wel-
ches Verständnis von Kultur vorliegt, wird 
sich die Praxisgestaltung eher mangelzentriert 
oder möglichkeitsorientiert, differenzsensibel 
oder differenznivellierend gestalten. 

Eine Überbetonung der Kultur (Kulturali-
sierung) ist unterkomplex und kann zu Fehl-
einschätzungen und Verkennungen anders 
gelagerter Probleme führen und die pädago-
gische Arbeit fehlleiten. Mehr noch: Auf allen 
Ebenen – der institutionellen, der epistemi-
schen und der personellen – werden, dem Pa-
radigma des Kulturellen entsprechend, neue 
Realitäten geschaffen, entstehen Programma-
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tiken, Institutionen und Theorien, die ihrer-
seits neue Realitäten schaffen und somit rück-
wirkend die eigene Relevanz bestätigen.

Gesellschaftliche Polarisierung. Hierarchi-
sche Ordnung ist Kern einer jeden Sozial-
struktur und gewinnt im Laufe der Geschich-
te den Charakter einer anthropologischen 
Konstante. Soziale Ungleichheit entspringt 
nicht zuletzt dem Konzept des bestimmen-
den Wirtschaftssystems. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist eine Marktgesellschaft, de-
ren Marktprinzipien das gesamte soziale Le-
ben durchdringen. Die Schlüsselrolle hat der 
Arbeitsmarkt. Die Struktur dieser Marktge-
sellschaft ordnet kontinuierlich Güter und 
Ressourcen in einem vertikalen Ungleich-
heitsgefüge, das die Verteilung bestimmt: 
oben mehr, unten weniger. So bildet sich die 
Grundlage für eine Markt bedingte Klassen-
gesellschaft. ❙5 Die Klassenkultur ist seit der 
Gründung der Bundesrepublik außerordent-
lich stabil und präsent geblieben und repro-
duziert sich mit steigendem Niveau.

Einkommen ist die wichtigste Ungleich-
heitsdimension der modernen kapitalisti-
schen Gesellschaft. Der vorbildlose Aufstieg 
der Einkommen der Wirtschaftswunderzeit 
verband sich fortwährend mit der Ungleich-
heitsverteilung. Der Einkommensanteil des 
obersten Fünftels der Gesellschaft liegt seit 
den 1950er Jahren bei 39,8  Prozent und er-
reicht 60  Jahre später immer noch den glei-
chen Wert, während der Einkommensanteil 
des unteren Fünftels bei 7,1 Prozent damals 
wie heute stagniert. Die Einkommenshierar-
chie ist eine der wichtigsten „Indikatoren der 
sozialen Differenzierung“ von Ungleichheit, 
die durch erstaunlich hohe strukturelle Sta-
bilität geprägt ist. ❙6 Die Vermögensverhält-
nisse zeigen die Ungleichheit in Deutschland 
noch viel schärfer auf als die Einkommens-
verhältnisse: Im Jahr 2000 besaßen fünf Pro-
zent der Bevölkerung rund die Hälfte des ge-
samten Vermögens, die ärmeren 50  Prozent 
dagegen lediglich zwei Prozent. Bis 2010 hat-
te das oberste Zehntel in einem beispiellosen 
Konzentrationsprozess zwei Drittel des ge-
samten Privatvermögens an sich gebunden, 
beim obersten Prozent der Gesellschaft häuf-

❙5  	Vgl. Hans-Ulrich Wehler, Die neue Umverteilung, 
München 2013, S. 65 f.
❙6  	Vgl. ebd., S.  71. Auch die folgenden Zahlen sind 
dieser Quelle entnommen.

ten sich 35,8 Prozent des Vermögens. Mit an-
deren Worten: Noch nie waren die Reichen 
so reich, die Kluft zwischen der Restbevölke-
rung und ihnen war noch nie so tief. 

Die steigenden Vermögensverhältnisse wer-
den noch durch eine Vergrößerung der Erb-
masse untermauert: Im ersten Jahrzehnt die-
ses Jahrhunderts wurden zwei Billionen Euro 
vererbt, welche 27 Prozent des Nettovermö-
gens aller Privathaushalte bilden. In der zwei-
ten Dekade wird die Erbmasse nochmals um 
3,2 Billionen Euro ansteigen. Vermögensteu-
er und Erbschaftsteuer bleiben hier unbeach-
tet, wie auch die Steuer auf Kapitaleinkünfte. 
Demgegenüber steigen die Steuern auf Ar-
beit stetig. Lohn-, Umsatz- und Verbrauch-
steuern machen 80  Prozent, Unternehmen- 
und Gewinnsteuern 12 Prozent des gesamten 
Steueraufkommens aus. Verwunderlich ist 
nur, dass sich bislang kaum Widerstand ge-
gen diese maßlose Einkommens- und Vermö-
genssteigerung formiert hat.

Michael Borchard
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Gerechtigkeit – Nur wenige Begriffe ent-
wickeln eine solche Verheißungskraft 

bei den Bürgerinnen und Bürgern, sind 
als  programmatische 
Monstranz oder pole-
mischer Vorwurf  po-
litisch so wirkmäch-
tig und damit auch 
gefährlich – und sind 
doch bei Lichte be-
trachtet zugleich so 
schwer zu fassen, so 
unklar in ihrer Aussagekraft. Man muss 
nicht die „berühmte“ Herabwürdigung des 
Begriffs der „sozialen Gerechtigkeit“ durch 
Friedrich August von Hayek als „Wiesel-
wort“ heranziehen, um eine merkwürdige 
Mischung aus Wohlempfinden und Abscheu 
bei diesem Begriff zu empfinden.  ❙1 Aber wer 
nach dem Gehalt des Begriffs der Gerech-

*
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tigkeit sucht, der muss sich die Frage stellen, 
die Hayek für sich klar beantwortet hat: Ist 
es mit der sozialen Gerechtigkeit tatsächlich 
so wie beim Wiesel, das Eier restlos aussaugt 
und dann nur noch die leere, aber äußerlich 
intakte Hülle zurücklässt? Noch spannen-
der ist – in einem Wahljahr, in dem beinahe 
alle Parteien die „soziale Gerechtigkeit“ the-
matisieren und mehr oder weniger intensiv 
zum Wahlkampfthema machen – die Frage, 
ob die Bürgerinnen und Bürger mehrheit-
lich auf die ausgesaugten Eier „hereinfallen“ 
und erst spät bemerken, dass hinter der Hülle 
nichts Substanzielles mehr steckt? Oder ha-
ben die Menschen einen differenzierten und 
vielschichtigen Gerechtigkeitsbegriff?

Warum ist zudem der Wert der Gerechtig-
keit ein scheinbar lohnendes Thema für die 
Wahlplakate in einer Zeit, in der es Deutsch-
land nach wie vor – gegen den europäischen 
Trend – wirtschaftlich vergleichsweise gut 
geht? Umfragen zeigen, dass bei vielen Men-
schen die Unsicherheit über die Zukunft 
trotz Zufriedenheit über die konjunkturelle 
Situation wächst. Renate Köcher hat das den 
„entspannten Fatalismus“ genannt. ❙2 Ande-
re Politikwissenschaftler sprechen von einer 
„stabilen Ambivalenz“ und der „sorgenvol-
len Zufriedenheit“. ❙3 Dabei spielt die Befürch-
tung eine Rolle, dass Deutschland nicht ewig 
eine Insel der Seligen bleiben kann und das 
Vertrauen in ein baldiges Ende der Euro-Kri-
se nicht sehr ausgeprägt ist.

Stabile Ambivalenz ist zugleich das rich-
tige Stichwort, wenn es um die Einschät-
zungen in Sachen Gerechtigkeit geht: Wäh-
rend mehr als zwei Drittel der Deutschen 
der Auffassung ist, dass die soziale Gerech-
tigkeit eher abgenommen hat, beurteilen die 
gleichen Menschen Deutschland im interna-
tionalen Vergleich als sehr gerechtes Land. ❙4 
Diese Einschätzung weist nicht nur auf ei-

❙1  	Vgl. Friedrich August von Hayek, Wissenschaft 
und Sozialismus, in: Manfred E. Streit (Hrsg.), Ge-
sammelte Schriften in deutscher Sprache, Bd. A7, Tü-
bingen 2004, S. 61 f.
❙2  	Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 17. 10. 2012.
❙3  	Joachim Raschke/Ralf Tils, Die krummen Wege 
und der Stolpergang, in: Neue Gesellschaft/Frank-
furter Hefte, (2013) 1/2, S. 13.
❙4  	Vgl. Institut für Demoskopie Allensbach (IfD), 
Was ist gerecht?, Allensbach 2013, S.  3 ff. Nur zwei 
Prozent gehen davon aus, dass es in Deutschland am 
wenigsten soziale Gerechtigkeit gibt.

nen hohen Standard des sozialen Ausgleichs 
hin, sondern auch darauf, dass die Frage 
nach der Gerechtigkeit in der Bundesrepu-
blik Deutschland historisch eine geradezu 
konstitutive Wirkung hatte, die auch im Be-
wusstsein der Menschen fest verankert ist: 
Eindeutig bestand in der Nachkriegszeit ein 
Zusammenhang zwischen den sozialstaatli-
chen Segnungen und einer gewissen Zufrie-
denheit mit Demokratie und Staatswesen. 

Der Politikwissenschaftler Dolf Sternber-
ger hat den Begriff des „Verfassungspatri-
otismus“ geprägt. ❙5 Dass der auf einen Ver-
fassungstext gerichtete Patriotismus eine 
„blutleere“ Angelegenheit sei, hat man ihm 
immer wieder vorgehalten. Vielleicht ist die 
emotionale Verbundenheit zu Staat und Ver-
fassung eher durch so etwas wie einen „So-
zialstaatspatriotismus“ hergestellt worden. ❙6 
Dieser Sozialstaatspatriotismus hat für lange 
Zeit den Stolz auf die Geschichte der deut-
schen Nation, der durch den Nationalsozia-
lismus diskreditiert war, zumindest in Teilen 
ersetzt. Die Identifikation mit dem Staats-
wesen ist nicht alleine durch die Sicherheit 
des Sozialstaats herbeigeführt worden, son-
dern auch durch eine politische Logik, die 
über Jahrzehnte vor allem auf die Verheißun-
gen sozialer Wohltaten gesetzt hat. Nach den 
Klassenkämpfen in der zweiten Hälfte des 19. 
und der ersten Hälfte des 20.  Jahrhunderts 
sowie nach den Verheerungen des National-
sozialismus hatten diese Ausgleichsmecha-
nismen eine befriedende und stabilisierende 
Wirkung: „Nur eine mehrheitlich als sozi-
al gerecht empfundene Gesellschaft wird auf 
Dauer das notwendige Potenzial zur Kon-
fliktregelung und gewaltlosen Streitschlich-
tung zur Verfügung stellen können.“ ❙7 

Politische Steuerung, das hat übrigens alle 
Bundesregierungen vereint, folgte über Jahr-
zehnte dem Muster, mehr oder weniger kon-
sequent auf die Zuwendung finanzieller Mit-
tel zu setzen. Schon im Laufe der 1990er Jahre 
hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass die 
Verteilung sozialstaatlicher Wohltaten eine 
hemmende Wirkung hat, die den notwendi-

❙5  	Dolf Sternberger, Verfassungspatriotismus, Frank
furt/M. 1990, S. 26–30.
❙6  	Arnulf Baring, Unsere Schläfrigkeit ist unbegreif-
lich, in: Der Spiegel, Nr. 45 vom 8. 11. 1999.
❙7  	Erwin Carigiet (Hrsg.), Wohlstand durch Gerech-
tigkeit, Zürich 2006, S. 396.
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gen Wettbewerb zurückdrängt. Die Tatsache, 
dass in den späten 1960er und 1970er Jahren 
der Begriff der sozialen Gerechtigkeit vor al-
lem als Umverteilung von Vermögen und Ein-
kommen begriffen wurde, hatte Auswirkun-
gen, die sich nicht zuletzt auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt niederschlugen und seine Dy-
namik und Aufnahmefähigkeit in den Jahren 
nach der Wiedervereinigung bremsten. ❙8 

Die notwendigen Investitionen in den Aus-
bau der Infrastruktur nach der deutschen 
Wiedervereinigung sowie die ansteigende Ar-
beitslosigkeit belastete in den 1990er Jahren 
die öffentlichen Haushalte derartig, dass kaum 
noch finanzielle Spielräume für sozialstaatli-
che Segnungen blieben. Der Sozialstaat deut-
scher Prägung sei kein Modell mehr, schrieb 
1998 der „Spiegel“, er sei zum Monstrum ge-
worden, das an seiner eigenen Größe zu er-
sticken drohe. ❙9 Vor allem aber sei er zutiefst 
ungerecht geworden, weil er seine Leistungen 
willkürlich und nicht selten an den wirklich 
Bedürftigen vorbei verteile. Diese wachsende 
Kritik an einem ausufernden Sozialstaat ver-
änderte die bis dahin vorherrschende und auf 
Umverteilung konzentrierte Interpretation 
des Gerechtigkeitsbegriffs nachhaltig. Es gehe 
nun „um eine gerechte Verteilung von Chan-
cen, also den Möglichkeiten, seine eigenen 
Lebenspläne zu verwirklichen. Dies umfasst 
nicht nur die materielle Absicherung oder ei-
nen Anteil am gesellschaftlichen Wohlstand, 
sondern vor allem auch den Zugang zu Bil-
dung, Kultur und die Ermöglichung politi-
scher Teilnahme.“ ❙10 

Mit der Finanzkrise seit 2008 veränder-
te sich der Blick auf die Gerechtigkeit noch 
einmal deutlich. Die „schwäbische Hausfrau“ 
scheint kein Mythos zu sein. Offensichtlich 
besitzen die Bürgerinnen und Bürger in-
zwischen so etwas wie einen ordnungspoli-
tischen Instinkt, wie die geradezu aufregen-
den Befunde einer Studie aus dem Jahr 2012 
andeuten: ❙11 76  Prozent der in Deutschland 
befragten Menschen stimmen beispielswei-

❙8  	Vgl. Michael Borchard/Thomas Schrapel, „Ge-
rechtigkeit“, in: dies./Bernhard Vogel (Hrsg.), Was 
ist Gerechtigkeit?, Wien–Köln–Weimar 2012, S. 28.
❙9  	Vgl. Der Spiegel, Nr. 30 vom 20. 7. 1998.
❙10  	Stefan Liebig/Meike May, Dimensionen sozialer 
Gerechtigkeit, in: APuZ, (2009) 47, S. 4.
❙11  	Vgl. IfD, Wirtschaftliches Verständnis und ord-
nungspolitische Positionen der Bevölkerung, Allens-
bach 2012, S. 37, S. 46.

se zu, dass die Aussage „Der Staat sorgt da-
für, dass es nur geringe Unterschiede bei den 
Einkommen der Bürger gibt“ nicht zu ei-
ner Marktwirtschaft gehört. Ebenso deut-
lich werden Subventionen für angeschlagene 
Unternehmen abgelehnt. Selbst unter Fach-
arbeitern gibt es eine klare Ablehnung der 
Aussage „Ich finde es richtig, dass der Staat 
Betriebe und Wirtschaftszweige, die allei-
ne nicht lebensfähig sind, finanziell unter-
stützt. Dadurch werden viele Arbeitsplätze 
erhalten“. Für die überwältigende Mehrheit 
der deutschen Bevölkerung steht außer Fra-
ge, dass Gewinne für die Unternehmen und 
für ihren Fortbestand außerordentlich wich-
tig sind und es für diese Unternehmen kei-
nesfalls ausreicht, wenn sie nur ihre Kosten 
decken. 60 Prozent der Menschen sehen Un-
ternehmer und Bevölkerung in einem Boot.

Dieses ordnungspolitische Bewusstsein wirkt 
sich auch auf die Einschätzung der verschiede-
nen Ausprägungen der Gerechtigkeit aus: „Die 
große Mehrheit der Bürger hat einen umfassen-
den, anspruchsvollen Gerechtigkeitsbegriff, 
der Chancen- und Leistungsgerechtigkeit ge-
nauso umfasst, wie Familien- und Generatio-
nengerechtigkeit sowie Verteilungsgerechtig-
keit.“ ❙12 Dabei nehmen die Menschen eine klare 
Priorisierung der verschiedenen Ausprägun-
gen vor: Ganz besonders wichtig ist ihnen die 
Chancengerechtigkeit. An zweiter Stelle stehen 
gemeinsam die Familiengerechtigkeit und die 
Leistungsgerechtigkeit. Erst an letzter Stelle, 
hinter der Generationengerechtigkeit, steht die 
Verteilungsgerechtigkeit, die nur noch 21 Pro-
zent der Befragten als ganz besonders wichtig 
einschätzen.

Der Gerechtigkeitsbegriff, vor allem aber die 
ordnungspolitischen Einschätzungen müssten 
die Menschen eigentlich in erster Linie mit 
der Christdemokratie verbinden, die in ihrer 
Programmatik an vielen Stellen diesem Bild 
entspricht. Warum aber ist das augenschein-
lich nicht der Fall? Zunächst steht auch für 
die CDU fest: Mit der sozialen Gerechtigkeit 
werden Wahlen gewonnen und Wahlen ver-
loren. Keine Partei kann es sich leisten, die-
sen Begriff – im wahrsten Sinne des Wortes – 
links liegen zu lassen und nicht wenigstens 
an einer Stelle des eigenen Programms anzu-
sprechen. Und doch gehen die Parteien sehr 

❙12  	Dass. (Anm. 4), S. 37. Auch die folgenden Absätze 
beziehen sich auf diese Studie.
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unterschiedlich mit ihm um. Sie tun dies in 
dem Wissen, dass die Wählerinnen und Wäh-
ler die Kompetenzzuweisungen an die Par-
teien beinahe schon traditionsbewusst – und 
nicht immer mit den Inhalten verbunden – 
vornehmen.

Gerade weil die Kenntnisse über Politik deut-
lich zurückgehen und viele Menschen der Po-
litik distanziert gegenüberstehen, nehmen die 
relativ fest gefügten Images eine wichtige Rol-
le ein. So wie bei einem Menschen, den man aus 
weiter Ferne betrachtet, weniger die Details des 
Gesichts, sondern eben die äußeren Formen er-
kennbar sind, überhöhen diese Images einzelne 
Merkmale. Soziale Gerechtigkeit wird, mit Aus-
nahme der CSU in Bayern, als Kompetenz im-
mer bei der SPD verortet. Es kann bei Wahlen 
als ehernes Gesetz betrachtet werden: Wenn die 
CDU bei einer Landtagswahl bei der Kompe-
tenz der sozialen Gerechtigkeit vergleichsweise 
gut abschneidet, aber Schwächen bei der Wirt-
schaftskompetenz zeigt, ist die Wahrscheinlich-
keit, dass die Wahl verloren geht, recht hoch. Bei 
der SPD ist es exakt umgekehrt. 

Die unbeirrte Zuweisung des „Gerechtig
keitsimages“ an die SPD treibt dabei gele-
gentlich interessante Blüten: Die Leistungsge-
rechtigkeit, die nicht gerade im Zentrum der 
sozialdemokratischen Programmatik steht und 
im aktuellen Regierungsprogramm der CDU 
neben der „Generationengerechtigkeit“ als ein-
zige Teilgerechtigkeit einen prominenten Platz 
einnimmt, wird von den Bürgerinnen und Bür-
gern mit deutlicher Mehrheit der SPD zugewie-
sen, wie eine Umfrage der Konrad-Adenau-
er-Stiftung zeigt. ❙13 Auch wenn die CDU der 
SPD die Kompetenz bei der sozialen Gerech-
tigkeit kaum streitig machen kann, so muss sie 
dennoch – insbesondere bei den Themen der 
Chancen- und Leistungsgerechtigkeit – ihre 
Anhängerschaft zielgerichtet ansprechen.

Der politische Umgang mit der Gerech-
tigkeit wird noch dadurch erschwert, dass 
dieses Thema stark in der Gefahr steht, bei 
Meinungsumfragen verzerrt dargestellt zu 
werden. Denn es gibt einen erheblichen Un-
terschied zwischen der allgemeinen Frage 
nach Gerechtigkeit, bei der sozial erwünsch-
te Antworten zu Buche schlagen können oder 

❙13  	Vgl. Viola Neu/Sabine Pokorny, Breiter gesell-
schaftlicher Wertekonsens, 26. 2. 2013, www.zu-
kunftvolkspartei.de/?p=534 (9. 7. 2013). 

die persönliche Betroffenheit ausgeblendet 
wird, und der Frage nach der persönlichen Si-
tuation, bei der die Menschen direkt betrof-
fen sind. Ein Beispiel dafür ist die Frage nach 
dem Spitzensteuersatz, welche die Meinungs
forschungsinstitute TNS Emnid im Auftrag 
der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
(INSM) und TNS Infratest kürzlich gestellt 
haben. ❙14 77 Prozent der Befragten sind dafür, 
dass Personen mit sehr hohem Einkommen 
und sehr großem Vermögen höhere Steuern 
zahlen sollen als bisher, damit mehr finanzi-
elle Mittel für öffentliche Aufgaben zur Ver-
fügung stehen. Wenn man hingegen die Men-
schen mit der Tatsache konfrontiert, dass für 
Alleinstehende ab einem Jahreseinkommen 
von 53 000  Euro der Spitzensteuersatz von 
42 Prozent gilt, dann finden 14 Prozent diesen 
Spitzensteuersatz zu niedrig und immerhin 
19 Prozent empfinden ihn sogar als zu hoch. 

Diese Tatsache ist für die Beurteilung wich-
tig, ob es tatsächlich die vielfach in den Medien 
und der Politik deklamierte „Gerechtigkeits-
lücke“ gibt. Staat und Politik tun gut daran, 
in Bezug auf die Gerechtigkeit nicht aufsta-
chelnd, sondern moderierend zu wirken. Denn 
je moralischer die Interpretation des Begriffs 
der Gerechtigkeit unterlegt ist, desto größer ist 
die Gefahr, dass in einem schleichenden Pro-
zess jede Form der Verschiedenheit zuneh-
mend als Ungerechtigkeit interpretiert wird. ❙15 

Verteilungsgerechtigkeit darf die Leis-
tungsgerechtigkeit nicht überragen, denn in 
einem freiheitlichen Staatswesen darf nicht 
verlernt werden, Ungleichheit als einen An-
sporn zu bewerten, um mit mehr Leistung 
aufzusteigen und ein höheres Niveau von Bil-
dung, Einkommen zu erreichen. Wenn das 
Gefühl besteht, dass sich Anstrengung nicht 
lohnt, wächst die Gefahr, dass der Wille zur 
Freiheit erlahmt. Verantwortliche und ver-
antwortete Freiheit und Gerechtigkeit müs-
sen von Politik und Gesellschaft gemeinsam 
immer wieder in eine Balance gebracht wer-
den. Dabei hilft, dass Leistung für die Men-
schen wieder zu einer Kategorie wird. „Wer 
mehr leistet, soll auch mehr verdienen als der-

❙14  	Vgl. hier und im Folgenden: INSM, Die Frage ent-
scheidet, online: www.insm.de/insm/Themen/Steu-
ern-und-Finanzen/Vergleich-Umfrage-zu-Spitzen-
steuersatz.html (9. 7. 2013); TNS Emnid, Ergebnisse 
einer bundesweiten Umfrage zum Spitzensteuersatz, 
Bielefeld 2013, S. 3 ff.
❙15  	Vgl. M. Borchard/T. Schrapel (Anm. 8), S. 24.

http://www.zukunftvolkspartei.de/?p=534
http://www.zukunftvolkspartei.de/?p=534
http://www.insm.de/insm/Themen/Steuern-und-Finanzen/Vergleich-Umfrage-zu-Spitzensteuersatz.html
http://www.insm.de/insm/Themen/Steuern-und-Finanzen/Vergleich-Umfrage-zu-Spitzensteuersatz.html
http://www.insm.de/insm/Themen/Steuern-und-Finanzen/Vergleich-Umfrage-zu-Spitzensteuersatz.html
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jenige, der weniger leistet“, sagen 77 Prozent 
der Deutschen. ❙16 Dass das vielfach mit einer 
rigorosen und gesellschaftlich schädlichen 
Abgrenzung nach „unten“ zu den Transfer-
empfängern einhergeht, darf dabei nicht ver-
schwiegen werden.

Zweifelhafte „Armutsdefinitionen“ und 
Studien, die ein vermeintliches Schrump-
fen der Mittelschicht als Gewissheit verkau-
fen, aber an deren Indikatoren und Methodik 
Zweifel angebracht sind, schüren allerdings 
den politischen Vorwurf einer Gerechtig-
keitslücke und widersprechen der Tatsache, 
dass eine Verschlechterung der Einkom-
mens- und Vermögensverteilung gegenwär-
tig ebenso wenig zu beobachten ist wie das 
angebliche Massenphänomen der Armut. ❙17 
Das heißt freilich nicht, dass es nicht ganz 
erhebliche Baustellen in Sachen Gerechtig-
keit in Deutschland gibt. Dazu gehört zwei-
felsohne das Thema der Generationengerech-
tigkeit. Auch wenn einige Stimmen, wie etwa 
der Wirtschaftswissenschaftler Axel Börsch-
Supan, die Generationengerechtigkeit als 
Schimäre darstellen, ❙18 so steht doch unter 
dem Strich die banale Erkenntnis außer Fra-
ge, dass wir vor allem den kommenden Gene-
rationen keine untragbaren Belastungen auf-
bürden dürfen. Haushaltskonsolidierung und 
Schuldenvermeidung bleiben deswegen wich-
tige Beiträge zum Generationenausgleich. 

Wenn die Bürgerinnen und Bürger die 
Chancengerechtigkeit als wichtigste Dimen-
sion einstufen, dann richtet sich der Blick 
besonders auf die Lebensperspektiven von 
Kindern und Jugendlichen. Hier besteht in 
Sachen „Gerechtigkeit“ vielleicht der höchste 
und politisch vordringlichste Handlungsbe-
darf. ❙19 Eine Mehrheit der Eltern bezweifelt, 
dass Chancengerechtigkeit in der Gesell-
schaft und speziell im Bildungssystem ge-
sichert ist, und die Lehrerinnen und Lehrer 
teilen diese Skepsis mit deutlicher Mehr-
heit. ❙20 Auch wenn sich die ungleichen Start-
chancen seit der ersten PISA-Studie aus dem 

❙16  	Vgl. IfD (Anm. 4), S. 6.
❙17  	Vgl. Michael Hüther, Schwache stärken, in: Wirt-
schaftswoche Global, Nr. 2 vom 24. 6. 2013, S. 26 f.
❙18  	Vgl. Axel Börsch-Supan, Utopie der Gerechtig-
keit, in: ebd., S. 74 f.
❙19  	Vgl. OECD (Hrsg.), Soziale Gerechtigkeit in der 
OECD, Gütersloh 2010, S. 6 ff.
❙20  	Vgl. Vodafone-Stiftung Deutschland (Hrsg.), 
Hindernis Herkunft, Düsseldorf 2013.

Jahr 2000 in Deutschland deutlich verbes-
sert haben: Es kann uns kaum ruhen lassen, 
dass der Bildungserfolg und damit auch die 
beruflichen Chancen hierzulande noch im-
mer stark mit dem Elternhaus und dem je-
weiligen sozioökonomischen Hintergrund 
zusammenhängen. 

Man mag die Methodik der OECD kritisch 
sehen, aber es muss ernst genommen werden, 
dass die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder aus 
sozial schwächerem Umfeld durch Bildung 
am gesellschaftlichen Wohlstand teilnehmen 
können, in Deutschland deutlich geringer 
ausgeprägt ist als in anderen OECD-Staaten. 
Eine Schlüsselstellung kommt der frühkind-
lichen Bildung zu, die weit überwiegend – 
und durchaus mit Hingabe – in den Eltern-
häusern geleistet wird, aber dazu führt, dass 
die Kinder mit sehr unterschiedlichen Vo-
raussetzungen in die Schullaufbahn ein-
treten. Übertriebenen Leistungsdruck will 
niemand rechtfertigen, aber wer die Bemü-
hungen um einen international wettbewerbs-
fähigen Bildungsstandard als „Ökonomisie-
rung aller Lebensverhältnisse“ diskreditiert, 
der verkennt, dass die Voraussetzung für eine 
eigenverantwortliche Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben immer und vor allem gute 
Bildung ist. 

Kardinal Reinhard Marx, der „Sozial-
bischof“, bringt es auf den Punkt und be-
tont, dass die ganze Gerechtigkeitsdiskussi-
on fehlgeht, wenn sie nicht die Chancen der 
Jüngsten in unserer Gesellschaft beherzt in 
den Blick nimmt: „Die Kinder (…) sind die 
Achillesferse unserer Gesellschaft. Wenn wir 
ihnen keine lebenswerte Zukunft zugestehen 
und ermöglichen, ist auch unser Leben ge-
fährdet. Dann aber werden wir uns selbst als 
freie Menschen nicht gerecht und geben das 
Streben nach Gerechtigkeit auf. Eine Gesell-
schaft kann nicht lebensfähig sein ohne Frei-
heit und Gerechtigkeit.“ ❙21 Wie kritisch, wie 
schizophren auch immer man den Begriff 
der „sozialen Gerechtigkeit“ empfinden mag, 
für eine Gesellschaft, welche die Würde des 
Menschen explizit in den Mittelpunkt stellt, 
bleibt die Sehnsucht nach Gerechtigkeit und 
Freiheit die leitende Kategorie.

❙21  	Handelsblatt vom 21. 12. 2012.
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Solidarität
Martin Hartmann skizziert verschiedene Verwendungen des Solidaritätsbegriffs und plädiert 
dafür, sich die politischen, sozialen und ökonomischen Bedingungen, unter denen Solidari-
tät geleistet werden soll, genau anzuschauen. Sascha Tamm argumentiert, dass staatlich orga-
nisierte und durchgesetzte Solidarität nicht dauerhaft zum Zusammenhalt einer Gesellschaft 
beitrage; freiwillige Solidarität in ihrer ganzen Vielfalt fördere dagegen Stabilität und Zusam-
menhalt (Anm. d. Red.).
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In den sozialphilosophischen und politik-
theoretischen Ansätzen der jüngeren Ge-

genwart spielt der Solidaritätsbegriff keine 
größere Rolle. Das 
liegt vor allem da-
ran, dass in der Re-
gel der Gerechtig-
keits- und der (Men-
schen-)Rechtsbegriff 
dominieren, wenn es 
darum geht, Fragen 
nach der normativen 
Qualität sozialer, po-
litischer und ökono-

mischer Lebenszusammenhänge zu beant-
worten. Wo von Gerechtigkeit die Rede ist, 
da geht es oftmals um moralische Prinzipien, 
Ansprüche, Rechte und Pflichten, die umzu-
setzen sind. Ähnliches gilt für die Menschen-
rechte, die eingeklagt werden können oder 
gewährleistet werden müssen. Die Dominanz 
der Rechtskategorie und des Gerechtigkeits-
begriffs lassen den Begriff der Solidarität ver-
blassen, sodass sein Ort im Kontext der So-
zialphilosophie und der Politischen Theorie 
undeutlich geworden ist. Das, wofür sie steht, 
die freiwillige (nicht zwangsläufig verpflich-
tende) Bereitschaft, anderen, denen man sich 
verbunden fühlt und die in Not geraten sind, 
zu helfen (ohne dass sie ein Recht auf Hil-
fe hätten), kommt empirisch zwar nach wie 
vor oft vor und wird entsprechend benannt, 

aber dieser empirische Gebrauch des Solida-
ritätsbegriffs bleibt theoretisch gewisserma-
ßen sprachlos. 

Dort, wo der Solidaritätsbegriff theore-
tisch noch reflektiert wird, nimmt er in der 
Regel einen eher residualen Charakter an und 
wird oft sogleich problematisiert. Das Ver-
sprechen des modernen Wohlfahrtsstaates 
etwa, materiale Ungleichheiten auszuglei-
chen, um hinreichende Chancengleichheit 
herzustellen, wird zwar als praktisch-poli-
tische Verwirklichung solidarischer Umver-
teilungsprinzipien gedeutet, aber im gleichen 
Atemzug artikulieren sich oft genug Zwei-
fel daran, ob man hier überhaupt noch von 
Solidarität sprechen soll. Zum einen näm-
lich verpflichtet sich der moderne Sozialstaat 
in gewisser Weise zu dieser Umverteilung, 
zum anderen spielen Gefühle wechselseiti-
ger Verbundenheit, die doch in den Augen 
vieler Kommentatoren zentral für Solidari-
tät sind, unter den anonymisierten Transfer-
systemen moderner Staaten keine Rolle mehr. 
Kurt Bayertz folgert bündig: „Ein Rekurs auf 
den Solidaritätsbegriff ist daher zur Legiti-
mation des Sozialstaates überhaupt nicht er-
forderlich.“ ❙1 Mehr noch: Appelle an freiwil-
lige Solidaritätsleistungen würden verdrängt 
durch Gerechtigkeitsargumente, die weniger 
auf Freiwilligkeit und mehr auf Pflichten und 
Rechte setzen.

Andererseits nannte Jürgen Habermas So-
lidarität das „Andere der Gerechtigkeit“. ❙2 

❙1  	Kurt Bayertz, Begriff und Problem der Solidari-
tät, in: ders. (Hrsg.), Solidarität, Frankfurt/M. 1998, 
S. 39 f.
❙2  	Vgl. Jürgen Habermas, Erläuterungen zur Diskurs
ethik, Frankfurt/M. 1991, S. 70 f.
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Diese Formel zielt auf den Schutz der sozi-
alen Gemeinschaften, die jeder braucht, um 
ein gutes Leben zu führen; während Gerech-
tigkeit nach Jürgen Habermas eher auf die 
einzelne Person zielt, auf ihre Würde und 
den ihr gebührenden Respekt, zielt Solidari-
tät auf einzelne Personen als „Genossen“ ei-
nes „gemeinsamen Lebenszusammenhangs“ 
und bricht damit die „individualistische Ver-
einseitigung“ moderner Gerechtigkeitskon-
zeptionen. ❙3 In dem Maße allerdings, in dem 
Solidarität bei Habermas das Andere der Ge-
rechtigkeit ist, verliert sie in gewisser Weise 
ihren spezifischen Charakter und bleibt auch 
moralpsychologisch eher blass; sie ergänzt 
die Gerechtigkeit nur in dem Maße, in dem 
nun der gleichgewichtige Respekt und Schutz 
intersubjektiver Lebensformen (aber welcher 
genau?) neben den von Gerechtigkeitsprinzi-
pien schon immer geforderten gleichgewich-
tigen Respekt des einzelnen Subjekts gestellt 
wird. Nicht ohne Grund hat man deswegen 
von einer „Engführung von Solidarität und 
Gleichheit“ gesprochen und beklagt, dass 
die eigentümlichen Leistungen der Solidari-
tät auch bei Habermas keinen angemessenen 
Raum finden. ❙4

Dieser Problemaufriss würde also bestäti-
gen, dass Haltungen, Einstellungen und Ge-
fühle der Solidarität in der gegenwärtigen So-
zialphilosophie und Politischen Theorie, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, ❙5 keinen Ort 
haben. Freilich muss man darin kein Pro-
blem sehen. Wenn sich der Bereich dessen, 
was moralisch gefordert werden kann und 
was als Recht geschützt werden muss, ausge-
weitet hat, etwa, weil wir erkannt haben, wie 
sehr wir (der Westen, die westlichen Eliten, 
wir alle) in das Leiden oder die Armut fer-
ner Menschen involviert sind, dann scheint 
Solidarität, moralphilosophisch gesprochen, 
ein viel zu schwaches Korrektiv gegen die 
von uns zu verantwortenden Ungerechtig-
keiten zu sein. Wir müssen hier die härtere 
Währung von möglichst zu juridifizierenden 
moralischen Rechten und Pflichten heranzie-
hen, um die zu schützen, die in Not sind. ❙6 

❙3  	Vgl. ebd.
❙4  	Vgl. Andreas Wildt, Solidarität als Strukturbegriff 
politisch-sozialer Gerechtigkeit, in: Jahrbuch für 
Christliche Sozialwissenschaften, 48 (2007), S. 46.
❙5  	Vgl. Hauke Brunkhorst, Solidarität unter Frem-
den, Frankfurt/M. 1997.
❙6  	Vgl. Thomas Pogge, Weltarmut und Menschen-
rechte, Berlin–New York 2011.

Am Rande der Moral mag immer noch Platz 
für Solidarität sein (die viel zitierten super-
erogatorischen Pflichten), aber dieser Platz 
ist aus guten Gründen schlicht enger gewor-
den, scheint er doch ganz unseren willkürli-
chen Zuneigungen und Gemeinschaftsgefüh-
len ausgeliefert zu sein.

Andererseits ist in gegenwärtigen politi-
schen Diskussionen durchaus häufig von So-
lidarität die Rede. Wir seien „solidarisch“ mit 
Flutopfern oder mit der Not hungernder Kin-
der, wir fragen uns, ob wir im Zuge der eu-
ropäischen Schuldenkrise mit Griechenland 
„solidarisch“ sein sollen. Wie passt diese Art 
zu reden zum Schweigen der Philosophie? 
Verkennen wir als Nichtphilosophen oder als 
Politiker, was wir tun, wenn wir unser Tun als 
solidarisch bezeichnen, weil wir in Wirklich-
keit nur tun, wozu wir moralisch verpflich-
tet sind? Verdeckt am Ende die Rede von So-
lidarität moralische Pflichten, die wir haben, 
aber nicht erkennen? Gibt es Formen oder 
Formeln der Solidarität, die wir problemati-
sieren sollten, weil sie Zusammenhänge ver-
tuschen oder Differenzierungen ausblenden, 
die politisch wichtig sind? Wolfgang Streeck 
etwa hat unlängst die Wendung von der „Soli-
darität-als-Strafe“ geprägt, um auf erzwunge-
ne Unterstützungsleistungen im Kontext der 
Eurokrise hinzuweisen. ❙7 Wenn es aber per-
vertierte Formen der Solidarität gibt, wird es 
hilfreich sein, nicht-pervertierte Formen zu 
kennen, um genauer benennen zu können, 
was falsch ist an der zur Zeit gängigen Rede 
von Solidarität. 

Die Philosophie kann zweifellos nicht so 
tun, als gäbe es die eine, richtige Definition 
des Begriffs. Besonders politische Begriffe 
und Wörter sind Teil einer realen Sprachpra-
xis, in der es um Macht und Einflussnahme, 
um Definitionshoheit und den Kampf um 
Deutungsmonopole geht. Von wem und in 
welchem Kontext ein Begriff geäußert wird, 
entscheidet also darüber, was gemeint sein 
kann und was nicht, was getan werden kann 
und was nicht. ❙8 Unter demokratischen Ver-
hältnissen gibt es zudem oft genug Auseinan-
dersetzungen darüber, welche Verwendungen 

❙7  	Vgl. Wolfgang Streeck, Gekaufte Zeit, Frank
furt/M. 2013, S. 138.
❙8  	Vgl. Raymond Geuss, Was ist ein politisches Ur-
teil?, in: Deutsche Zeitschrift für Philosophie, 55 
(2007), S. 345–359.
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eines Begriffs plausibel oder demokratisch le-
gitim sind, und es sollte klar sein, dass diese 
Auseinandersetzungen falsch verstanden wer-
den, wenn man sie bloß als linguistisch oder 
akademisch tituliert. In der handlungsent-
lasteten Atmosphäre universitärer Seminare 
mag man einigermaßen herrschaftsfrei über 
die Geschichte und Bedeutung politischer Be-
griffe diskutieren, in der realen Politik geht 
das nicht. Im Folgenden sollen deshalb zwei 
reale Verwendungen des Solidaritätsbegriffs 
untersucht werden, die modellhaft als kon-
traktualistisches Pflichtenmodell der Solida-
rität und als neoliberale Solidarität bezeichnet 
werden. Diese ist eine Ad-hoc-Unterschei-
dung und erhebt keinen größeren Systemati-
sierungsanspruch. 

Solidarität und die Eurokrise

Als sich das slowakische Parlament im Som-
mer 2010 weigerte, an den Hilfskrediten der 
Euro-Staaten für Griechenland teilzuneh-
men, reagierte EU-Währungskommissar Olli 
Rehn ungewohnt scharf. Das slowakische Vo-
tum „widerspreche dem solidarischen Geist, 
mit dem sich alle Euro-Staaten – auch die 
Slowakei – im Mai zu den Hilfen für Athen 
entschlossen hätten“. ❙9 Die Slowakei wiede-
rum hat ihre Haltung ebenfalls unter Beru-
fung auf das Solidaritätsprinzip gerechtfer-
tigt, wenn auch negativ. Hintergrund ist die 
Tatsache, dass das Pro-Kopf-Einkommen in 
der Slowakei weit unter jenem Griechenlands 
liegt. Vom damaligen Finanzminister Ivan 
Mikloš stammt in diesem Zusammenhang fol-
gende Aussage: „Eine Solidarität der Armen 
mit den Reichen, der Verantwortungsvol-
len mit den Verantwortungslosen, der Steu-
erzahler mit den Bankbesitzern und -mana-
gern ist keine wahre Solidarität.“ ❙10 Während 
Rehn offenbar davon ausgeht, dass Solidarität 
unabhängig von ökonomischen Differenzen 
zwischen Geber und Nehmer eingeklagt wer-
den kann, solange die Forderung nach Unter-
stützung Ergebnis eines „Entschlusses“ und 
somit scheinbar freiwillig ist, unternimmt 
Mikloš gleichsam eine Interpretation des Be-
griffs und folgert, dass Solidarität nur von den 
Starken, Reichen oder „Verantwortungsvol-
len“ geleistet werden kann und das auch nur 

❙9  	Zit. nach: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) 
vom 12. 8. 2010.
❙10  	Zit. nach: ebd.

unter bestimmten Bedingungen. Untergrün-
dig liegt seiner Argumentation die Annahme 
zugrunde, dass selbstverschuldetes Unglück 
keine Solidarität verdient – zweifellos eine 
massive begriffliche Vorentscheidung, mit der 
Mikloš nicht allein steht.

Was sich hier abzeichnet, ist ein Konflikt 
der Solidaritätsverständnisse, der die Ent-
scheidungen der EU zum Umgang mit der 
Eurokrise bis heute mal mehr, mal weniger 
deutlich durchzieht. Als unlängst das Bun-
desverfassungsgericht finanzpolitische Ent-
scheidungen der Europäischen Zentralbank 
(EZB) verhandelte, hat sich in der Bericht-
erstattung der Konflikt zwischen den Be-
fürwortern von Staatsanleihekäufen durch 
die EZB und den Gegnern einer solchen Fi-
nanzpolitik ebenfalls als ein Konflikt um 
Solidaritätsverständnisse dargestellt. Wäh-
rend die einen davon ausgehen, dass die star-
ken Glieder einer Gemeinschaft die schwa-
chen Glieder unterstützen müssen, weil sie 
ihre Position der Stärke in vielen Fällen nur 
mithilfe der anderen erreichen können, set-
zen die anderen stärker auf die Eigenver-
antwortung der Schuldenstaaten. Eine „ver-
ordnete Umverteilung“ entspreche nicht der 
Idee der Solidarität: „Hinter all dem Streit 
der Juristen und Ökonomen steht am Ende 
die eine große Frage: Wie viel Solidarität 
wollen die Staaten Europas untereinander 
üben? Haften alle für alle – oder jeder für 
sich? Jene, die für Haftungsübernahme plä-
dieren, führen an, dass Deutschland schließ-
lich vom Euro profitiert habe. Meint Solida-
rität nicht, dass man ein wenig von diesem 
Vorteil an die Partner zurückgibt? Dass der 
Starke für den Schwachen einsteht? (…) Die 
anderen sagen, dass Solidarität Freiwillig-
keit voraussetzt – dass also eine verordnete 
Umverteilung eben gerade nicht der Idee der 
Solidarität entspricht.“ ❙11

Diese Beispiele verdeutlichen, wie sehr die 
Rede von Solidarität gegenwärtig politisch 
aufgeladen ist. Zwei Modelle von Solidarität 
scheinen aufeinander zu prallen: Folgt man 
dem einen, werden solidarische Hilfsleistun-
gen als Pflicht begriffen, folgt man dem ande-
ren, wird die Freiwilligkeit dieser Leistungen 
betont, gleichzeitig aber werden Bedingun-
gen spezifiziert, unter denen Solidarität über-
haupt erst geleistet werden soll.

❙11  	FAZ vom 11. 6. 2013.
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Wenn Rehn den „solidarischen Geist“ be-
schwört, der die Mitglieder der EU vorgeb-
lich getragen hat, als sie die Hilfen für Grie-
chenland beschlossen, vermischen sich zwei 
Elemente, die für den Solidaritätsbegriff häu-
fig einschlägig sind; zum einen appelliert 
Rehn an eine Art europäisches Zusammen-
gehörigkeitsgefühl, das gegenseitige Opfer-
bereitschaften mit sich bringt; zum anderen 
könnte der Hinweis auf offizielle Beschlüs-
se eine Form von Vertragstreue einklagen, 
die auf der Annahme basiert, dass die EU 
als politisches Gesamtgebilde für alle Betei-
ligten Vorteile mit sich bringt, sodass Ver-
luste und Gewinne sich entweder die Waage 
halten oder langfristig zur Gewinnseite ten-
dieren. Mit Mitteln wie dem Europäischen 
Strukturfonds hat die EU bekanntermaßen 
eine Art Finanzausgleich geschaffen, als des-
sen „Geist“ häufig das Solidaritätsprinzip be-
zeichnet wird, das hier eine verrechtlichte 
Form gewonnen hat. ❙12 Der „Preis“, der für 
die Mitgliedschaft in der EU zu entrichten 
ist, besteht nach diesem kollektiven, vertrags-
förmigen und pflichtenorientierten Modell in 
der Bereitschaft, Mitgliedern, die strukturell 
benachteiligt sind, zu helfen – und genau die-
sen Preis klagt Rehn vehement ein. Solidari-
tät beruht damit in letzter Instanz auf einem 
vertragsförmig artikulierten Gemeinschafts-
gefühl, durch das ein „Wir“ spezifiziert wird, 
das die Basis gegenseitiger Hilfeleistungen 
ist. Ich nenne dieses Modell das der Solidari-
tät als kontraktualistische Pflicht.

Das andere Modell unterscheidet sich vor 
allem durch zwei Elemente davon. Einer-
seits wird wiederholt die Freiwilligkeit der 
solidarischen Leistungen betont; anderer-
seits werden diese Leistungen an Bedingun-
gen geknüpft. So wies die damalige slowaki-
sche Ministerpräsidentin Iveta Radičová im 
Zusammenhang mit Rehns Kritik darauf hin, 
dass die Slowakei ihren eigenen Finanzhaus-
halt ohne Solidarleistungen konsolidieren 
musste. Radičová weiter: „Wie sollte ich also 
unseren Bürgern erklären, dass wir nun de-
nen helfen sollen, die nicht bereit sind, selbst 
etwas zu tun?“ ❙13 Fügt man diesem Zitat noch 
die Ausführungen des damaligen slowaki-
schen Finanzministers hinzu, wonach eine 

❙12  	Vgl. Christian Calliess, Das europäische Solidari-
tätsprinzip und die Krise des Euro, in: Berliner On-
line-Beiträge zum Europarecht, 1 (2011), S. 1–63.
❙13  	Zit. nach: FAZ (Anm. 9).

Solidarität der Armen mit den Reichen kei-
ne Solidarität sei, kommt allerdings die Fra-
ge auf, inwieweit wir es hier überhaupt mit 
einem Modell der Solidarität zu tun haben. 
Offenkundig geht es zunächst um die Zu-
rückweisung von Solidaritätszumutungen. 
Aus dieser Zurückweisung ergibt sich aber 
indirekt ein positives Bild der Solidarität, 
das genauer auf die genannten Bedingungen 
eingeht. Nur die Starken können und sollen 
solidarisch sein; nur denjenigen Schwachen 
soll geholfen werden, die nicht selbst schuld 
sind an ihrer Notlage. Der reine Fall der So-
lidarität tritt folglich nur dann ein, wenn eine 
Partei ohne eigene Schuld in Not gerät und 
eine andere Partei über die Mittel verfügt, die 
Notlage zu lindern. Eine Pflicht zur Solidari-
tät widerspreche der Rede von Freiwilligkeit. 
Ein Recht auf Solidarität scheint ebenfalls 
nicht gegeben zu sein. Solidarität wird zur 
willkürlich gewährten Wohltat. ❙14 Ich nen-
ne dieses Modell das neoliberale Solidaritäts-
modell. Sein Status als Modell von Solidarität 
ist eher wackelig, da es sich nicht unerheblich 
aus der Kritik an anderen Solidaritätsmodel-
len speist.

Beide Modelle im Vergleich

Drei Parallelen lassen sich zwischen den 
Modellen identifizieren. Erstens: In beiden 
werden solidarische Hilfsleistungen an Be-
dingungen geknüpft: Während das kontrak-
tualistische Pflichtenmodell Solidarität an 
zukünftige Haushaltskonsolidierungen bin-
det, konzentriert sich das neoliberale Mo-
dell auf vergangene Leistungsindizes und 
gewährt Solidarität nur dann, wenn Notla-
gen schuldlos erlitten wurden. In beiden Fäl-
len handelt es sich also eindeutig um beding-
te Solidarität. Im Modell Rehn verbinden die 
leistungspflichtigen Parteien mit ihrer solida-
rischen Hilfe Verhaltensauflagen, welche die 
Empfängerseite dazu anhalten, sich die Soli-
darität gewissermaßen zukünftig zu verdie-
nen, indem strenge Austeritätsforderungen 
selbst gegen lokalen Widerstand durch- und 
umgesetzt werden. ❙15 In ähnlicher Weise ha-

❙14  	Bayertz (Anm. 1, S. 38) weist darauf hin, dass der 
Solidaritätsbegriff im einflussreichen französischen 
Kontext „ausdrücklich als Gegenbegriff zu ‚Barm-
herzigkeit‘ und ‚Mildtätigkeit‘“ eingeführt wurde.
❙15  	Vgl. Claus Offe, Pflichten versus Kosten: Typen und 
Kontexte der Solidarität, in: Jens Beckert et al. (Hrsg.), 
Transnationale Solidarität, Frankfurt/M. 2004, S. 42 f.
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ben moderne Wohlfahrtsstaaten immer wie-
der versucht, ihre verrechtlichten sozialen 
Unterstützungsleistungen auf das Prinzip 
der Solidarität zu beziehen und gleichzeitig 
disziplinierende Maßnahmen mit den Solida-
ritätsleistungen verbunden. Im Modell Slo-
wakei wird Solidarität nur denen gewährt, 
die ihre finanzpolitischen „Hausaufgaben“ 
schon gemacht haben oder aber ohne eige-
nes Zutun in eine Notlage geraten. Eine Im-
plikation dieser Position ist, dass Solidarität 
nur dann nötig wird (allerdings keinesfalls als 
Pflicht begriffen wird), wenn sich eine Partei 
nicht aus eigener Kraft aus ihrer unverschul-
deten Not befreien kann. Unbedingten Vor-
rang hat die Eigenverantwortung.

Zweitens: Wie Rehns Kritik an der slowa-
kischen Haltung verdeutlicht, spielt Frei-
willigkeit durchaus eine Rolle im kontrak-
tualistischen Modell. Explizit wird auf den 
Entschluss angespielt, der den Unterstüt-
zungsleistungen zugrunde liegt. Die Pflich-
ten, die eingefordert werden, sind nicht 
bloß von außen auferlegt, sie entspringen 
einer kollektiven Vereinbarung und gewin-
nen nur von hier aus ihre bindende Kraft. 
Schließlich werden in beiden Modellen als 
Akteure der Solidarität Nationalstaaten be-
nannt, sodass die Bevölkerungen dieser Na-
tionalstaaten einer Gesamthaftung unterlie-
gen. Der internationale Solidaritätsdiskurs 
tendiert zu einer „Reformulierung von 
Schuldenpolitik in nationalistischen Begrif-
fen mit hohem demagogischen Potenzial“. ❙16 
Es sieht so aus, als wären „die“ Griechen, 
„die“ Spanier oder „die“ Portugiesen schuld 
an ihrer Misere, ohne dass es weiterer Bin-
nendifferenzierungen bedürfte, um zu klä-
ren, wer genau von den alten finanzpoliti-
schen Arrangements besonders profitiert 
hat und wer nicht.

Diese Parallelen dürfen nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass gemäß dem neoliberalen 
Modell keine Hilfe für Griechenland gewährt 
werden sollte. Weil Solidarität das Vermögen 
eines Landes, sich selbst durch eigene An-
strengungen aus der Krise zu befreien, vor-
geblich schmälert, gerät sie in den Verdacht, 
ein kontraproduktives Instrument internati-
onaler Politik zu sein. Eine weitere gewichti-
ge Differenz zwischen den Modellen bezieht 
sich auf den Faktor der emotionalen oder 

❙16  	W. Streeck (Anm. 7), S. 133 f.

identitären Verbundenheit. Dieser Faktor ist 
für alle Solidaritätsmodelle maßgeblich, denn 
er ist es letztlich, der in der Lage ist, einen 
solidaritätsspezifischen Pflichtbegriff zu eta
blieren, der jenseits von Moral und Mildtätig-
keit liegt. ❙17 

Ihre wesentliche motivationale Bindungs-
kraft gewinnt Solidarität aus geteilten Wert-
horizonten, die es erlauben, dass einer für 
den anderen in Notlagen einsteht. Im neo-
liberalen Solidaritätsmodell kommt dieser 
Faktor nicht vor, sodass auch von dieser Sei-
te erneut der Eindruck entsteht, das Modell 
begreife Solidarität als bloße, willkürlich ge-
währte Mildtätigkeit und verletzte damit 
wesentliche semantische Kriterien des Soli-
daritätsbegriffs. Anders das kontraktualisti-
sche Modell: Es verbindet auf eigentümliche 
Weise eine Rhetorik gemeinsamer Werte mit 
Elementen eines handlungsrationalen Eigen-
interesses und versucht aus beiden Quellen 
Solidarität als Pflicht (jenseits strenger Mo-
ralkriterien) zu etablieren. Für den Fall, dass 
das Kriterium des Eigeninteresses nicht aus-
reicht, um Solidaritätsleistungen zu gewähr-
leisten (siehe Slowakei), wird der Verweis auf 
gemeinsame Werte gleichsam als Ausfall-
bürgschaft herangezogen, als letzter Trumpf, 
der an ein „Wir“ appelliert, das eine kollek-
tive Verantwortung eines jeden für jeden 
etablieren soll.

Wenn nun aber dieser Appell an das „Wir“ 
„einstweilen nicht hinreichend motivations-
kräftig“ ❙18 ist, dann nimmt er leicht repres-
sive Züge an und wird auch demokratie-
theoretisch dubios, weil einzelne nationale 
Bevölkerungen ihre Bereitschaft zur Über-
nahme solidarischer Pflichten nicht aus frei-
williger Zustimmung zu unterstellten Wert-
horizonten ableiten können. Entscheidend 
für meine Überlegungen ist aber, dass die 
Kategorie der gemeinsamen Werte oder In-
teressen ohnehin dazu tendiert, wichti-
ge kategoriale Binnendifferenzierungen zu 
überdecken. Auf diesen Punkt ist ja schon 
hingewiesen worden: So wie der Begriff der 
Solidarität momentan im europäischen Kon-
text Anwendung findet, hat er in verschiede-
nen Hinsichten eine überinkludierende Nei-
gung und verzichtet etwa darauf, innerhalb 
von nationalen Populationen mehr oder we-

❙17  	Vgl. C. Calliess (Anm. 12), S. 17 f.
❙18  	C. Offe (Anm. 15), S. 49.
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niger verantwortliche Akteure zu unterschei-
den: „Interne Klassen- und Herrschaftsver-
hältnisse bleiben außer Acht.“ ❙19 

Der Schuldendiskurs wird nationalisiert 
mit Effekten in mindestens zwei Richtun-
gen. Einerseits wird Verantwortung holis-
tisch und unter Differenzierungsverzicht 
ganzen Nationen zugesprochen, anderer-
seits werden faktisch längst vorhandene po-
litische, soziale und ökonomische Inter-
dependenzen einzelner Staaten rhetorisch 
ausgesetzt, als hätten die einen mit der Lage 
der anderen nichts zu tun. Zwar scheint das 
kontraktualistische Modell Platz zu haben 
für Anwendungen des Reziprozitätsprin-
zips („Heute bin ich in der Position der Stär-
ke, morgen aber könnte ich auf die Hilfe 
der anderen angewiesen sein“), aber dieses 
Prinzip ist nicht identisch mit einem Einge-
ständnis eigener Schuld oder Mitverantwor-
tung an der Lage der anderen. Selbst gemäß 
neoliberaler Logik müsste ein solches Ein-
geständnis ohnehin eher eine moralische 
Verpflichtung zur Nothilfe mit sich brin-
gen, doch von einer solchen starken Form 
der Verpflichtung will man am Ende nichts 
wissen. Sowohl das kontraktualistische als 
auch das neoliberale Modell, das hier ja ähn-
liche Tendenzen aufweist, lenken insofern 
von der Mittäterschaft einzelner privilegier-
ter Akteursgruppen auf Seiten der „starken“ 
Staaten ab und kaschieren diese Zusammen-
hänge gerade unter rhetorischer Zuhilfenah-
me des Solidaritätsprinzips.

Damit aber gewinnt das Solidaritätsprinzip 
eine ideologische Schlagseite. Der gegenwär-
tig vorherrschende politische Appell an So-
lidarität schlachtet die positiven normativen 
Konnotationen des Solidaritätsbegriff unter 
Berufung auf ein durch Werte integriertes 
„Wir“ aus, ohne jedoch zuzugestehen, dass 
die Werte, um die es hier vorgeblich geht – 
sagen wir: Freiheit, Gleichheit, Gerechtig-
keit – im neoliberalen Regime der vergange-
nen Jahrzehnte kaum hinreichend umgesetzt 
worden sind. Vieles deutet darauf hin, dass 
die im Namen von Solidarität vorangetriebe-
ne europäische Austeritätspolitik ein markt-
konformes ❙20 Europa schaffen soll, von dem 
vor allem diejenigen profitieren werden, die 

❙19  	W. Streeck (Anm. 7), S. 134. 
❙20  	Vgl. Lutz Wingert, Die marktkonforme Demokra-
tie, in: Mittelweg 36, (2013) 1, S. 53–67.

für die Krise von 2008 mitverantwortlich 
sind. Das spricht nicht gegen Solidarität, es 
spricht auch nicht gegen Hilfen für Griechen-
land oder andere Schuldenländer. Es spricht 
aber dafür, sich die politischen, sozialen und 
ökonomischen Bedingungen, unter denen 
Solidarität geleistet werden soll, noch einmal 
genau anzuschauen. 

Das neoliberale Solidaritätsmodell, sofern 
es denn überhaupt eines ist, hat ja auf eigen-
tümliche Weise Recht, wenn es auf Fragen 
nach der Genese der Notlage und nach den 
vermeintlichen Effekten der Abhilfe insis-
tiert. Sein Fehler liegt in der Kollektivierung 
der beteiligten Akteure und im Überse-
hen realer Verflechtungen, die auch Natio-
nen längst viel weniger „eigen“ sein lassen 
als der Begriff „Eigenverantwortung“ sug-
geriert. Dem kontraktualistischen Modell 
ist entgegenzuhalten: Wird Solidarität unter 
unfairen Ausgangsbedingungen eingeklagt, 
unter denen beispielsweise Gewinne pri-
vatisiert, Verluste aber sozialisiert werden, 
pervertiert sie sich geradezu in ihr Gegen-
teil. Anstatt nämlich als Mittel des Kampfes 
um Gerechtigkeit herangezogen zu werden, 
muss sie von denen, die zwangssolidarisiert 
werden, als ungerechte „Strafe“ empfunden 
werden. 

Denn das ist eine Bedeutung von Solidari-
tät, die bislang noch gar nicht angesprochen 
wurde: Wo Prinzipien der Gerechtigkeit oder 
Fairness nicht umgesetzt sind, bedarf es laut 
Kurt Bayertz einer Solidarität mit den Be-
nachteiligten, um sie entweder in den Genuss 
dieser Prinzipien kommen zu lassen oder 
aber in die Lage zu versetzen, sich eigenstän-
dig an der Formulierung dieser Prinzipien zu 
beteiligen. Insofern ist sie vielleicht tatsäch-
lich „das Andere“ der Gerechtigkeit. Aber 
nicht so sehr in dem Sinne, in dem sie immer 
schon als Teil der Gerechtigkeit begriffen 
wird, als in dem Sinne, in dem sie eine prakti-
sche Voraussetzung dafür ist, dass Gerechtig-
keit überhaupt ist. Auf welcher Gemeinsam-
keit beruht diese Solidarität? Vielleicht auf 
einer, die performativ zwar angerufen, prak-
tisch aber erst hergestellt werden muss. Sie 
gewinnt damit etwas Bedingungsloses, das 
sie gegenwärtig nicht hat.

*
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Es gibt viele konkurrierende Bestimmun-
gen und Verwendungen des Begriffs „So-

lidarität“. Jenseits aller Unterschiede im Detail 
herrscht aber weitge-
hende Einigkeit  darü-
ber, dass Solidarität et-
was Gutes und Wert-
volles ist. Das gilt  in 
besonderem Maße  für 
das Feld der politi
schen und gesellschaft-
lichen Debatte. Hier 

ist die Bewertung einer bestimmten Institu-
tion oder Organisation als „solidarisch“ ein 
wirksames Instrument zur Unterstützung ei-
ner politischen Forderung oder zur Vertei-
digung eines bestimmten Status quo. Dabei 
kann es sich um verschiedene Dinge handeln: 
von einem Zuschlag auf die Einkommensteu-
er über eine bestimmte Organisationsform des 
Gesundheitswesens oder der Altersvorsorge 
bis hin zu Finanzierungsmechanismen auf eu-
ropäischer Ebene. Etwas, das als „solidarisch“ 
bezeichnet wird, wird gleichzeitig moralisch 
aufgewertet und gegen Kritik aus anderen 
Gründen immunisiert.

Warum funktioniert diese Methode der 
politischen Rhetorik so gut? Neben der von 
vielen Menschen oft übernommenen, im all-
täglichen Sprachgebrauch eingeübten Gleich-
setzung von „solidarisch“ mit „moralisch 
wertvoll“ gibt es ein funktionales Argument, 
das zur Verteidigung und Förderung solida-
rischen Handelns immer wieder herangezo-
gen wird. Es wird behauptet, dass Solidari-
tät ein wichtiges Bindemittel der Gesellschaft 
sei. Solidarität wird so zur Voraussetzung für 
die Stabilität eines Gemeinwesens – sie leis-
tet somit mehr, als die Akzeptanz gemeinsa-
mer Regeln in einem Rechtsstaat zu leisten 
vermag. Die entsprechende Passage aus dem 
Grundsatzprogramm der SPD steht exempla-
risch für einen Begründungszusammenhang, 

den alle relevanten politischen Kräfte vertre-
ten, wenn auch in unterschiedlich starkem 
Maße: „Solidarität ist eine starke Kraft, die 
unsere Gesellschaft zusammenhält – in spon-
taner und individueller Hilfsbereitschaft, 
mit gemeinsamen Regeln und Organisatio-
nen, im Sozialstaat als politisch verbürgter 
und organisierter Solidarität.“ ❙1 Der Einfach-
heit halber soll auch die Definition, die dieses 
Grundsatzprogramm zugrunde legt, verwen-
det werden: „Solidarität bedeutet wechselsei-
tige Verbundenheit, Zusammengehörigkeit 
und Hilfe. Sie ist die Bereitschaft der Men-
schen, füreinander einzustehen und sich ge-
genseitig zu helfen. Sie gilt zwischen Star-
ken und Schwachen, zwischen Generationen, 
zwischen den Völkern.“ ❙2 Hier soll nicht dis-
kutiert werden, welche der Definitionen von 
Solidarität richtig oder zutreffend sind. Auch 
die weit verbreitete Behauptung, dass Solida-
rität eine wichtige und notwendige Kraft ist, 
die Gesellschaften zusammenhält, soll nicht 
überprüft, sondern übernommen werden. 
Die folgenden Überlegungen haben die Be-
antwortung einer Frage zum Ziel, die an die 
oben genannte, auf den ersten Blick plausible 
Bestimmung von Solidarität und an die ihr 
zugeschriebene langfristige Wirkung in Ge-
sellschaften anknüpft: Wie muss die Solidari-
tät aussehen, die eine Gesellschaft stabilisiert 
und zusammenhält?

Dabei steht vor allem die Solidarität inner-
halb einer Gesellschaft im Mittelpunkt, die 
in einem bestimmten Staat lebt. In gewisser 
Weise gelten die Überlegungen auch für noch 
größere Gruppen, etwa die Europäer oder 
gar die gern postulierte Weltgesellschaft. Da-
bei nehme ich in Kauf, dass die Grenzen des 
Solidaritätsbegriffs unscharf bleiben – eben-
so unscharf, wie sie in der öffentlichen De-
batte sind. ❙3 Es soll gezeigt werden, dass die 
„politisch verbürgte und organisierte Solidari-
tät“ im Sozialstaat keine der Funktionen und 
Verheißungen erfüllt, die mit ihr verbunden 
werden. Eine für meine Zwecke ausreichen-
de Bestimmung von gesellschaftlichem Zu-
sammenhalt findet sich im „Kohäsionsradar“ 
der Bertelsmann Stiftung: „Zusammenhalt ist 
ein beschreibendes Merkmal eines Kollektivs, 

❙1  	SPD, Hamburger Programm, Berlin 2007, S. 16.
❙2  	Ebd.
❙3  	Vgl. Kurt Bayertz, Begriff und Problem der Soli-
darität, in: ders. (Hrsg.), Solidarität, Frankfurt/M. 
1998, S. 11–54.
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das die Qualität des gemeinschaftlichen Mit-
einanders zum Ausdruck bringt. Eine kohäsi-
ve Gesellschaft ist gekennzeichnet durch enge 
soziale Beziehungen, intensive emotionale 
Verbundenheit und eine ausgeprägte Gemein-
wohlorientierung.“ ❙4 Welche Art von Solidari-
tät kann also soziale Beziehungen und emoti-
onale Verbundenheit fördern? Auf den ersten 
Blick scheinen die Anhänger der immer wieder 
als „solidarisch“ qualifizierten Institutionen 
und Organisationen des modernen Sozialstaa-
tes richtig zu liegen. Sie erzeugen ein gewis-
ses Maß an Vertrauen in materielle Sicherheit 
im Alter, in bestimmte Leistungen im Krank-
heitsfall, in finanzielle Leistungen bei Arbeits-
losigkeit oder allgemeiner bei verschiedenen 
Notlagen. Dieses Vertrauen, so könnte argu-
mentiert werden, entsteht gerade dadurch, dass 
diese Leistungen vom Staat garantiert werden 
und eben nicht vom Wohlwollen anderer ab-
hängen. Durch das allgemeine Vertrauen al-
ler darauf, dass ihnen von allen anderen (um 
eine simplifizierende, aber weit verbreitete Be-
schreibung zu verwenden) geholfen wird, ent-
steht gesellschaftlicher Zusammenhalt. Dage-
gen gibt es gewichtige Einwände.

Zunächst einmal bestehen die Ansprüche 
eben nicht an alle anderen, sondern an be-
stimmte staatliche Behörden oder ihnen sehr 
ähnliche Pflichtversicherungen, welche die 
Leistungen garantieren. Damit wird eine Si-
cherheit vorgegaukelt, die von verschiede-
nen Faktoren, wie etwa der demografischen 
Entwicklung, der Produktivität der Volks-
wirtschaft oder einer steigenden Verschul-
dung der öffentlichen Haushalte gefährdet 
ist. Gerade wegen der scheinbaren Sicherheit 
können Enttäuschungen über die Nichtein-
haltung von Versprechungen zu einem rapi-
den Schwund an Vertrauen in staatliche In-
stitutionen führen und so Zusammenhalt 
und Stabilität der Gesellschaft gefährden. 
Die Konzentration von Vertrauen auf staat-
liche Institutionen ist jedoch nicht nur des-
halb problematisch, weil es so leicht erschüt-
tert werden kann. Sie ist gefährlich, weil sie 
in Konkurrenz zum eigentlichen „Bindemit-
tel“ einer Gesellschaft, dem gegenseitigen 
Vertrauen, steht. Das gilt besonders, weil die 
staatlichen, oft als solidarisch qualifizierten 
Institutionen einen systematischen Anreiz 
dazu bieten, auf Formen der privaten Vorsor-

❙4  	David Schiefer et al., Kohäsionsradar: Zusammen-
halt messen, Gütersloh 2012, S. 21.

ge und der in Eigenverantwortung organisier-
ten Solidarität zu verzichten. Viele Menschen 
sind so in starkem Maße von ihnen abhängig, 
um in bestimmten Situationen oder Lebens-
phasen ihren Lebensunterhalt zu bestreiten.

Der nächste Einwand bezieht sich auf eine 
weitere Wirkung staatlich organisierter Solida-
rität, die eine erhebliche Bedrohung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts darstellt: Staat-
liche Umverteilung fördert eine Aufspaltung 
der Gesellschaft in Interessengruppen, die um 
politische Renten konkurrieren. ❙5 Sozialsyste-
me und in noch stärkerem Maße die Umver-
teilung durch das Steuersystem haben die Ne-
benwirkung, dass sie einen Verteilungskampf 
befördern, der engen sozialen Beziehungen 
zwischen allen Mitgliedern einer Gesellschaft 
und ihrer Gemeinwohlorientierung entgegen-
gesetzt ist. Die Diskussionen um „Reichen-
steuern“ oder Subventionen für bestimmte 
Wirtschaftszweige sind Beispiele dafür.

Ein weiteres Grundprinzip, das in praktisch 
jeder Definition von „Solidarität“ und von Be-
ginn seiner historischen Verwendung an eine 
entscheidende Rolle spielt, ist das der Gegen-
seitigkeit. Es geht um „wechselseitige Verbun-
denheit“, um die Bereitschaft sich „gegensei-
tig“ zu helfen, „füreinander“ einzustehen. Die 
Mechanismen staatlicher Umverteilung verlet-
zen dieses Prinzip, wenn auch in unterschied-
licher Intensität. Doch sicher ist zu beobach-
ten, dass potenziell Zusammenhalt schaffende 
gegenseitige Verpflichtungen mindestens aus-
gehöhlt werden – vorgeblich solidarische Leis-
tungen des Staates an Bedürftige oder (und das 
ist oft nicht das gleiche) Berechtigte beruhen 
eben nicht zuerst auf gegenseitigen Ansprü-
chen und emotionaler Bindung an andere oder 
auch an eine Gruppe von Menschen.

Die als „solidarisch“ bezeichneten staat-
lichen Systeme stehen außerdem im Wider-
spruch zu einem weiteren, für die Stärkung 
von sozialen Bindungen in einer Gesellschaft 
wichtigen Prinzip: dem Subsidiaritätsprinzip. 
Es besagt, dass politische Entscheidungen, 
aber auch gegenseitige Hilfeleistungen auf der 
niedrigsten möglichen Ebene getroffen wer-
den müssen. In einem zugespitzten liberalen 
Sinn bedeutet es, dass ein Staat sich nicht ein-
mischen darf, wenn Menschen in freiwilliger 

❙5  	Vgl. Michael Baurmann, Der Markt der Tugend, 
Tübingen 1996, S. 649.
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Kooperation ihre Probleme selbst und in eige-
ner Verantwortung lösen können. Die durch 
dieses Prinzip geforderte Solidarität im Nah-
bereich hat großes Potenzial, das Gefühl des 
Zusammenhalts und damit die Stabilität von 
kleineren Gemeinwesen zu erhöhen, welche 
die Basis einer stabilen Großgesellschaft bil-
den. Das gilt umso mehr für die Familie, die si-
cher der wichtigste Ort der Solidarität ist. Das 
gilt für alle Formen von Familien und Lebens-
gemeinschaften, unabhängig von ihrer rechtli-
chen Gestaltung und ihrer Zusammensetzung. 

Das Subsidiaritätsprinzip ist auch auf weit 
„höherer“ Ebene unverzichtbar, auf der seit 
einiger Zeit der Begriff der Solidarität in be-
sonders starker Weise als Waffe in politischen 
Auseinandersetzungen verwandt wurde – auf 
der Ebene der Europäischen Union. Elmar 
Nass betont die große Bedeutung des Subsi-
diaritätsprinzips aus der Perspektive der ka-
tholischen Soziallehre: „Wird die freiheitli-
che Ordnungsidee einer Hilfe zur Selbsthilfe 
durch eine Alimentierung ersetzt, wird das 
Subsidiaritätsprinzip übergangen. Eine sol-
che Interpretation gibt auch das Prinzip ge-
genseitigen Vertrauens preis, das nicht nur die 
Währung, sondern auch den sozialen Frieden 
stabilisiert. Ohne Vertrauen verlieren mensch-
liches Miteinander und Währungen ihren 
Wert.“ ❙6 Hier wird besonders deutlich, wohin 
(staatlich organisierte) Solidarität ohne Subsi-
diarität führen kann – in die Verantwortungs-
losigkeit. Und es wird sichtbar, welche Bedro-
hung sie für den Zusammenhalt darstellt.

Primär staatlich organisierte Solidarität be-
hindert, so das abschließende Argument in 
der nicht vollständigen Reihe, die Herausbil-
dung von Vielfalt: Neue Formen solidarischen 
Handelns, der Kooperation und der gegensei-
tigen Hilfe können nur aus einem Prozess des 
Ausprobierens vieler Varianten und des da-
mit verbundenen Prozesses des voneinander 
Lernens entstehen – und nicht aus staatlichen 
Vorschriften. So hat der sich herausbilden-
de Bismarcksche Sozialstaat die Weiterent-
wicklung des Systems aus Genossenschaften 
und Hilfskassen stark behindert, die auf frei-
willigem solidarischen Handeln aufbauten. ❙7 

❙6  	Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16. 8. 2012. 
❙7  	Vgl. Detmar Doering, Liberale Ordnung und pri-
vater Gemeinsinn, in: Otto Graf Lambsdorff (Hrsg.), 
Freiheit und soziale Verantwortung, Frankfurt/M. 
2001, S. 124-129.

In engem Zusammenhang damit steht auch, 
dass staatliche Solidarität Effizienzverlus-
te hinnehmen muss, da sie den Wettbewerb 
um immer bessere Lösungen ausschließt oder 
wenigstens behindert. Das gilt etwa im Be-
reich der Gesundheits- und Pflegedienstleis-
tungen. Damit werden Mittel verschwendet, 
die freie Menschen sinnvoll für solidarisches 
Handeln, für die Lösung der Probleme, die 
für sie wichtig sind, einsetzen könnten.

Die diskutierten Einwände zeigen, dass das 
funktionale Argument für Solidarität nur 
dann sinnvoll ist, wenn solidarisches Han-
deln als individuelles, von den einzelnen 
Menschen selbst verantwortetes Handeln 
verstanden wird. Ein derartiges Verständnis 
von Solidarität wird interessanter- und aus 
einer liberalen Perspektive erfreulicherwei-
se von zwei weiteren grundsätzlichen Argu-
menten gestützt. Erstens: Nur eine derartige 
Solidarität kann aus einer moralischen Per-
spektive den einzelnen Individuen zugerech-
net und damit auch hoch angerechnet wer-
den. Nur wer Alternativen hat und sich für 
eine von ihnen entscheidet, kann dafür gelobt 
(oder auch kritisiert) werden. Die Einzahler 
in die Sozialversicherungen handeln aus die-
ser Perspektive nicht in moralisch wertvoller 
Weise – denn sie sind gezwungen, zu zahlen. 
Zweitens: Nur eine auf freiwilligem Handeln 
aufgebaute Solidarität ist mit dem Grundwert 
der individuellen Freiheit vollständig verein-
bar. Alle Formen der durch Staaten erzwun-
genen Solidarität stehen mit der Freiheit der 
einzelnen Menschen in einem kaum auflösba-
ren Konflikt. 

Daraus folgt nicht, dass es keine Argu-
mente für auf Zwang aufgebaute Sozialsys-
teme und staatliche Umverteilung gibt. Es 
folgt allerdings daraus, dass diese nicht „so-
lidarisch“ sein können und keine Anreize 
für moralisch wertvolles, solidarisches Han-
deln geben. Vielmehr leisten sie einen Beitrag 
dazu, dem Menschen Chancen für solidari-
sches Handeln, für die freiwillige Übernah-
me von Verantwortung für sich und andere 
zu nehmen. Damit leisten sie langfristig kei-
nen Beitrag zur Förderung von Zusammen-
halt und Bindung an eine Gesellschaft, son-
dern bewirken eher das Gegenteil.



APuZ 34–36/201348

Lothar Probst

Nachhaltigkeit als
politischer Wert

 

Lothar Probst  
Dr. phil., geb. 1952; Geschäfts-

führer des Instituts für Inter-
kulturelle und Internationale 

Studien; Professor am Institut 
für Politikwissenschaft der 

Universität Bremen.  
www.lotharprobst.de

Der Begriff Nachhaltigkeit ist in Deutsch-
land 300 Jahre alt. (…) Das heißt, wir fei-

ern in diesem Jahr 300 Jahre Nachhaltigkeit. 
Daran können Sie er-
kennen, wie lange ei-
gentlich einfache Sa-
chen brauchen, um 
wirklich durchgesetzt 
zu werden. Wir spre-
chen jetzt über eine 
Welt, die heute mehr 
als sieben Milliarden 
Einwohner hat und 

die 2050 neun Milliarden Einwohner haben 
wird, auf der die Einkommen ungleich verteilt 
sind, auf der die Vermögen noch viel unglei-
cher verteilt sind, und über eine Welt, die mit 
Sicherheit auf Kosten der Zukunft lebt, also 
von der umfassenden Devise der Nachhaltig-
keit noch weit entfernt ist.“ ❙1 

Wer heute über Nachhaltigkeit als politi-
schem Wert schreibt, läuft Gefahr, einem Be-
griff, der ausgequetscht ist wie eine Zitrone, 
allenfalls ein weiteres Bekenntnis zu dessen 
Wichtigkeit für die Zukunft unserer Gesell-
schaft hinzuzufügen. In kaum einer gewich-
tigen Rede auf der nationalen oder interna-
tionalen politischen Bühne fehlt heute der 
Verweis auf Nachhaltigkeit, sei es im Bereich 
des Ökonomischen, des Ökologischen oder 
des Sozialen. Nach der Konferenz der Verein-
ten Nationen für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) in Rio de Janeiro im Jahr 1992 hat 
unter den politischen Akteuren geradezu ein 
inflationärer Wettlauf im Beschwören der 
Notwendigkeit und Bedeutung von Nach-
haltigkeit eingesetzt – ein Wettlauf, der in-
zwischen in eine Art Nachhaltigkeits-Popu-
lismus ausgeartet ist und dem Begriff jegliche 
Trennschärfe zu nehmen droht.

Taugt also der Begriff überhaupt noch 
dazu, ihm im Gesamtuniversum politischer 
Werte eine spezifische Bedeutung beizu-
messen? Oder ist er so entleert, dass er im 
Grunde zu einer beliebigen und unverbind-

lichen Formel im politischen Alltag zu wer-
den droht? Um diese Fragen zu klären, soll 
zunächst nachgezeichnet werden, wie der Be-
griff Nachhaltigkeit Eingang in zeitgenössi-
sche gesellschaftspolitische Diskurse gefun-
den hat. Dem liegt die Überlegung zugrunde, 
dass ein gesellschaftspolitisches Konzept erst 
dann in Institutionen und alltäglichen Wert-
orientierungen verankert ist, wenn es sich als 
regulative Leitidee im politischen Diskurs 
durchgesetzt hat. Darauf aufbauend geht der 
Beitrag auf den Verfassungsrang von Nach-
haltigkeit als politischem Grundwert sowie 
auf seine Bedeutung als Wertorientierung in 
den gesellschaftlichen Praxen und Verhal-
tensweisen ein, bevor Nachhaltigkeit als po-
litischer Wert in aktuelle gesellschaftspoli-
tische Zukunftskonzepte und Strategien für 
das politische Handeln eingeordnet wird. 

Vom Nischendasein  
zur regulativen Leitidee 

Wenn man sich aus wissenschaftlicher Per-
spektive mit Werten beschäftigt, gerät man 
schnell in ein kaum zu entwirrendes Knäuel 
verschiedener Erklärungen, Ansätze und 
Deutungen. Einig sind sich die meisten Au-
torinnen und Autoren darin, dass der ur-
sprünglich aus der Ökonomie stammende 
Begriff erst im Laufe des 19.  Jahrhunderts 
durch die Wertephilosophie in den Bereich 
der Politik übertragen wurde, während er 
in der traditionellen europäischen Ethik 
nur eine marginale Rolle spielte. ❙2 Seit die-
ser Zeit entfalten Werte ihr orientierendes 
und normierendes Potenzial für politisches 
und gesellschaftliches Handeln. Welche Wer-
te für eine politische Gemeinschaft sinnstif-
tend und verbindlich sein sollen, muss je-
doch diskursiv ausgehandelt werden. Dieser 
Aushandlungsprozess ist nicht frei von poli-
tischen Opportunitäten und in einer plura-
listischen Gesellschaft, in der unterschiedli-
che Wertvorstellungen aufeinanderprallen, 
stetig im Fluss. Vormals akzeptierte politi-
sche Werte können ihren gemeinschafts- und 

❙1  	Bundeskanzlerin Angela Merkel auf dem Evangeli-
schen Kirchentag, 3. 5. 2013, online: www.bundesregie-
rung.de/Content/DE/Rede/​2013/​05/​2013-05-03-re-
de-merkel-kirchentag.html (25. 6. ​2013).
❙2  	Vgl. Hermann Lübbe, Werteverfall oder Wertewan-
del?, in: Georg W. Oesterdiekhoff/Norbert Jegelka 
(Hrsg.), Werte und Wertewandel in westlichen Ge-
sellschaften, Leverkusen 2001.

http://www.lotharprobst.de
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Rede/2013/05/2013-05-03-rede-merkel-kirchentag.html
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sinnstiftenden Status verlieren, neue Werte 
dagegen in den Katalog moralisch verbind-
licher politischer Orientierungen aufgenom-
men werden. 

Die Entstehung neuer Werte ist häufig 
mit tief greifenden politischen und gesell-
schaftlichen Umbrüchen verbunden, in de-
nen sich neue Leitideen Bahn brechen. So 
haben die großen politischen Leitideen der 
Moderne – Freiheit, Gleichheit, Brüderlich-
keit – ihren Ursprung in der Amerikani-
schen beziehungsweise Französischen Re-
volution. Sie bestimmen bis heute unser 
politisches Handeln und wurden im Laufe 
der Geschichte von unterschiedlichen gesell-
schaftspolitischen  Strömungen und Parteien 
programmatisch vereinnahmt. Sie entwickel-
ten sich zu regulativen Prinzipien des ge-
sellschaftlichen Zusammenseins. Obwohl 
die Ursprünge des Begriffs Nachhaltigkeit 
vor dem Zeitalter dieser Revolutionen lie-
gen, konnte dieser seine politische Spreng-
kraft als eine neue regulative Leitidee natür-
lich erst zu einem Zeitpunkt entfalten, als die 
destruktiven Folgen einer wachstums- und 
fortschrittsgetriebenen Moderne langsam ins 
öffentliche Bewusstsein sickerten. 

In der Bundesrepublik lässt sich dieser 
Zeitpunkt relativ genau bestimmen. Die kul-
turhistorische Forschung begreift die 1970er 
Jahre als „Umbruchzeit“ und als „Abschied 
von der Geltung des liberal consensus“ ❙3 – ei-
nem Konsens, der mit den Begriffen Wachs-
tum, Wohlstand, Technikeuphorie und Fort-
schrittszuversicht beschrieben werden kann. 
In den umweltpolitischen Bewegungen jenes 
Jahrzehnts wurde die Fortschrittsgläubigkeit 
einer aus dem Ruder laufenden Moderne hin-
terfragt und ein grundsätzliches Unbehagen 
an den Erscheinungsformen der modernen 
Industriegesellschaft artikuliert. Es ist kein 
Zufall, dass gerade in dieser Zeit die Karrie-
re des Begriffs Nachhaltigkeit begann. ❙4 Wie 
kaum ein anderer Begriff eignete sich der ur-
sprünglich aus der Fortwirtschaft als Grund-
satz entwickelte Nachhaltigkeitsgedanke als 
gemeinsame Klammer einer an sich heteroge-
nen Bewegung, in der bürgerlich-konservati-

❙3  	Silke Mende, „Nicht rechts, nicht links, sondern 
vorn“, München 2011, S. 12.
❙4  	Vgl. Heiner Schanz, Forstliche Nachhaltigkeit, 
Schriften aus dem Institut für Forstökonomie der 
Universität Freiburg, Bd. 4, Freiburg/Br. 1996, S. 32.

ve Strömungen genauso zu Hause waren wie 
linke und alternative Gruppierungen. Der 
einfache wie bestechend klare Gedanke, der 
vor 300 Jahren von Hans Carl von Carlowitz 
aus einer eher volkswirtschaftlichen Perspek-
tive entwickelt wurde, nämlich dass man nur 
soviel Holz schlagen sollte, wie durch Wie-
deraufforstung nachwachsen kann, konnte 
nach der Veröffentlichung des Berichts des 
Club of Rome (1972) und der Ölkrise von 
1973 – nicht nur aufgrund seiner symboli-
schen Verbindung zum durch sauren Regen 
bedrohten Wald – umstandslos in eine öko-
logische Problemsicht integriert werden. Die 
schon in seinen forstwirtschaftlichen Ur-
sprüngen angelegte Verbindung ökonomi-
scher, ökologischer und sozialer Faktoren 
machte den Begriff zum idealen Ausgangs-
punkt eines neuen Paradigmas, welches sich 
gegen die zerstörerischen Potenziale der in-
dustriellen Moderne richtete. 

Der Impuls für Nachhaltigkeit als neue 
regulative Leitidee kam also nicht aus der 
Ökonomie, sondern aus der ökologischen 
Bewegung der 1970er Jahre, die damals 
noch in ihrer embryonalen Phase steck-
te und gesellschaftspolitisch weitgehend 
ein Nischendasein führte. Zwar beschäf-
tigten sich schon in dieser Zeit internatio-
nale Organisationen wie die Vereinten Na-
tionen auf ihrer Conference on the Human 
Environment (1972) in Stockholm mit den 
wachsenden Problemen der weltweiten Um-
weltzerstörung, aber es dauerte mehr als ein 
Jahrzehnt, bis Nachhaltigkeit Eingang in 
offizielle internationale Dokumente fand. 
Erst in den Debatten auf den Umweltkon-
ferenzen der Vereinten Nationen seit 1992 
folgte der Siegeszug des Prinzips der Nach-
haltigkeit nicht nur als ökologische, son-
dern auch als wirtschaftliche und soziale 
Handlungsmaxime. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammen-
hang, dass die volkswirtschaftliche Dimen-
sion von Nachhaltigkeit erst über den öko-
logischen Umweg auch von der Ökonomie 
wieder als handlungsleitendes Prinzip ent-
deckt wurde. Das hat damit zu tun, dass in 
den vergangenen Jahrzehnten in wirtschafts- 
und finanzpolitischen Diskursen ein zentra-
ler Kerngedanke von Nachhaltigkeit stärker 
an Einfluss gewonnen hat – die Verantwor-
tung für nachkommende Generationen. Die 
Grünen vermochten es in ihrem ersten Wahl-
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kampf zur Europawahl 1979, ❙5 diesen Kern-
gedanken symbolisch in einem Wahlplakat 
zu bündeln, das heute noch als gelungene vi-
suelle Verkörperung von Nachhaltigkeit ge-
lesen werden kann. Vor dem Hintergrund 
einer von Kinderhand gemalten Kulisse aus 
Bäumen, Blumen, Vögeln und einer strahlen-
den Sonne steht: „Wir haben die Erde von un-
seren Kindern nur geborgt.“ Dass diese Bot-
schaft in der Folgezeit einen Resonanzboden 
fand, lag auch daran, dass sie an die christ-
liche Schöpfungsgeschichte und damit an 
christliche Werte anschlussfähig war. 

Halten wir fest: Nachhaltigkeit hat sich seit 
den 1970er Jahren nach und nach über den öko-
logischen Diskurs als mehrdimensionale regu-
lative Leitidee in der Bundesrepublik und in 
der internationalen Arena etablieren können. 
Nicht jede regulative Leitidee wird jedoch in 
den Katalog der politischen Grundwerte einer 
Gesellschaft aufgenommen. Erst die verfas-
sungsrechtliche Normierung und Aufwertung 
einer Leitidee kann als ein Zeichen dafür ge-
wertet werden, dass sie als politischer Grund-
wert anerkannt und akzeptiert ist.

Von der Leitidee zum Grundwert 

In der Bundesrepublik hat das Prinzip der 
Nachhaltigkeit bisher zwar keinen normie-
renden Verfassungsrang als einklagbares 
Grundrecht erhalten, aber 2002 wurde der 
Schutz der Umwelt als Staatsschutzziel in das 
Grundgesetz (Artikel 20 a) aufgenommen. Die 
Formulierung, dass der Staat „in Verantwor-
tung für die künftigen Generationen die na-
türlichen Lebensgrundlagen (…) durch die 
Gesetzgebung und (…) durch die vollziehen-
de Gewalt und die Rechtsprechung“ schützt, 
nimmt den Gedanken der Nachhaltigkeit im-
plizit in das Staatsschutzziel mit auf. Angela 
Merkel bediente sich bei ihrer eingangs zitier-
ten Rede auf dem Evangelischen Kirchentag in 
Hamburg eines kleinen Tricks, um Nachhal-
tigkeit auch aus Artikel 1 des Grundgesetzes 
(„Die Würde des Menschen ist unantastbar“) 
als Verfassungsziel abzuleiten: „Dieser Arti-
kel 1 gilt nicht nur für uns heute, sondern wir 
haben auch eine Verantwortung für die Kin-

❙5  	Es handelte sich damals noch um die Vorläuferor-
ganisation „Sonstige politische Vereinigung (SPV). 
Die Grünen“, aus der 1980 die Partei Die Grünen her-
vorging. 

der, für die Enkel, für die Generationen, die 
nach uns kommen. Deshalb ist es so wichtig 
und so richtig, dass der Begriff Nachhaltigkeit 
schrittweise an Bedeutung gewinnt und unser 
politisches Handeln immer mehr bestimmt.“ ❙6

Tatsächlich stellt sich die Frage, ob die Ver-
pflichtung zu einer nachhaltigen Entwick-
lung explizit als Grundrecht Verfassungsrang 
bekommen sollte oder sich aus bereits beste-
henden Artikeln des Grundgesetzes ableiten 
lässt. Einen Vorschlag des 2001 von der dama-
ligen Bundesregierung ins Leben gerufenen 
„Rats für Nachhaltige Entwicklung“ aufgrei-
fend, brachte 2006 eine fraktionsübergreifen-
de Gruppe von überwiegend jüngeren Bun-
destagsabgeordneten einen Gesetzentwurf zur 
Erweiterung der Staatszielbestimmung nach 
Artikel 20 a in den Bundestag ein. Der Entwurf 
sah vor, einen neuen Artikel  20 b mit folgen-
dem Wortlaut einzufügen: „Der Staat hat in 
seinem Handeln das Prinzip der Nachhaltig-
keit zu beachten und die Interessen künftiger 
Generationen zu schützen.“ ❙7 Auch wenn der 
Gesetzentwurf mehrheitlich abgelehnt wurde, 
zeigt der Vorstoß, dass Nachhaltigkeit als Ver-
fassungsprinzip an Bedeutung gewonnen hat.

Andere Länder, wie die Schweiz, sind 
schon einen Schritt weitergegangen und ha-
ben dem Ziel der Nachhaltigkeit bereits Ver-
fassungsrang eingeräumt. In der Präambel 
der Schweizerischen Bundesverfassung wird 
die Verantwortung für die Schöpfung und für 
kommende Generationen explizit genannt, 
und in Artikel 2 heißt es: „Die Schweizerische 
Eidgenossenschaft (…) fördert (…) die nach-
haltige Entwicklung, den inneren Zusam-
menhalt und die kulturelle Vielfalt des Lan-
des. (…) Sie setzt sich ein für die dauerhafte 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
und für eine friedliche und gerechte interna-
tionale Ordnung.“ ❙8 Artikel  73 trägt sogar 
den Titel „Nachhaltigkeit“ und verpflichtet 
Bund und Kantone der Schweiz ausdrücklich 
auf ein „ausgewogenes Verhältnis zwischen 
der Natur und ihrer Erneuerungsfähigkeit ei-
nerseits und ihrer Beanspruchung durch den 
Menschen andererseits.“ ❙9 

❙6  	A. Merkel (Anm. 1).
❙7  	http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/​16/​033/​160​
3399.pdf (25. 6. 2013).
❙8  	www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/​199​
95395/index.html (27. 6. 2013).
❙9  	Ebd.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/033/1603399.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/033/1603399.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html
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Auch in dem 2003 vorgelegten Entwurf für 
eine Europäische Verfassung wurde das Ziel 
einer nachhaltigen Entwicklung und der So-
lidarität zwischen den Generationen in Ar-
tikel I-3 (Ziele der Union) aufgenommen. ❙10 
Obwohl aus diesem Entwurf bis heute keine 
Verfassung für Europa hervorgegangen ist, 
zeigen diese Beispiele, dass Nachhaltigkeit 
nicht mehr allein die Agenda internationaler 
Umweltkonferenzen bestimmt, sondern als 
politischer Grundwert auch die Verfassungs-
ebene erreicht hat.

Nachhaltigkeit in den politischen 
Wertorientierungen der Gesellschaft

Eine regulative Leitidee, zumal wenn sie in 
den Katalog politischer Grundwerte auf-
genommen wird, muss sich als Wertorien-
tierung auch in den alltäglichen Praxen und 
Verhaltensweisen, also in der politischen 
Kultur einer Gesellschaft bewähren, bevor 
man ihr eine gewisse Wirkmächtigkeit zu-
sprechen kann. Tatsächlich lässt sich seit den 
1970er Jahren in der Bundesrepublik und in 
anderen westlichen Gesellschaften in dieser 
Hinsicht ein Bewusstseinswandel konsta-
tieren. Nachhaltigkeit wurde in den vergan-
genen Jahrzehnten auch zu einer Frage der 
persönlichen Wertpräferenzen und des Le-
benswandels. Ausgehend von den alternati-
ven Lebensformen, in denen zunächst klei-
nere Gemeinschaften eine neue Kultur des 
Konsumverzichts einübten sowie neue For-
men einer alternativen regionalen Ökono-
mie ausprobierten, entwickelten sich in den 
folgenden Jahrzehnten sowohl im privaten 
wie im öffentlichen Leben politische Wert-
orientierungen, die dem Postulat der Nach-
haltigkeit folgten und nach und nach auch die 
Mehrheitsgesellschaft erreicht haben. ❙11 Mit 
der umstrittenen Wortschöpfung LOHAS 
(Lifestyles of Health and Sustainability) 

❙10  	http://europa.eu/scadplus/constitution/objecti-
ves_de.htm#PRINCIPLES (27. 6. 2013).
❙11  	In einer repräsentativen Umfrage des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) aus dem Jahr 2008 erklärten 84 Pro-
zent der Befragten, dass sie davon überzeugt seien, 
durch ihr eigenes Konsumverhalten einen Beitrag 
zum Umweltschutz leisten zu können. 61  Prozent 
meinten zugleich, dass dieses Verhalten nicht mit ei-
ner Verschlechterung ihrer Lebensqualität einher-
gehen dürfe. Vgl. Bundeszentrale für politische Bil-
dung, 14. 6. 2009, www.bpb.de/​61347 (5. 7. 2013).

wurde sogar eine neue Gruppe von Bürgerin-
nen und Bürgern als Träger eines nachhalti-
gen Lebensstils identifiziert.  ❙12 Als Sammel-
begriff für sehr unterschiedliche soziale und 
politische Gruppen kann LOHAS auf jeden 
Fall als Indiz dafür gelten, dass der Nachhal-
tigkeitsdiskurs in den alltäglichen politischen 
Orientierungen und Verhaltensweisen von 
der Peripherie ins Zentrum der Gesellschaft 
gerückt ist. 

Nachhaltigkeit als Leitlinie des individu-
ellen Verhaltens manifestiert sich beispiels-
weise in der Wiederverwertung von Rohstof-
fen durch Mülltrennung, einer Veränderung 
des Mobilitätsverhaltens, einem sparsameren 
Umgang mit öffentlichen Gütern, der Ver-
wendung nachwachsender Materialien, dem 
Einkauf biologisch erzeugter Nahrungs-
mittel und einem anderen Umgang mit Zeit. 
Auch Tauschbörsen, Carsharing-Stationen, 
Ökoläden, Ökobanken, Märkte für ökologi-
sche Baumaterialien sowie ökologische Kon-
sumgenossenschaften gehören längst zu einer 
über Jahre gewachsenen Nachhaltigkeits-In-
frastruktur. Die Wirkung dieser Verände-
rungen in den individuellen Wertorientie-
rungen auf eine nachhaltige Entwicklung ist 
jedoch politisch sehr umstritten. Ihnen wird 
von einigen Autoren eher symbolischer und 
kosmetischer Wert zugeschrieben, der dem 
guten Gewissen diene, aber de facto auf die 
Entwicklung einer weiterhin auf expansives 
Wachstum ausgerichteten Ökonomie keinen 
Einfluss habe. 

Postwachstumsökonomie  
oder ökologische Modernisierung?

An der kontroversen Debatte über die Wir-
kung und den Sinn der Veränderung indivi-
dueller Wertorientierungen und Verhaltens-
weisen für eine nachhaltige Entwicklung lässt 
sich ablesen, dass sich der Nachhaltigkeitsdis-
kurs in den vergangenen Jahren in zwei Rich-
tungen polarisiert hat. Autoren wie Niko 
Paech kritisieren die Vorstellung eines „grü-

❙12  	Paul Ray hatte 2001 das Phänomen der LOHAS 
in seinem Buch „The Cultural Creatives: How 
50 Million are Changing the World“ beschrieben. In 
Deutschland wurde der Begriff durch das 2007 vom 
Zukunftsinstitut herausgegebene Buch „Zielgruppe 
LOHAS. Wie der grüne Lifestyle die Märkte er-
obert“ (von Anja Kirig, Christian Rauch, Eike Wen-
zel) bekannt. 

http://europa.eu/scadplus/constitution/objectives_de.htm#PRINCIPLES
http://europa.eu/scadplus/constitution/objectives_de.htm#PRINCIPLES
http://www.bpb.de/61347
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nen Wachstumsmythos“, der sich aus dem 
„Impetus einer ökologischen Modernisie-
rung“ speise und von der Illusion eines „qua-
litativen“ beziehungsweise „nachhaltigen“ 
Wachstums träume. ❙13 Der damit verbundene 
Glaube, dass durch eine Effizienzrevolution 
und eine ressourcen- und energiesparende 
Veränderung des industriellen Stoffwechsels 
das fortschrittsgetriebene Wohlstandsmodell 
aufrechterhalten und die ökologischen Ka-
tastrophen der Zukunft aufgehalten werden 
könnten, kritisiert er als naiv. Demgegenüber 
käme es darauf an, den politischen Wert der 
Nachhaltigkeit in einer Postwachstumsöko-
nomie zu verwirklichen. Dies erfordere „eine 
Kunst der Reduktion“ ❙14 und die Überwin-
dung von Expansionszwängen, die, auch nach 
der Finanzkrise, wieder weltweit auf dem 
Vormarsch seien. Zwangsläufig ist eine derar-
tige Strategie nicht ohne Einschränkungen des 
privaten Konsums und eine Veränderung der 
Alltagsgewohnheiten zu verwirklichen. 

Interessanterweise ist es in Deutschland 
ein Vordenker der grünen Partei, Ralf Fücks, 
der mit seinem Buch „Intelligent Wachsen. 
Die grüne Revolution“ genau in die entge-
gensetzte Richtung zielt, indem er Nach-
haltigkeit zu einer „Frage der Produktions-
weise“ erklärt und aus der Perspektive jener 
Gesellschaften, die sich noch im Stadium der 
Entwicklung von privatem Wohlstand und 
Konsum befinden, gegen die Idee einer Post-
wachstumsgesellschaft „als Seufzer einer 
akademischen Mittelschicht, die schon alles 
hat, was das Herz begehrt“ ❙15, polemisiert. 
Fücks setzt vielmehr auf technische und so-
ziale Innovationen und den „Kapitalismus als 
lernendes System“, wohingegen er von einer 
Kultur der Mäßigung, des Verzichts und der 
Bescheidenheit nichts hält. Kajsa Borgnäs ar-
gumentiert dagegen, dass „die Hoffnung auf 
‚grünes Wachstum‘ als Generalschlüssel zur 
Lösung ökologischer und ökonomischer He-
rausforderungen eine riskante Sache“ sei. ❙16 
Es sei eine Illusion anzunehmen, dass die 

❙13  	Niko Paech, Vom grünen Wachstumsmythos zur 
Postwachstumsökonomie, in: Harald Welzer/Klaus 
Wiegandt (Hrsg.), Perspektiven einer nachhaltigen 
Entwicklung, Frankfurt/M. 2012, S. 133.
❙14  	Ebd., S. 142.
❙15  	Ralf Fücks, Intelligent wachsen, München 2013, 
S. 140.
❙16  	Kajsa Borgnäs, Jenseits des grünen Wachstumspa-
radigmas, in: Christian Kellermann/Henning Meyer 
(Hrsg.), Die Gute Gesellschaft, Berlin 2013, S. 296.

Wirtschaft nach der Krise wieder auf einen 
„‚normalen‘ Wachstumspfad“ einschwenken 
könne; wir müssten deshalb „wohl oder übel 
lernen, in einer Welt des langsamen Wachs-
tums zu leben“. ❙17

Die Debatte oszilliert also um zwei sich 
anscheinend ausschließende Positionen. Pro-
duktiver scheint es zu sein, in beide Rich-
tungen zu denken, wenn Nachhaltigkeit als 
regulative Leitidee und politischer Grund-
wert das zukünftige politische Handeln be-
stimmen soll. Damit Nachhaltigkeit nicht 
nur ein wohlfeiles Lippenbekenntnis bleibt, 
müssen jetzt ökonomische, finanzielle, öko-
logische, technische und soziale Weichen-
stellungen erfolgen, die den nachfolgenden 
Generationen Handlungsspielräume für das 
eigene Handeln ermöglichen. Dazu muss die 
Politik nicht nur ehrgeizige Ziele, etwa in der 
Klimapolitik, formulieren, sondern auch mit 
ihrer Umsetzung Ernst machen. Solange alt-
hergebrachte ökonomische Imperative immer 
wieder über ökologische Erfordernisse tri-
umphieren, werden wir tiefer in den Strudel 
von Krisen mit globaler Auswirkung schlit-
tern. Effizienzsteigerungen durch technische 
Innovation und gezielte Wachstumsbremsen 
in Bereichen, in denen Ressourcen und Ener-
gie vergeudet werden, müssen sich nicht aus-
schließen. 

Gleichzeitig kann die Gesellschaft die Pro-
bleme nicht nur an die Politik delegieren. Sie 
muss im Rahmen ihrer Alltagsgewohnheiten 
bereit sein, einen eigenen Beitrag zur nach-
haltigen Umsteuerung zu leisten. Harald 
Welzer hat mit seinem Buch „Selbst denken“ 
Möglichkeiten aufgezeigt, wie durch ande-
re Wertorientierungen und Verhaltenswei-
sen, die von einer Avantgarde auf allen gesell-
schaftlichen Ebenen vertreten und vorgelebt 
werden, auch auf der Ebene der Zivilgesell-
schaft ein Beitrag zu einer „nachhaltigen Mo-
derne“ geleistet werden kann. ❙18 Politische 
Weichenstellungen für Nachhaltigkeit und 
nachhaltiges Verhalten im Alltag können vor 
diesem Hintergrund also durchaus zwei sich 
ergänzende Seiten einer Medaille sein.

❙17  	Ebd., S. 287.
❙18  	Vgl. Harald Welzer, Selbst denken, Frankfurt/M. 
2013. 
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Politische Zyniker würden auf die Frage, 
ob Werte in der Politik eine Bedeutung 

haben, stirnrunzelnd auf die pragmatische 
Interessenvertretung – 
oder eher: Interessen-
durchsetzung – ver-
weisen und die Werte-
gebundenheit grund-
sätzlich hinterfragen. 
Vielleicht würden sie 
noch ergänzen, dass 
das Ansprechen von 
Werten und den ihnen 

zugrunde liegenden Bedürfnissen der Men-
schen allenfalls Bedeutung habe, die Interes-
sen klarer zu bestimmen und mit der Postu-
lierung von Werten die Wählerstimmenma-
ximierung zu fördern. Dabei würden diese 
Zyniker jedoch die schon von Max Weber im 
Kontext seiner Überlegungen zur Verantwor-
tungs- und Gesinnungsethik geführte Dis-
kussion über politische Orientierung überse-
hen. Und sie würden seinen berühmten Satz 
über die Wertkonflikte nicht wahrnehmen: 
„Es handelt sich nämlich zwischen den Wer-
ten letztlich überall und immer wieder nicht 
nur um Alternativen, sondern um unüber-
brückbar tödlichen Kampf, so wie zwischen 
Gott und Teufel.“ ❙1 Natürlich liegt der Politik 
auch immer ein Konflikt der Werte zugrun-
de – auch wenn er sich nicht immer bewusst 
gemacht wird. Werte liefern den bei Weber so 
bedeutsamen „Sinn“, der Ausgangspunkt für 
soziales (und damit auch politisches) Han-
deln ist.

Die Demokratie in Deutschland führt ihre 
Wertekonflikte nicht mehr als „unüberbrück-
bar tödlichen Kampf“, muss jedoch immer 
wieder zwischen widerstreitenden Werten 
entscheiden, Kompromisse finden, Ausglei-
che schaffen und sich dabei permanent die 
Frage nach der Aktualität und Bedeutung 
der verschiedenen Werte stellen. Werte wie 
Gleichheit und Gerechtigkeit, Wohlstand 

und Teilhabe, Fortschritt und Nachhaltigkeit 
stehen in der Gesellschaft und im Staat konti-
nuierlich auf der Tagesordnung und bedürfen 
der Austarierung.

Sicherheit gehört ebenfalls in den Kanon 
der politischen Grundwerte und wird häu-
fig in einem Atemzug mit Freiheit genannt. 
Erscheint die Kombination „Sicherheit und 
Freiheit“ zunächst als harmonische Ergän-
zung, werden sie bei der Konkretisierung 
aber auch mitunter als Gegensatzpaar ver-
standen. Denn bei umfassender Freiheit und 
der hier gegebenen Möglichkeit „alles“ zu 
tun, würde die Sicherheit der Mitmenschen 
gefährdet. Andererseits: Wenn überall die 
Sicherheit oberste Priorität besäße, müss-
ten Gefährdungen durch Verbote, technische 
Schutzmaßnahmen, umfassende polizeiliche 
Präsenz und umfassende Fürsorge verhindert 
werden, was wiederum die Handlungsfrei-
heit einschränken würde. 

Doch, so unter anderem der Bielefelder 
Staatsrechtler Christoph Gusy, kann Frei-
heit nicht ohne Sicherheit bestehen, wie auch 
die Sicherheit nur in einem System der Frei-
heit genossen werden kann. Sicherheit und 
Freiheit wären demnach gesellschaftliche 
Konstrukte, die in der wechselseitigen Er-
möglichung notwendig sind für eine Gesell-
schaftsbildung. „Ohne ein Mindestmaß an 
Sicherheit ist Gesellschaftsbildung gar nicht 
möglich. Wer die Folgen seines Verhaltens 
bei anderen Menschen oder Gruppen über-
haupt nicht voraussehen kann, kann mit ih-
nen nicht zusammenleben, kann sich mit ih-
nen nicht sozialisieren. Vertrauen schafft 
Sicherheit, und Sicherheit schafft Vertrauen. 
Aber auch ein Zuviel an Sicherheit macht Ge-
sellschaftsbildung unmöglich: Wo alles kon-
trolliert, alles aufgezeichnet und alles gegen 
den Einzelnen verwendet werden kann, kann 
sich gleichfalls kein Vertrauen bilden. Ge-
sellschaftsbildung setzt also immer das Vor-
handensein von Freiräumen voraus. Und wo 
auch Freiheit sein muss, kann keine vollstän-
dige Sicherheit sein. Der alte Gemeinplatz, 
wonach es in einem auf Zusammenleben an-
gelegten Gemeinwesen keine grenzenlose 
Freiheit geben kann, ist also dahin gehend zu 
ergänzen, dass es in einem solchen Gemein-
wesen auch keine grenzenlose Sicherheit ge-

❙1  	Max Weber, Gesammelte Aufsätze zur Wissen-
schaftslehre, Tübingen 1988, S. 507.

mailto:bernhard.frevel@fhoev.nrw.de
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ben kann.“ ❙2 Wenn also eine freie Gesellschaft 
politisch geschaffen und erhalten werden soll, 
bedarf es der Sicherheit.

Da Sicherheit aber nicht nur ein politischer 
Wert ist, sondern ein individuelles und kol-
lektives Grundbedürfnis darstellt, ist sie 
auch eine emotional positiv besetzte Vokabel. 
Wer würde schon gegen Sicherheit sein? Wer 
wünscht sich nicht mehr Sicherheit – gerade 
in unsicheren Zeiten? Ist es dann nicht auch 
selbstverständlich, dass die politischen Par-
teien Sicherheit versprechen (müssen) – wohl 
wissend, dass es umfassende Sicherheit nicht 
geben kann?

Unklarer Begriff  
für ein unstillbares Grundbedürfnis

Es ist kaum verwunderlich, dass Sicherheit 
ein Begriff ist, der sich in politischen Reden 
und Programmen zwar häufig wiederfindet, 
aber dennoch amorph bleibt. Mal wird da-
mit auf das allgemeine Grundbedürfnis nach 
Orientierung, Verlässlichkeit und Sorglosig-
keit ❙3 angespielt. Häufiger geht es um die so-
ziale Sicherheit, die etwa die ökonomische 
Grundversorgung, verlässliche soziale Bezie-
hungen, berufliche Integration und Schutz 
vor Ausbeutung umfasst. Im engeren Sinne 
wird auf die äußere Sicherheit, auch in Ver-
bindung mit einer internationalen Sicher-
heitsarchitektur im Kontext von UN und 
NATO, europäischer Sicherheitspolitik und 
Fragen des Militärs, sowie die innere Sicher-
heit und damit auf die Bekämpfung von Kri-
minalität, Extremismus, Terrorismus oder 
die öffentliche Sicherheit (wie Schutz vor Ka-
tastrophen) verwiesen. 

Zudem gewannen die Begriffe der Versor-
gungssicherheit (wie die Gewährleistung der 
Versorgung mit Energie, Wasser, Kommuni-
kationstechnik) sowie die Verbrauchersicher-
heit (wie angesichts der Lebensmittelskanda-
le) an Bedeutung. Während diese Begriff sich 
auch in den Grundsatzprogrammen der Partei-
en zeigen, werden weitere Sicherheitsaspekte 

❙2  	Christoph Gusy, Freiheit und Sicherheit, 14. 6. ​
2012, www.bpb.de/​76651 (9. 5. 2013).
❙3  	Das deutsche Wort Sicherheit stammt aus dem alt-
hochdeutschen „sihhor“ und leitet sich von dem la-
teinischen „securitas“ ab, was sich auf „sine cura“ – 
ohne Sorge – bezieht.

eher unregelmäßig im Kontext von jeweils ak-
tuellen Problemen politisch aufgegriffen, wie 
etwa die Verkehrssicherheit bei der Vorstellung 
der Unfallstatistiken oder die Netzsicherheit, 
wenn sogenannte Firewalls löchrig sind und 
Schad- oder Ausspähprogramme (Viren oder 
Trojaner) die Computer heimsuchen können.

Wie wichtig der Begriff der Sicherheit in 
der politischen Kommunikation ist, wird 
deutlich bei einer einfachen Frequenzanaly-
se, also der Zählung der Nennungshäufigkeit, 
der Grundsatzprogramme der sechs im Bun-
destag vertretenen Parteien. ❙4 Auf jeder zwei-
ten Seite findet sich im Durchschnitt die Si-
cherheit. Gut nachvollziehbar ist, dass die 
CDU bei ihrem Programm „Freiheit und Si-
cherheit“ den Sicherheitsbegriff am häufigs-
ten benutzt, er sich wie ein roter Faden durch 
das Papier zieht und mit verschiedenen Facet-
ten versehen wird. Die SPD benutzt Sicher-
heit in fast jedem dritten Fall, die Linke sogar 
in 47 Prozent der Nennungen im Zusammen-
hang mit sozialer Sicherheit. Die FDP setzt ei-
nen Schwerpunkt bei der äußeren Sicherheit, 
wobei sie insbesondere die internationalen Si-
cherheitsakteure wie die UN sowie die euro-
päische Sicherheitsarchitektur in den Vorder-
grund rückt. Wiederum ist die FDP auffällig 
bei dem Zusammenspiel von innerer Sicher-
heit und der Rechtssicherheit beziehungswei-
se den Bürger- und Freiheitsrechten. Sie stellt 
in der Regel diese Freiheitsrechte in den Vor-
dergrund und äußert sich kaum zu Kompe
tenzerweiterungen für die Polizei oder andere 
Sicherheitsbehörden. Und obwohl bei der Ver-
abschiedung des CDU-Programms 2007 der 
Atomausstieg unter Angela Merkel noch nicht 
in Sicht war, betont die CDU am intensivsten 
die Fragen der Versorgungssicherheit, wobei 
sie 2007 hierbei auch die Anlagensicherheit 
der Energieversorgung im Blick hatte.

Im inhaltsanalytischen Vergleich der Pro-
gramme wird das den Nennungen zugrun-
de liegende Sicherheitsverständnis und damit 
auch das parteiliche Menschen- und Staats-
bild besonders deutlich. Im Grundsatz haben 
die im Bundestag vertretenen Parteien bei der 

❙4  	Vgl. CDU, Freiheit und Sicherheit, 2007; CSU, 
Chancen für alle, 2007; SPD, Hamburger Pro-
gramm, 2007; Bündnis  90/Die Grünen, Die Zu-
kunft ist Grün, 2002; FDP, Verantwortung für die 
Freiheit, 2012; Die Linke, Programm der Partei DIE 
LINKE, 2011.

http://www.bpb.de/76651
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äußeren Sicherheit die größte Übereinstim-
mung, wobei die Linke eine abweichende 
Meinung vertritt. CDU, CSU, SPD, Grüne 
und FDP sind sich einig, dass die äußere Si-
cherheit durch eine intensive europäische und 
transatlantische Zusammenarbeit geschaffen 
werden muss und dass eine konfliktmindern-
de Außen- und Entwicklungspolitik hierzu 
gehört. So haben dann auch die UN hierbei 
eine wichtige Rolle zu spielen. Der Einsatz 
der Bundeswehr im Ausland wird von diesen 
Parteien als notwendig angesehen. Die Lin-
ke vertritt hier jedoch eine deutlich andere, 
antimilitaristische Position, wenn sie in ih-
rem Grundsatzprogramm formuliert: „Die 
Linke wird niemals einer deutschen Beteili-
gung an einem Krieg zustimmen. Krieg löst 
kein Problem, er ist immer Teil des Problems. 
Die Bundeswehr muss aus allen Auslandsein-
sätzen zurückgeholt werden.“ Auch wird die 
„Militarisierung“ der EU-Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik kritisiert.

Im Bereich der inneren Sicherheit zeigen 
sich sowohl in der Einschätzung der Gefähr-
dungen als auch bei der Betonung einer zen-
tralen Bedeutung der Polizei und Justiz deut-
liche Nähen der Unions-Parteien mit der 
SPD, wobei die SPD ihre staatsorientierte 
Gewährleistung der inneren Sicherheit durch 
die Feststellung ergänzt, den „Kampf gegen 
Gewalt, Hass und Verbrechen“ nur dann ge-
winnen zu können, „wenn wir mit gleicher 
Konsequenz gegen deren Ursachen vorge-
hen“, und so den zivilen und primärpräven-
tiven Ansatz der Kriminalitätsbekämpfung 
betont. 

Andererseits zeigen die Grünen und die 
FDP Berührungspunkte, wenn die Grünen 
dem „starken Staat“ die Forderung nach der 
Wahrung von bürgerschaftlichen Freiheits-
rechten entgegenstellt: „Dem Schutz der 
Grundrechte kommt im Strafrecht und im 
Strafprozess besondere Bedeutung zu. Die 
Gesetzesverschärfungen der Vergangenheit 
sind daher zu überprüfen und zu korrigie-
ren. Kriminalpolitik muss ein ausgewogenes 
Zusammenspiel aus Prävention, Intervention 
und Repression sein. Ein einseitiges Setzen 
auf Repressionen macht das Land nicht siche-
rer.“ Die FDP schreibt diesbezüglich: „Effek-
tiv können Strafverfolgung und Gefahrenab-
wehr nur dann sein, wenn sie mehr Freiheit 
eröffnen, als sie kosten. Denn die Freiheit 
schützt man nicht, indem man sie abschafft. 

Bürgerrechtseingriffe, die nur politische Ent-
schlossenheit demonstrieren sollen oder nur 
einer Symbolpolitik ‚der harten Hand‘ die-
nen, kommen für uns nicht in Frage. Bür-
gerrechtseingriffe, die zwar Sicherheit schaf-
fen, aber mehr Freiheit kosten, als sie sichern, 
sind für Liberale unverhältnismäßig, und wir 
lehnen sie daher ab.“

Weit auseinander liegen die Parteien CDU/
CSU und FDP von der SPD, den Grünen und 
der Linken bei dem Thema der sozialen Si-
cherheit. Betont die CSU ihre Absage an den 
„politischen Irrweg des Versorgungsstaates“ 
und lehnt sie den „falschen Glauben an den 
allzuständigen ‚Vater Staat‘“ ab, so nimmt 
die FDP die soziale Sicherheit als Begriff gar 
nicht in ihr Programm auf, sondern verweist 
auf die Kräfte der sozialen Marktwirtschaft 
und darin die individuelle Verantwortung. 
Der Gegenpol wird von der Linken vertre-
ten, die unter anderem umfassenden Kündi-
gungsschutz, Mindestlohn, sanktionsfreie 
Mindestsicherung und eine armutsfeste soli-
darische Rente fordert.

Rolle des Staates oder:  
Versprechen der Sicherheit

Die Parteien und die Regierungen verwei-
sen durchaus darauf, dass die Schaffung von 
Sicherheit zunächst eine Aufgabe der Bür-
gerinnen und Bürger selbst ist. Vorsorge zu 
betreiben und auf den Schutz der eigenen Per-
son und des eigenen Vermögens zu achten, 
seien individuelle Pflichtaufgaben. Und so 
schließen die Bürgerinnen und Bürger Versi-
cherungen ab, kaufen gute Schlösser für die 
Wohnungstür, installieren Rauchmeldeanla-
gen oder ergänzen die staatliche Rente durch 
eigene Altersvorsorge. Gleichwohl über-
nimmt der Staat, insbesondere ein moderner 
Wohlfahrtsstaat wie Deutschland, eine zen-
trale Rolle bei der Schaffung von Sicherheit – 
und zwar sowohl in dem großen Bereich der 
sozialen Sicherheit wie auch der öffentlichen 
Sicherheit, die hier als Sammelbereich für die 
äußere und innere Sicherheit verstanden wird.

Die Grundidee des Wohlfahrtsstaates ❙5 
sowie das Konzept des staatlichen Gewalt-

❙5  	Vgl. Klaus Schubert et  al., Europäische Wohl-
fahrtssysteme, in: dies. (Hrsg.), Europäische Wohl-
fahrtssysteme, Wiesbaden 2008, S. 15.
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monopols ❙6 fordern geradezu vom Staat 
die Verantwortung für umfassende Aufga-
ben im Bereich der Sicherheit. Die Gestal-
tung einer Daseinsvorsorge und der Schutz 
der Bevölkerung vor inneren und äußeren 
Gefahren und Risiken bilden deshalb das 
Kernverständnis der modernen Staatlich-
keit. Die Abwehr von Gefahren, Hilfeleis-
tung im Schadensfall sowie die Wiederher-
stellung von Sicherheit nach dessen Eintritt 
sind deshalb sowohl für soziale und die öf-
fentliche Sicherheit geboten. Die Bedeutung 
für den Staat wird unter anderem dadurch 
deutlich, dass erhebliche Finanzmittel der 
öffentlichen Hand für diese Bereiche bereit-
gestellt werden und dass auch öffentliches 
Personal mittelbar und unmittelbar hier tä-
tig wird. Mit 56,6 Prozent umfasst die sozia-
le Sicherung den größten Anteil der öffentli-
chen Ausgaben. Jeder 17. Euro (5,9 Prozent), 
den Bund, Länder und Kommunen ausge-
ben, wird für Verteidigung, öffentliche Si-
cherheit und Ordnung verwendet. ❙7 733 000 
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes 
kümmern sich um soziale Sicherung und 
714 000 um die öffentliche Sicherheit und die 
Verteidigung. ❙8 

Sicherheitsproduktion ist also Staatsaufga-
be. Und das Maß an objektiver und/oder von 
den Bürgerinnen und Bürgern gefühlter (so-
zialer oder innerer und äußerer) Sicherheit 
ist fundamental für die Legitimität des Staa-
tes. Vor allem der Vergleich zu sogenannten 
scheiternden beziehungsweise gescheiterten 
Staaten zeigt, dass die Gewährung von Si-
cherheit das zentrale Entscheidungskriterium 
für den Erfolg von Staatsbildung ist. Vor die-
sem Hintergrund kann es nicht überraschen, 
dass die politischen Akteure der Sicherheit 
eine besondere Aufmerksamkeit schenken 
und diesen Begriff häufig in Programme und 
Reden einflechten. 

❙6  	Vgl. Max Weber, Politik als Beruf, in: Studienaus-
gabe der Max-Weber-Gesamtausgabe, Tübingen 1994 
(1919), S. 40 f.
❙7  	Vgl. Statistisches Bundesamt, Ausgaben des öffent-
lichen Gesamthaushalts 2010, www.destatis.de/DE/
ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinan-
zenSteuern/OeffentlicheFinanzen/AusgabenEin-
nahmen/Tabellen/AusgabenausgewaehlteAufgaben-
bereiche.html (5. 7. 2013).
❙8  	Vgl. dass., Personal des öffentlichen Dienstes 2011, 
www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Gesellschaft-
Staat/OeffentlicheFinanzenSteuern/Oeffentlicher-
Dienst/Personal/Tabellen/Aufgaben.html (5. 7. 2913).

Gefahren des Sicherheitsversprechens
Wenn Sicherheit ein Grundbedürfnis ist, ❙9 
wenn der Staat bei der Sicherheitsgewäh-
rung eine zentrale Rolle spielt und wenn 
dies ein fundamentaler Faktor für die staat-
liche Legitimität ist, dann eignen sich po-
litische Versprechen von Sicherheit in be-
sonderer Form, Wählerinnen und Wähler 
anzusprechen. Je nachdem welche Wähler-
zielgruppen ins Auge gefasst werden, wel-
che Form von Sicherheit bei ihnen faktisch 
bedroht ist beziehungsweise welche Unsi-
cherheitsgefühle sie haben und welche Ein-
griffsmöglichkeiten der Staat in diesen Be-
reichen hat, werden die passenden Vokabeln 
differenziert und gezielt eingesetzt. So set-
zen die Sozialdemokraten und die Linke be-
sonders stark auf die soziale Sicherheit und 
die staatlichen Hilfsangebote. Die Kon-
servativen betonen den schützenden Staat 
und die Rolle von Polizei und Justiz, sind 
aber skeptisch gegenüber dem allzuständi-
gen „Vater Staat“ als Versorgungsstaat. Die 
Liberalen warnen vor der Verunsicherung 
der Freiheit durch zu viel staatliche Kon-
trollkompetenz. Jede Partei nutzt den Si-
cherheitsbegriff, aber spricht damit unter-
schiedliche Sorgen an.

Obwohl Deutschland ein im internatio-
nalen Vergleich gutes soziales Sicherungs-
niveau hat und über vielfältige Unterstüt-
zungsmöglichkeiten verfügt, obwohl hier das 
Kriminalitätsniveau relativ niedrig ist und 
die Polizei sowie die Justiz ihre Aufgaben or-
dentlich erledigen und obwohl Deutschland 
nur in geringem Maß militärisch engagiert ist 
und seit Jahren keinen Krieg auf heimischen 
Boden erleben musste, wird mit der politi-
schen Betonung von Sicherheit der Wunsch 
nach „noch mehr“ Sicherheit gefördert. Da-
bei läuft der Staat beziehungsweise laufen die 
politischen Akteure jedoch Gefahr, Opfer ih-
rer eigenen Erfolge zu werden. Es entsteht ein 
fatales Dilemma: Das Versprechen von mehr 
Sicherheit wird gegeben, um politische Legi-
timität zu gewinnen, und die geweckten Er-
wartungen können nicht abgewiesen werden, 
weil sie die Legitimität gefährden. ❙10 

❙9  	Vgl. Abraham Maslow, Motivation und Persön-
lichkeit, Reinbek 1981.
❙10  	Vgl. Christian Endreß/Nils Petersen, Die Di-
mensionen des Sicherheitsbegriffs, 14. 6. 2012, www.
bpb.de/​76634 (9. 5. 2013).

http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicheFinanzen/AusgabenEinnahmen/Tabellen/AusgabenausgewaehlteAufgabenbereiche.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicheFinanzen/AusgabenEinnahmen/Tabellen/AusgabenausgewaehlteAufgabenbereiche.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicheFinanzen/AusgabenEinnahmen/Tabellen/AusgabenausgewaehlteAufgabenbereiche.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicheFinanzen/AusgabenEinnahmen/Tabellen/AusgabenausgewaehlteAufgabenbereiche.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicheFinanzen/AusgabenEinnahmen/Tabellen/AusgabenausgewaehlteAufgabenbereiche.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicherDienst/Personal/Tabellen/Aufgaben.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicherDienst/Personal/Tabellen/Aufgaben.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicherDienst/Personal/Tabellen/Aufgaben.html
http://www.bpb.de/76634
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Doch in der wachsenden Komplexität der 
Gesellschaft, den vielfältigen Gefahren sowie 
den unüberschaubaren und durch den Staat 
kaum beeinflussbaren Risikofaktoren kann 
der Staat die erweiterte Nachfrage nach Si-
cherheit gar nicht befriedigen. Hierfür fehlt 
es mitunter an Interventionsmöglichkeiten, 
an finanziellen und personellen Mitteln, an 
Kompetenzen. Dennoch – gefangen in der 
Vorstellung der Legitimität schaffenden Si-
cherheit und eingefahren durch die Pfadab-
hängigkeit von Wohlfahrtsstaat und Gewalt-
monopol – versuchen die politischen Akteure 
ihr Versprechen aufrechtzuerhalten: Nach 
schweren Kriminalitätsfällen, terroristischen 
Anschlagsversuchen, technischen Unfällen, 
Extremwettern oder auch Lebensmittelskan-
dalen werden Maßnahmen entwickelt, die 
„mehr Sicherheit“ schaffen sollen. Das un-
stillbare Grundbedürfnis nach Sicherheit gilt 
es zumindest symbolisch zu befriedigen. Da-
bei wird der Begriff beständig erweitert und 
überdehnt. 

Werte und Leitsterne 

Sicherheit ist ein bedeutsamer Wert in der 
Politik, da er ein elementares Grundbedürf-
nis der Menschen betrifft. So ist es selbstver-
ständlich und notwendig, dass Parteien und 
Regierungen sich bemühen, Sicherheit zu ge-
währleisten. Nur darf diese Sicherheit nicht 
isoliert betrachtet werden, müssen die ver-
schiedenen Dimensionen der Sicherheit im 
Blick behalten werden und gilt es, das Ver-
sprechen der Sicherheit nicht zu weit zu 
treiben. 

Hierfür fand Christoph Gusy ein passen-
des Bild: „Die großen Ideen (Freiheit, Si-
cherheit und andere) haben die gesellschaftli-
che und politische Funktion von Leitsternen. 
Man kann an ihnen die Richtung bestimmen, 
aber man kann, darf und wird sie nie errei-
chen. Insoweit gleichen sie dem Polarstern: 
Er zeigt die Richtung für die Seefahrt. Aber 
wenn man ihn erreicht, hat man irgendetwas 
falsch gemacht. Politik bedarf der Orientie-
rung an jenen Ideen, aber zugleich eines ge-
wissen Maßes an Distanzierung von ihnen.“ ❙11

❙11  	C. Gusy (Anm. 2).
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In der vergleichenden Policy-Forschung wird 
verstärkt die Frage diskutiert, ob Moralpo-

litiken einen eigenen Politiktypus bilden, der 
sich im Hinblick auf 
Prozess- und Steue-
rungsmuster von an-
deren Politiken ab-
hebt. Hierunter fal-
len etwa die Regulie-
rung von Abtreibung, 
Sterbehilfe, Prostitu-
tion, Pornografie, Dro-
gen, Glücksspiel oder 
gleichgeschlechtlichen 
Partnerschaften. Be-
tont wird dabei insbe-
sondere, dass es bei Mo-
ralpolitiken typischer-
weise um Entscheidun-
gen über grundlegende 
Werte geht: Wann fängt menschliches Leben 
an, wann endet es? Sind Glücksspiel, Drogen-
konsum oder Prostitution inhärent als verwerf-
lich zu bewerten? Entscheidungen über diese 
Fragen implizieren Festlegungen über „richtig“ 
und „falsch“ und damit die Definition eines be-
stimmten Sets gesellschaftlicher Grundwerte. 

Die bisherige Forschung zeigt, dass das 
Auftreten und die Muster der politischen Be-
wältigung moralischer Grundkonflikte so-
wohl zwischen Politikfeldern als auch zwi-
schen Ländern erheblich variieren. ❙1 So steigt 
die Wahrscheinlichkeit für das Auftreten sol-
cher Wertkonflikte (das Framing politischer 
Probleme als gesellschaftliche Wertproble-
me) mit der thematischen Nähe zu religiösen 

❙1  	Vgl. Isabelle Engeli et al., Morality Politics in Wes-
tern Europe, London 2012; Stephan Heichel et  al., 
Public policy meets morality, in: Journal of European 
Public Policy, 20 (2013) 3, S. 318–334.
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Fragen; ein Umstand, der insbesondere bei 
Themen wie Abtreibung, Sterbehilfe, Präim-
plantationsdiagnostik (PID) oder embryona-
ler Stammzellenforschung zu beobachten ist. 
Auch die Frage, wie sehr die Konfliktlinie 
zwischen religiösen und säkularen Wertvor-
stellungen innerhalb des Parteiensystems in-
stitutionalisiert ist, beeinflusst die Politisie-
rung moralpolitischer Themen. 

Spezifische Herausforderungen

Moralpolitiken werden definiert als Politiken, 
deren inhaltliche Ausgestaltung eng mit Ent-
scheidungen über gesellschaftliche Werte ver-
knüpft ist. Politische Konflikte sind durch ge-
gensätzliche Wertvorstellungen geprägt und 
weniger durch eine an rationaler Problemlö-
sung orientierten Argumentation. Die Fra-
ge, in welchem Ausmaß sich eine Politik durch 
moralische oder instrumentelle Konflikte aus-
zeichnet, hängt nicht nur vom jeweiligen Rege-
lungsgegenstand ab, sondern auch davon, wel-
che Akteurinnen und Akteure sich mit ihrer 
Problemsicht im politischen Prozess durchset-
zen können und damit das Framing eines Po-
licy-Problems beeinflussen. ❙2 So kann etwa die 
Regulierung von Glücksspiel nicht nur als Pro-
blem gesellschaftlicher Werte, sondern auch als 
Gesundheitsproblem oder als ökonomisches 
Problem thematisiert werden. Folglich können 
das Ausmaß und die relative Bedeutung moral-
politischer Konflikte sowohl im Zeitablauf als 
auch über Länder und Politikbereiche variieren.

Jenseits dieser grundsätzlichen Klassifika-
tion erfolgt eine Unterscheidung bestimmter 
Teilbereiche von Moralpolitik, wie etwa The-
men, die sich auf Entscheidungen über Leben 
und Sterben beziehen (wie Abtreibung, Sterbe-
hilfe, PID), Themen mit Sexualitätsbezug (wie 
Homosexualität, gleichgeschlechtliche Part-
nerschaften, Pornografie, Prostitution), die Re-
gulierung von Suchtverhalten und Suchtstoffen 
(wie Drogen, Glücksspiel) sowie grundsätz-
liche Fragen der Vereinbarkeit individueller 
Freiheit und kollektiver Werte (wie Religions-
unterricht an Schulen, Waffenbesitz). ❙3 

❙2  	Vgl. Gary Mucciaroni, Are Debates about „Mora-
lity Policy“ Really about Morality?, in: Policy Stu-
dies Journal, 39 (2011) 2, S. 187–216. 
❙3  	Vgl. I. Engeli et al. (Anm. 1); Christoph Knill, The 
Study of Morality Policy, in: Journal of European Pu-
blic Policy, 20 (2013) 3, S. 309–317. 

Moralpolitische Konflikte gehen typischer-
weise mit bestimmten Merkmalen einher, 
welche den politischen Entscheidungsprozess 
charakterisieren. So erleichtert erstens die Ver-
knüpfung mit gesellschaftlichen Wertvorstel-
lungen die Reduktion der oftmals technisch-
wissenschaftlichen Komplexität der Materien 
auf vergleichsweise einfache Grundfragen. 
Dies begünstigt ein hohes Maß gesellschaftli-
cher Partizipation und einen entsprechend ho-
hen Grad der Politisierung moralpolitischer 
Themen. ❙4 Zweitens weisen moralische Kon-
flikte und die darin tangierten individuellen 
Freiheitsrechte eine große Nähe zu grund-
rechtlichen Fragen auf. Damit kommt Gerich-
ten eine zentrale Rolle im politischen Prozess 
zu. Letztere ergibt sich darüber hinaus aus 
dem Umstand, dass moralpolitische Fragen 
vielfach im Rahmen allgemeiner gesetzlicher 
Regelungen, insbesondere dem Strafrecht, 
thematisiert werden. Insgesamt sind Moral-
politiken daher in starkem Maße durch das 
Wechselspiel zwischen Politik und Rechtspre-
chung geprägt.

Drittens sind moralpolitische Entscheidun-
gen häufig individuelle Gewissensentschei-
dungen, die weniger durch parteipolitische Po-
sitionen, sondern durch Überzeugungen und 
Wertvorstellungen der einzelnen Entschei-
dungsträger geprägt werden. Hieraus erge-
ben sich Rückwirkungen für die Bedeutung 
des Parteienwettbewerbs bei moralpoliti-
schen Fragen, da moralpolitische Konflikte 
quer zu parteipolitischen Konfliktlinien ver-
laufen können. ❙5 

Viertens sind moralpolitische Konflikte 
häufig auch Konflikte zwischen religiösen 
und säkularen Weltanschauungen. Entspre-
chend wird der Religion bei der Analyse von 
Moralpolitiken eine im Vergleich zu anderen 
Politikfeldern wichtigere Rolle zugewiesen. ❙6 
Die religiöse Orientierung einer Gesellschaft 
stellt einerseits einen generellen – diffusen – 
Faktor dar, der die Wählerpräferenzen im 
Hinblick auf ein bestimmtes Thema beein-
flusst. Andererseits können Kirchen als Ver-
treter religiöser Interessen versuchen, ihre 

❙4  	Vgl. Christopher Z.  Mooney (ed.), The Public 
Clash of Private Values, New York 2001.
❙5  	Vgl. S. Heichel et al. (Anm. 1).
❙6  	Vgl. Michael Minkenberg, The policy impact of 
church-state relations, in: West European Politics, 26 
(2003) 1, S. 195–217.
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Mitglieder zu mobilisieren oder über ihre 
Nähe zu bestimmten politischen Parteien 
Einfluss auf die Politikgestaltung nehmen.  ❙7 
Der institutionellen Ausgestaltung des Ver-
hältnisses zwischen Staat und Kirche sowie 
der Existenz konfessioneller Parteien kommt 
hierbei eine wichtige Bedeutung zu. 

Politisierungspotenzial  
und Entscheidungsfähigkeit

Moralpolitische Steuerung ist in Deutschland 
durch zwei gegenläufige Tendenzen charak-
terisiert: ein vergleichsweise hohes Potenzial 
der Politisierung geht einher mit einer gerin-
gen Entscheidungsfähigkeit. 

Politisierung und agenda-setting. Die neu-
ere Forschung sieht den zentralen Faktor für 
das Politisierungspotenzial moralischer The-
men in der Struktur des nationalen Parteien-
systems und dem Vorhandensein bestimmter 
Konfliktlinien.  ❙8 Entscheidend ist demnach, 
ob bedeutende konfessionelle (religiöse oder 
religiös fundierte) Parteien existieren. Da-
raus ergibt sich (für Westeuropa) die grundle-
gende Unterscheidung in eine so bezeichne-
te religiöse und eine säkulare moralpolitische 
Welt. In der religiösen (christlichen) Welt ha-
ben konfessionelle Parteien ein genuines In-
teresse, moralische Themen zu politisieren 
oder konkret auf die (eigene) politische Agen-
da zu setzen, da diese Thematiken für be-
deutsame Teile ihrer Wählerklientel wichtig 
sind. In der säkularen Welt sind solche Anrei-
ze zur Politisierung moralischer Thematiken 
dagegen weit geringer ausgeprägt.

Aus dieser Perspektive ist das Potenzial 
für die Politisierung moralischer Themen in 
Deutschland als grundsätzlich hoch einzu-
schätzen. Mit der Union aus CDU und CSU 
gibt es eine christlich fundierte Partei, die 
dies bereits durch ihre Namensgebung zum 
Ausdruck bringt. Zudem war diese Partei 
über die gesamte Existenz der Bundesrepu-
blik objektiv betrachtet die bedeutsamste po-
litische Kraft, bezogen auf die Ergebnisse bei 
Bundestagswahlen, die Zeit der Regierungs-
beteiligung und nicht zuletzt beim Stellen 

❙7  	Vgl. Simon Fink, Politics as Usual or Bringing Re-
ligion Back In?, in: Comparative Political Studies, 41 
(2010) 12, S. 1631–1656. 
❙8  	Vgl. I. Engeli et al. (Anm. 1).

des Bundeskanzlers und der Bundeskanzle-
rin. Der Umstand, dass moralpolitische The-
men für die Union eine hohe Priorität haben 
und daraus resultierende Effekte auf den po-
litischen Prozess, lässt sich an verschiede-
nen Beispielen verdeutlichen. Nicht zuletzt 
der Umgang der CDU/CSU mit den Themen 
Abtreibung, Stammzellenforschung, PID, 
Sterbehilfe und aktuell die Gleichstellung 
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften bestä-
tigt dies. ❙9 Aufgrund der Existenz einer ver-
hältnismäßig starken Partei, für die Moralpo-
litik einen hohen Stellenwert hat, sehen sich 
aber auch die anderen nicht religiös gepräg-
ten Parteien genötigt, zu moralpolitischen 
Fragen Stellung zu beziehen. 

Verstärkt wird dieses Politisierungspoten-
zial durch den organisierten Einfluss der bei-
den großen christlichen Kirchen, also durch 
die Bedeutung von moralpolitischen „Kern-
interessenvertretern“. Dieser Einfluss mani-
festiert sich zum einen in deren verfassungs-
rechtlichen Status als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Aus der Verzahnung 
der weltlichen und der religiösen Sphären 
ergibt sich für die Kirchen ein privilegierter 
Zugang zum politischen Entscheidungspro-
zess. Im Gegensatz zum pluralistischen Mo-
dell der USA sind im korporatistisch gepräg-
ten Deutschland die beiden großen Kirchen 
nicht zwei Spieler unter vielen anderen, son-
dern big player. Ihre Positionierung in mora-
lischen Fragen und ihr hieraus resultierender 
Einfluss auf die politische Agenda kann von 
den Parteien kaum ignoriert werden. Ver-
stärkt wird dieser institutionelle Effekt durch 
persönliche Verflechtungen zwischen Partei-
en und Kirchen. 

Entscheidungsfähigkeit. Das hohe Politi-
sierungspotenzial geht einher mit einer re-
lativ geringen moralpolitischen Entschei-
dungsfähigkeit. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
in Deutschland der moralpolitische Status 
quo durch verbindliche exekutive oder le-
gislative Entscheidungen verändert wird, ist 
aufgrund verschiedener Faktoren begrenzt. 
Allgemein betrachtet ist zunächst festzuhal-
ten, dass das politische System der Bundes-
republik eines mit vielen „Vetospielern“ ist. 

❙9  	Vgl. etwa die Debatte auf dem Bundesparteitag der 
CDU im Dezember 2012 zur weiteren Gleichstellung 
homosexueller Partnerschaften: Frankfurter Allge-
meine Zeitung (FAZ) vom 4. 12. 2012.
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Damit ist gemeint, dass einer Regierung und 
der sie tragenden Parlamentsmehrheit weitere 
„Mitspieler“ gegenüberstehen, die eine Än-
derung des Status quo verhindern, revidie-
ren oder zumindest inhaltlich beeinflussen 
können.

Eine wichtige Rolle spielt hierbei der Föde-
ralismus. Geplante Rechtsakte in moralpoli-
tischen Regulierungsbereichen bedürfen viel-
fach der Zustimmung des Bundesrates, um 
verabschiedet werden zu können, wie etwa im 
Falle des Gesetzes zur Änderung des Schwan-
gerschaftskonfliktgesetzes oder des Präim-
plantationsdiagnostikgesetzes (PräimpG). 
Hinzu kommt, dass für einige moralpo-
litische Felder die wesentliche Gesetzge-
bungskompetenz bei den Ländern liegt (wie 
Glücksspiel) oder diese zumindest erhebliche 
Entscheidungsspielräume bei der Umsetzung 
haben (wie Drogen). 

Ebenso ist die Rolle der Gerichte als (po-
tenzielle) Vetoakteure in moralpolitischen 
Regelungsbereichen bedeutsam. In Deutsch-
land gilt dies in erster Linie für das Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) und basiert da-
bei auf dessen Befugnis zum judicial review, 
also der Überprüfung der Verfassungsmä-
ßigkeit von Gesetzen. Die starke Bedeu-
tung des Gerichts ergibt sich nicht zuletzt 
aus dem Grundrechtsbezug vieler moralpo-
litischer Themen. So ist etwa der Komplex 
„Leben und Sterben“ untrennbar mit dem 
verfassungsrechtlichen Lebensschutz (Arti-
kel  2 Absatz  2 Grundgesetz) verwoben und 
damit alle Regelungen in diesem Bereich der 
Deutungshoheit des BVerfG unterworfen. 
Für Politiken im Bereich Sucht ist hingegen 
vor allem die allgemeine Handlungsfreiheit 
(Art. 2 Abs. 1 GG) relevant. Für sexualitäts-
bezogene Themen ist insbesondere das allge-
meine Gleichbehandlungspostulat aus Art. 3 
Abs.  1 GG (Diskriminierungsverbot) von 
Bedeutung, das als „Einfallstor“ für das Ver-
fassungsgericht fungiert. 

Dabei definierte das BVerfG in verschie-
denen Fällen teilweise gegen den mehr oder 
weniger ausdrücklich artikulierten Willen 
der jeweiligen politischen Mehrheit im Bund 
maßgeblich den Inhalt moralpolitischer Re-
gelungen. Am augenfälligsten wurde der Ein-
fluss des BVerfG bisher bei der Regelung des 
Schwangerschaftsabbruchs. Das Gericht dehn-
te dabei den Lebensschutz aus Art.  2 Abs.  2 

GG auch auf den Fötus aus. In zwei Entschei-
dungen in den Jahren 1975 und 1993 verwarf es 
jeweils die zuvor gefundene politische Lösung 
als dem Lebensschutzauftrag nicht gerecht 
werdend. Auch bei der rechtlichen Stellung 
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften wirkte 
das Gericht durch eine Reihe von Urteilen als 
treibende Kraft, die rechtlich noch bestehen-
den Unterschiede zwischen der Ehe und der 
eingetragenen Lebenspartnerschaft nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG) einzu-
ebnen – so in den Bereichen Hinterbliebenen-
versorgung, Adoption und Besteuerung.

Auch die anderen obersten Gerichte kön-
nen über die Auslegung bestehenden Rechts 
eine Änderung des Status quo herbeiführen 
und dadurch eine Regelungssituation schaf-
fen, die nicht der politischen Intention hin-
ter dem entsprechenden Rechtsakt entspricht 
oder zumindest erheblich hiervon abweicht – 
also politisch so nicht gewollt war. So hat 
etwa der Bundesgerichtshof (BGH) mit sei-
nem Urteil vom 6. Juli 2010 über die Nicht-
strafbarkeit der PID nach dem Embryonen-
schutzgesetz eine bedeutende Änderung der 
bestehenden Rechtslage vorgenommen. Für 
den Bereich Sterbehilfe bedeutete das Grund-
satzurteil des BGH vom 25. Juni 2010 durch 
eine sehr weitgehende Auslegung der Bedeu-
tung einer Patientenverfügung eine nicht un-
erhebliche Liberalisierung, da es die aktive 
Beendigung der von einem Patienten nicht 
mehr gewollten lebenserhaltenden Maßnah-
men straffrei stellte.

Das PID-Urteil ist überdies ein Beispiel 
dafür, wie eine von einem Gericht vollzoge-
ne Änderung des Status quo (die PID wur-
de aufgrund diverser Bestimmungen des Em-
bryonenschutzgesetzes zuvor allgemein als 
nicht zulässig erachtet) von politischer Sei-
te partiell wieder „korrigiert“ wurde. Durch 
das PräimpG wurde die Vornahme einer 
PID zwar nicht wieder grundsätzlich un-
tersagt, aber zumindest auf gravierende Fäl-
le beschränkt. Damit wird deutlich, dass Ge-
richte auch als moralpolitische Agendasetzer 
fungieren können. Allerdings erfordert eine 
entsprechende Reaktion der Politik die Ini-
tiierung eines Gesetzgebungsverfahrens. Im 
Falle der BGH-Rechtsprechung zur Sterbe-
hilfe kam ein solches Verfahren bislang nicht 
zustande. Offenbar gab es keine politische 
Mehrheit für die Änderung der durch den 
BGH geschaffenen Rechtslage. 
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Neben verschiedenen Vetospielern im deut-
schen politischen System sind es aber vor al-
lem die politischen Institutionen von Parla-
ment und Regierung beziehungsweise die in 
ihnen agierenden Akteure – namentlich die 
Parteien und Fraktionen  –, die für die ge-
ringe Entscheidungsfähigkeit in moralpoli-
tischen Regelungsbereichen verantwortlich 
sind. Das Vorhandensein einer bedeuten-
den konfessionellen Partei und deren durch 
den Parteienwettbewerb induzierten Aus-
strahlung auf die anderen politischen Kräf-
te im Parlament führt zwar zu einem ver-
gleichsweise hohen Potenzial moralischer 
Politisierung. Hieraus folgt jedoch nicht 
zwangsläufig, dass die verschiedenen Partei-
en in moralpolitischen Fragen als homogene 
Akteure begriffen werden können. Die Kon-
fliktlinien verlaufen keineswegs immer ein-
deutig entlang der Parteigrenzen – schon gar 
nicht anhand des bekannten Links-rechts-
Spektrums. 

Vielmehr zeigt sich insbesondere für die 
großen Volksparteien häufig eine starke He-
terogenität innerparteilicher Positionen, die 
nicht zuletzt aus der unterschiedlichen reli-
giösen Bindung der Abgeordneten resultie-
ren kann. Bei (ethischen) Fragen von Leben 
und Sterben manifestiert sich dies oft im aus-
drücklichen Wunsch nach breiterer Willens-
bildung über Parteigrenzen hinweg (Stich-
wort „Gewissensentscheidungen“). ❙10 Hinzu 
kommt eine hohe Entscheidungskomplexität, 
welche sich daraus ergibt, dass in vielen mo-
ralpolitischen Bereichen Werteentscheidun-
gen mit zusätzlichen relevanten Aspekten 
(Gesundheit, wirtschaftliche Interessen, For-
schungsförderung) zusammenfallen. 

Mit steigender innerparteilicher Fragmen-
tierung reduziert sich gleichzeitig der po-
tenzielle elektorale Gewinn für die jeweili-
gen Parteien, der mit einer Positionierung 
zu moralpolitischen Themen verbunden 
sein könnte. Wenn es innerhalb der Volks-
parteien Union und SPD unterschiedliche 
moralpolitische Interessen oder gar Flü-
gel gibt, dann repräsentieren diese zu ei-
nem gewissen Grad auch unterschiedliche 
Elektorate bei diesen Fragen (auch wenn 

❙10  	Vgl. Caroline Preidel, Die soziale Logik der Mo-
ralpolitik, Masterarbeit Universität Konstanz 2011; 
Markus Baumann et  al., Beyond Party Unity, Ar-
beitspapier, Universität Mannheim 2013. 

derartige Themen meist keine zentrale Be-
deutung für Wahlentscheidungen haben). 
Fehlen klare, innerparteilich breit akzep-
tierte Grundpositionen (wie sie etwa in der 
Sozialpolitik anzutreffen sind), bestehen aus 
parteipolitischer Sicht geringe Anreize, eine 
Veränderung des moralpolitischen Status 
quo anzustreben. 

Entpolitisierung  
und Nichtentscheidung

Nicht immer sind moralpolitische Diskur-
se in starkem Maße politisiert und werden 
moralpolitische Reformen blockiert. Dies 
lässt sich vor dem Hintergrund verschiede-
ner Kompensationsmuster erklären, die un-
ter bestimmten Bedingungen moralpolitische 
Steuerungsfähigkeit innerhalb des deutschen 
Regierungssystems gewährleisten. Konkret 
manifestieren sich diese Muster in verschie-
denen Formen der Entscheidungsverlage-
rung auf andere Arenen. Damit kommt es 
nicht nur zu einer Entpolitisierung moralpo-
litischer Konflikte, sondern auch zu einer ge-
zielten Vermeidung direkter politischer Ent-
scheidungen (non-decisions).

Unabhängige Expertenkommissionen. Das 
hohe Politisierungspotenzial führt dazu, 
dass das Aushandeln von Kompromisslösun-
gen schwierig ist, da der politische Diskurs 
als moralische Auseinandersetzung und we-
niger als instrumentell-rationale Suche nach 
effektiven Problemlösungen geprägt ist. Die 
Chancen auf eine politische Einigung stei-
gen jedoch, wenn es gelingt, das Framing des 
Policy-Problems in Richtung einer instru-
mentell geprägten Diskussion zu verschie-
ben. Entpolitisierung bezeichnet dabei gene-
rell den Versuch, gesellschaftliche Konflikte 
und Probleme aus der öffentlichen Diskussi-
on zu verbannen beziehungsweise die Kon-
fliktpotenziale aus den tatsächlich sie be-
dingenden gesellschaftlichen Beziehungen 
herauszulösen. 

In diesem Zusammenhang kommt der Ent-
scheidungsverlagerung auf unabhängige Ex-
pertenkommissionen eine große Bedeu-
tung zu. Ein Beispiel ist der 2001 eingesetzte 
Deutsche Ethikrat, ein unabhängiger Sach-
verständigenrat, der ethische, gesellschaft-
liche, naturwissenschaftliche, medizinische 
und rechtliche Fragen analysiert, die sich im 
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Zusammenhang mit wissenschaftlicher For-
schung und deren Folgen für den Menschen 
ergeben. Hierzu erarbeitet er Stellungnah-
men und Empfehlungen für politisches oder 
gesetzgeberisches Handeln, entweder auf ei-
genen Entschluss oder im Auftrag der Bun-
desregierung und des Deutschen Bundestags. 
Aktuelle Themen, mit denen sich der Rat be-
fasst, betreffen etwa die PID, Demenz und 
Selbstbestimmung, Zwischengeschlechtlich-
keit oder genetische Diagnostik. 

Selbstverwaltungsorgane. In ähnlicher Wei-
se funktioniert eine Entscheidungsverlage-
rung im medizinisch-rechtlichen Kontext, 
wenn Befugnisse zum Setzen verbindli-
cher Regelungen auf Organe der beruflichen 
Selbstverwaltung übertragen werden („Stan-
desrecht“). Auch hierdurch kann sich die Po-
litik „lästiger“ Komplexe entledigen, indem 
moralische Regelungsbereiche an (vermeint-
liche) Fachleute und in unpolitische Arenen 
delegiert werden. Ein wichtiges Beispiel ist 
die Selbstregulierung der Berufsorganisati-
on der Ärzteschaft durch die Bundesärzte-
kammer. So hat es beispielsweise zwar kei-
ne politische Reaktion auf das BGH-Urteil 
zur Sterbehilfe gegeben. Wohl aber haben 
die Medizinerorganisationen darauf reagiert, 
indem sie Ärztinnen und Ärzten die aktive 
Sterbehilfe in der rechtlich eigentlich erlaub-
ten Form als unvereinbar mit dem Berufs-
ethos untersagten. ❙11 Dass dies keine zwin-
gende medizinisch ethische Festlegung ist, 
zeigen die Beispiele anderer Staaten (wie der 
Niederlande). Im Endeffekt bleibt es damit 
zwar nicht de jure, aber de facto bei der alten 
Regelung. 

Gerichte. Die Vetomacht des BVerfG und 
anderer Gerichte impliziert nicht nur poten-
zielle Restriktionen moralpolitischer Ent-
scheidungsfähigkeit. Gleichzeitig können 
die Gerichte – politisch mehr oder weniger 
beabsichtigt – die Funktion haben, fehlende 
politische Entscheidungsfähigkeit zu kom-
pensieren. Dies gilt etwa in vielen Fällen, in 
denen aus parteipolitischer Sicht die Kos-
ten des Handelns größer wären als bei einer 
Nichtentscheidung (sei es aufgrund unkla-
rer elektoraler Gewinne oder innerpartei-
licher Fragmentierung). So lassen sich etwa 
die in den vergangenen Jahren ergangenen 
Urteile des BVerfG zur Gleichstellung der 

❙11  	Vgl. FAZ vom 11. 6. 2011.

gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaf-
ten auch so interpretieren, dass hier insbe-
sondere die Union eine Festlegung auf wei-
tere Reformschritte, für die es inhaltlich 
keine Mehrheit in der Partei gegeben hätte, 
aus strategischen Gründen vermeiden woll-
te und stattdessen dem BVerfG die Verant-
wortung übertrug.

Fazit 

Die Analyse der moralpolitischen Steue-
rungsfähigkeit des deutschen politischen 
Systems bestätigt viele der allgemein für Mo-
ralpolitiken theoretisch antizipierten Muster 
und Konstellationen. Insofern lässt sich mit 
einiger Berechtigung auch für Deutschland 
von einem eigenen Politikbereich „Moralpo-
litik“ sprechen. Generell ist hierbei von einer 
einerseits hohen moralpolitischen Mobilisie-
rung und andererseits einer relativ geringen 
Entscheidungsfähigkeit des politischen Sys-
tems auszugehen. 

Dennoch resultiert dies nicht zwingend in 
einer Status-quo-Fixierung. Zum einen ha-
ben die politischen Akteure selbst (wie durch 
Aufhebung des Fraktionszwangs bei moral-
politischen Gesetzesmaterien) konfliktmi-
nimierende Wege gefunden, um notwendige 
Entscheidungen herbeizuführen. Zum ande-
ren haben sich ebenso Kompensationsmecha-
nismen für die fehlende Steuerungsfähigkeit 
in Form von Entpolitisierung und Entschei-
dungsdelegation herausgebildet. Sie ermög-
lichen moralpolitischen Wandel in anderen 
Entscheidungsarenen. 
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